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Beginn: 13.35 Uhr

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Ich eréffne unsere heutige Sitzung.

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten kénnen,
haben wir noch eine kleine Geschaftsordnungsfra-
ge miteinander zu klaren. Die CDU-Fraktion be-
gehrt gemaR Paragraf 44 in Verbindung mit Para-
graf 26 unserer Geschaftsordnung das Wort. —
Herr Gladiator, Sie haben es, fir maximal zwei Mi-
nuten.

Dennis Gladiator CDU (zur Geschéaftsordnung):*
Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Wir
hdéren gleich die Regierungserklarung zum Rulck-
kauf der Fernwarmenetze. Wir hatten uns dartber
verstandigt, dass den Fraktionen dazu 40 Minuten
Redezeit zur Verfligung stehen. Das war dann ein
Hin und Her, und wir haben nicht ganz verstanden,
warum es da bei Rot-Griin nicht ganz Einigkeit da-
riber gab.

(Dirk Kienscherf SPD: Was?)

Wir finden, dass dieses Thema so wichtig fur die
Stadt ist, dass das Parlament es aus seinem
Selbstverstandnis heraus auch intensiv diskutieren
sollte. Darum beantragen wir, die Redezeit der
Fraktionen auf 40 Minuten fir die Aussprache zur
Regierungserklarung zu erweitern, und freuen uns,
wenn Sie dem zustimmen.

(Beifall bei der CDU, den GRUNEN, der AfD
und bei Dirk Kienscherf SPD)

Prasidentin Carola Veit: Herr Buschhiter be-
kommt das Wort flir die SPD-Fraktion.

Ole Thorben Buschhiiter SPD (zur Geschéaftsord-
nung): Frau Prasidentin, meine Damen und Her-
ren! Herr Gladiator, die Idee hatten wir ja auch
schon, und wenn die Opposition das jetzt bean-
tragt, gestehen wir die 40 Minuten natlrlich gern
zu. Es ist ein wichtiges Thema, Uber das man auch
langer reden kann. Was wir nicht wollten, war,
dass diese Frage mit anderen Punkten verknipft
wird und Forderungen gestellt werden flr die Zu-
stimmung zu den 40 Minuten; da darf ich einmal
ganz nach links gucken. Insofern ist es gut, die
Frage jetzt hier zu klaren, und natirlich stimmen
wir zu. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN, der
FDP, vereinzelt bei der LINKEN und bei
Dennis Gladiator CDU)

Prasidentin Carola Veit: Herr Muller bekommt
das Wort fur die GRUNE Fraktion.

Farid Miiller GRUNE (zur Geschéftsordnung):* Ich
weil} nicht, was Sie meinen mit Rot-Grin ... Einen

Dissens in dieser Frage gab es gar nicht, sondern
die GRUNE Fraktionsgeschéftsfiihrung hatte das
letzte Woche sogar vorgeschlagen. Der Senat war
ein bisschen schneller, und jetzt haben wir gesagt:
Wir wollen das aber auch gern. Ich finde gut, dass
es aufgegriffen wird, und wir stimmen naturlich
gern zu.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Frau Sudmann fir die
Fraktion DIE LINKE.

Heike Sudmann DIE LINKE (zur Geschéftsord-
nung):* Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Eine
seltene Konstellation, die wir hier haben. Rot-Griin
will gern 40 Minuten reden, weil Rot-Grilin ein klei-
nes Problem hat.

(Dr. Monika Schaal SPD: Sie haben ein Pro-
blem!)

Das Problem besteht darin, dass bei dieser guten
Sache, die Fernwarme zurlckzukaufen — was wir
sehr gut finden —, Sie als SPD jetzt merken: Hm,
die GRUNEN stehen so gut da. Deswegen wollen
Sie gern langer reden. Die CDU wiederum findet
es vollig falsch, die Fernwarme zuriickzukaufen,
die CDU mochte deswegen gern reden.

Ich frage Sie alle gemeinsam: Bei diesem Thema,
das auch noch in den Ausschuss geht und debat-
tiert wird, wollen Sie 40 Minuten Redezeit haben?
Beim Haushalt fir die gesamte Stadt Hamburg ha-
ben wir auch nur 40 Minuten. Und hier sagen Sie
"Das ist so wichtig"? Das ist doch sehr ...

(André Trepoll CDU: Uber drei Tage!)
— Nein, nein, nein, nein. In der Generaldebatte.

Es ist doch sehr auffallig, dass Sie hier ganz ande-
re Interessen verfolgen, als Uber die Fernwarme
oder den Rickkauf reden zu wollen.

(Zurufe bei der SPD: Oh! — Wolfgang Rose
SPD: Mannomann!)

— Gemach, gemach.

Deswegen sagen wir: In den 30 Minuten, die wir
haben, haben wir genug Zeit, die Argumente aus-
zutauschen. Und ich glaube, kurz und knackig kon-
nen Sie auch. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Bitte, Herr Oetzel fir die
FDP-Fraktion.

Daniel Oetzel FDP (zur Geschaftsordnung):* Sehr
geehrte Frau Prasidentin, meine Damen und Her-
ren! Ich finde es ein bisschen sachfremd, wie DIE
LINKE hier argumentiert und jetzt noch einmal ir-
gendwie einen Schwenk zum Haushalt macht. Fakt
ist doch wohl: Wir haben hier heute eine sehr wich-
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(Daniel Oetzel)

tige, groRe Entscheidung fir die Stadt zu treffen.
Die Zeit sollten wir uns als Parlament nehmen, das
zu debattieren. Auch wenn es mutmalflich von ver-
schiedenen Fraktionen verschiedene Griinde dafiir
gibt, warum man langer sprechen méchte, sind wir
uns, glaube ich, mit groBer Mehrheit doch einig,
dass wir das tun sollten. Insofern werden wir als
FDP-Fraktion das unterstitzen.

(Beifall bei der FDP, der SPD, der CDU und
den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren, gibt es weitere Wortmeldungen? Die sehe ich
nicht. Dann kénnen wir zur Abstimmung kommen.

Ich frage Sie, wer dem Antrag der CDU-Fraktion
auf Redezeitverlangerung bei der Regierungserkla-
rung folgen moéchte. — Wer stimmt dagegen? — Gibt
es Enthaltungen? — Das Erstere war deutlich die
Mehrheit. Dann betragt die Redezeit zur heutigen
Regierungserklarung fir die Fraktionen und den
Senat je 40 Minuten.

Das war unser kleines Warm-up heute. Bevor wir
gleich mit der Regierungserklarung beginnen, teile
ich lhnen zunadchst noch mit, dass die Fraktionen
abweichend von der Empfehlung des Altestenrats
Ubereingekommen sind, den TOP 43 zu vertagen.

Wir kommen zur Regierungserklarung.

Meine Damen und Herren! Der Prasident des Se-
nats hat mich gebeten, ihm gemafy Paragraf 12
Absatz 1 unserer Geschaftsordnung die Gelegen-
heit zur Abgabe einer Regierungserklarung zum
Thema "Umsetzung des Volksentscheids 'Unser
Hamburg — Unser Netz" zu geben. Die Beratung
hierzu wird, wie soeben beschlossen, mit einer
40-minltigen Redezeit stattfinden. Fraktionslose
Abgeordnete haben eine Redezeit von finf Minu-
ten.

Und nun, Herr Blrgermeister, haben Sie das Wort.

Erster Biirgermeister Dr. Peter Tschentscher:*
Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine Damen und
Herren! Volksentscheide sind in Hamburg seit Gber
20 Jahren ein wesentliches Element unserer de-
mokratischen Verfassung. Die Birgerinnen und
Birger konnen damit direkt und selbst Uber we-
sentliche Fragen unseres Gemeinwesens ent-
scheiden. Es bestehen klare Regeln Uber das Zu-
standekommen und die Durchfiihrung der Referen-
den und die Volksentscheide sind nach Artikel 50
unserer Verfassung fir Senat und Birgerschaft
verbindlich, und das ist gut so.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Der Senat fihlt sich auch politisch verpflichtet,
Volksentscheide im Sinne ihrer Zielsetzung best-
moglich umzusetzen.

Mit dem Volksentscheid vom September 2013 ha-
ben die Hamburgerinnen und Hamburger entschie-
den, dass die Energienetze fir Strom, Gas und
Fernwadrme in das Eigentum und die Verantwor-
tung der Stadt Ubergehen sollen — ein klarer Auf-
trag, den wir seitdem konsequent im Sinne der
Energiewende umsetzen. Unser Ziel ist eine
moderne, sichere und klimafreundliche Energiever-
sorgung fir alle Birgerinnen und Blirger unserer
Stadt.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die Ubernahme der Energienetze in die offentliche
Hand entspricht der Uberzeugung einer groRen
Mehrheit der Menschen in Deutschland, dass die
Grundfunktionen der Daseinsvorsorge — die Ver-
sorgung mit Wasser und Energie, die Entsorgung
von Mill und Abwasser oder die Grundlagen der
medizinischen Versorgung und des offentlichen
Nahverkehrs — in einer besonderen Verantwortung
der Politik stehen. Sie sollen modern, sicher und
effizient bereitgestellt werden, aber am Gemein-
wohl orientiert sein.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Zur Umsetzung des Volksentscheids hat der Senat
2014 in einem ersten Schritt das Stromnetz zu
100 Prozent erworben, das seitdem von einem
stadtischen Unternehmen mit rund 1 200 Beschaf-
tigten betrieben wird. Schritt fir Schritt wurde der
Sanierungsstau im Stromnetz abgebaut und das
Netz modernisiert, um die Stromversorgung leis-
tungsfahiger und sicherer zu machen. Das ist auch
der Grund fir die jetzt einmalige nachtragliche Er-
héhung der Durchleitungsgebuhren, die gesetzlich
vorgegeben ist und sich in diesem Jahr vor allem
im Norden Deutschlands auswirkt, in Schleswig-
Holstein mit einem privaten Netzbetreiber Ubrigens
héher als in Hamburg.

Stromnetz Hamburg beteiligt sich aktiv an der Um-
setzung der Energiewende. Das Unternehmen for-
dert den Einsatz von Windstrom, die E-Mobilitat
und die Kopplung der Sektoren Strom und Warme.
Gemeinsam mit der Landesregierung in Kiel haben
wir im Mai dieses Jahres beschlossen, die Strom-
netze beider Lander auszubauen, um die Gesamt-
region bis 2035 zu 100 Prozent mit regenerativem
Strom zu versorgen.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Giiclii fraktionslos)

Der Betrieb des Stromnetzes lauft zuverlassig und
effizient. Alle Hamburgerinnen und Hamburger
kénnen gerauschlos zwischen Hunderten Stroman-
bietern wahlen, um gunstigen und umweltfreundli-
chen Strom zu beziehen. Stromnetz Hamburg ist
ein zuverlassiger Arbeitgeber und Vertragspartner
fur private Unternehmen der Energiebranche. Es
ist ein modernes Unternehmen, das sich im Ver-
gleich mit Netzbetreibern anderer Stadte gut auf-
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(Erster Biirgermeister Dr. Peter Tschentscher)

gestellt hat und einen positiven Beitrag zum Kon-
zernergebnis der Stadt Hamburg leistet.

Den zweiten Schritt zur Umsetzung des Volksent-
scheids hat der Senat Anfang dieses Jahres voll-
zogen. Auch das Gasnetz befindet sich wieder voll-
standig im stadtischen Eigentum. Die Gasnetz
Hamburg GmbH beschéaftigt 480 Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter und versorgt Gber 200 000 Haus-
halte und Unternehmen mit Erdgas.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Giiglii fraktionslos)

Das Unternehmen wird kinftig wie Stromnetz
Hamburg die Strategie verfolgen, das Energienetz
sicher und effizient zu betreiben und das Netz zu-
kunftsfahig auszubauen. Auch Gasnetz Hamburg
wird sich in den kommenden Jahren aktiv an der
Umsetzung der Energiewende beteiligen und zum
Beispiel die Nutzung regenerativer Gase aus biolo-
gischen Quellen férdern.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Gestern
hat der Senat beschlossen, zum 1. Januar 2019
auch die Fernwarmegesellschaft Hamburgs wieder
vollstandig zurlickzukaufen — das ist der dritte
Schritt.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Giiglii fraktionslos)

Wir setzen damit um, was wir versprochen haben:
Die Energienetze kommen wieder vollstandig in die
Hand der Stadt.

Wir haben dazu in den vergangenen Monaten un-
terschiedliche Wege in rechtlicher, technischer und
wirtschaftlicher Hinsicht geprift und konstruktive
Gesprache mit dem bisherigen Mehrheitseigentu-
mer Vattenfall gefihrt. Dabei ging es fir den Senat
im Hinblick auf die Umsetzung des Volksent-
scheids nicht um das Ob, sondern um das Wie.
Am Ende hat sich die vollstandige Ubernahme der
Fernwarmegesellschaft als die beste Ldsung er-
wiesen.

(Zuruf: Ah jal)

Das ist der richtige Weg, denn nur so kdnnen wir
zusammen mit den anderen stadtischen Unterneh-
men fir eine kostengunstige und klimaschonende
Energieversorgung fir alle Hamburgerinnen und
Hamburger sorgen.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Gliglii fraktionslos)

Um zu diesem Ergebnis zu kommen, haben wir in
den Verhandlungen drei Ziele verfolgt.

Erstens: Investitionen in das Fernwarmesystem
mussen langfristig, sinnvoll und nachhaltig sein.
Deshalb haben wir mit den Technikern Vattenfalls,
den Fachleuten der Stadt und externen Beratern
ein Konzept zur kinftigen Warmeerzeugung ent-
worfen, das auf eine Anbindung des Kraftwerks

Moorburg verzichtet. Kohle ist der am wenigsten
umweltvertragliche fossile Energietrager und hat
eine schlechte CO,-Bilanz. Das Koénigreich Schwe-
den, also der Eigentimer Vattenfalls, hat bereits
den vollstdndigen Ausstieg aus der Nutzung fossi-
ler Energien beschlossen, und auch in Deutsch-
land sehe ich keine langfristige Perspektive fiir die-
se Brennstoffart, sondern einen zunehmenden
Druck, die Folgekosten der CO,-Emissionen den
Verbrauchern in Rechnung zu stellen. Wer in Zu-
kunft stabile Preise will, darf also nicht auf Kohle
setzen.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Giiclii fraktionslos)

Es ist aus dkologischen und dkonomischen Griin-
den erforderlich, in ein nachhaltiges Fernwarme-
konzept zu investieren. Unser Konzept ist modular
aufgebaut und stiitzt sich im Wesentlichen auf Ab-
warme aus Miullverbrennungs- und Industrieanla-
gen und auf ein modernes Gas-Kraft-Warme-
Kopplungssystem. Wir kénnen damit die Altanla-
gen in Wedel und Tiefstack ablésen, werden unab-
hangig von der Kohle, verringern die 6konomi-
schen Risiken aus einer kinftigen Erhéhung der
CO,-Kosten und verbessern die CO»-Bilanz unse-
rer Stadt in erheblichem Umfang.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Giigli fraktionslos)

Zweitens haben wir darauf geachtet, dass die wirt-
schaftlichen Folgen des neuen Fernwarmekon-
zepts zu keiner Preissteigerung fir die Mieterinnen
und Mieter fUhrt, die Uber die sonstige Marktent-
wicklung hinausgeht.

(Zuruf von Dennis Thering CDU)

Das habe ich persénlich gegenuber allen Beteilig-
ten zu einer zentralen Bedingung gemacht, und
das ist die Geschaftsgrundlage fir alle weiteren
Planungen.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Giigli fraktionslos)

Bei der Fernwarme ist dies besonders wichtig, weil
es nicht nur um die Durchleitung geht, sondern
auch um die Preisgestaltung und eine kostengins-
tige Produktion der Fernwarme, zum Beispiel
durch Nutzung der ohnehin vorhandenen Abwar-
me aus unseren Mullverbrennungsanlagen.

Und drittens mussten wir zur Umsetzung des
Volksentscheids darauf bestehen, die Fernwarme-
gesellschaft in einem absehbaren Zeitraum sicher
ins Eigentum der 6ffentlichen Hand zu bekommen
und ab sofort auch die unternehmerische Fihrung
zu Ubernehmen. Gerade dieser Punkt, die unter-
nehmerische Flhrung, ist eine entscheidende Vo-
raussetzung dafiir, dass wir das technische Kon-
zept zeitgerecht umsetzen und vor allem die Preis-
garantie fur die Blrgerinnen und Birger sicherstel-
len kénnen.
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(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Giiglii fraktionslos)

Dies ist nach dem Ergebnis der Verhandlungen nur
dadurch mdglich, dass wir die 2014 vertraglich ver-
einbarte Option zum vollstdndigen Erwerb der
Fernwarmegesellschaft zum 1. Januar 2019 aus-
Uben.

Die Vertrdge mit Vattenfall enthalten hierfur als
Methode der Preisfeststellung ein Standardverfah-
ren und einen Mindestpreis von 950 Millionen
Euro. Der Wert des Fernwarmenetzes wurde 2012
mit 1,3 Milliarden Euro ermittelt. Der Mindestpreis
war insofern ein gutes Verhandlungsergebnis. Das
aktuelle Gutachten kommt heute aber zu einem
noch niedrigeren Wert. Dieser beruht allerdings auf
dem alten Vattenfall-Kohlekonzept und beriicksich-
tigt wesentliche wertbildende Faktoren aus Sicht
der Stadt nicht. Dazu gehdren die Integration der
Fernwarmegesellschaft in den stadtischen Unter-
nehmensverbund und die sehr wahrscheinliche
Annahme, dass die Forderung der Kraft-Warme-
Kopplung Uber das Jahr 2018 hinaus fortgefihrt
wird. Beide Faktoren wirken sich jeweils um drei-
stellige Millionenbetrédge aus, und danach liegt der
Wert des Fernwarmenetzes bei mindestens
920 Millionen Euro.

(Dennis Thering CDU: Komische Rechnun-
gen, die Sie da haben!)

In der Drucksache und den Unterlagen, die wir der
Burgerschaft vorlegen, beschreiben wir die Werter-
mittlung, die wir unabhangig von Vattenfall und auf
Grundlage des von uns tatsachlich beabsichtigten
Geschéaftsmodells vorgenommen haben. Die Be-
rechnungen und Annahmen wurden von der Bera-
tungsgesellschaft LBD erstellt und durch das Wirt-
schaftsprifungsunternehmen PwC geprift. Da-
nach rechtfertigt sich der Mindestkaufpreis, wenn
man die Integration des Unternehmens in den
HGV-Verbund berticksichtigt und von einer Fort-
fuhrung der Forderung von Kraft-Warme-Kopplung
ausgeht, die der Bundesrat vor wenigen Wochen
als Forderung an die Bundesregierung bereits be-
schlossen hat. Die lhnen ebenfalls zugeleiteten
Rechtsgutachten kommen zu dem Ergebnis, dass
ein Kauf zum Mindestpreis zulassig ist, sofern die
Birgerschaft zustimmt und die nach der Landes-
haushaltsordnung erforderlichen Ermachtigungen
erteilt. Insgesamt bestehen damit keine rechtlichen
Hindernisse, den Volksentscheid umzusetzen, und
genau das sollten wir dann auch tun.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Glglii fraktionslos)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Tag fir
Tag wird klarer, dass ein Interesse der Menschen
in Hamburg, in Deutschland und weltweit immer
drangender wird: den Klimaschutz zu verbessern
und uns vor den okologischen und 6konomischen
Auswirkungen des Klimawandels zu schitzen. Das

ist der Hintergrund, vor dem wir die energiepoliti-
schen Ziele unserer Stadt setzen missen.

Ob der Klimawandel voranschreitet oder gestoppt
wird, entscheidet sich nicht im Weilen Haus in
Washington. Das entschlossene Handeln in den
groRen Metropolen der Welt ist flir den praktischen
Klimaschutz bedeutsamer als Erklarungen von Na-
tionalregierungen, deren Konsensfahigkeit zuneh-
mend auf die Probe gestellt wird.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Giiclii fraktionslos)

Ich habe nach meinem Besuch unserer Partner-
stadt Chicago und einem Gesprach mit dem dorti-
gen Birgermeister Rahm Emanuel im Juni dieses
Jahres die "Chicago Climate Charter" unterzeich-
net. Mit dieser gemeinsamen Erklarung verpflich-
ten sich die Birgermeister von weltweit bisher
70 grolRen Stadten, darunter Los Angeles, Mexico
City, Paris, Tokio, Toronto und Zirich, zur aktiven
Mitwirkung an der Einhaltung des Pariser Klima-
schutzabkommens.

Die grofen Metropolen dieser Welt sind nicht nur
die politischen und 6konomischen Zentren ihrer
Nationalstaaten, sie haben auch die Kraft und die
moralische Verpflichtung, auf die entscheidenden
Fragen des 21. Jahrhunderts die richtigen Antwor-
ten zu geben.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Gligli fraktionslos)

Hamburg ist eine solche Zukunftsmetropole. Unse-
re Universitat ist die einzige Hochschule in
Deutschland mit einem Exzellenzcluster im Klima-
schutz. Wir haben weitere hervorragende wissen-
schaftliche Einrichtungen im Bereich der Energie-
und Umweltforschung. Wir haben die 6konomische
Starke, die Unternehmen, die innovative Kraft und
die wissenschaftliche Expertise, um die Energie-
wende praktisch umzusetzen, und daran sollten wir
uns auch als Stadt und Betreiber der Energienetze
beteiligen.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Gliglii fraktionslos)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Se-
nat bittet Sie heute um die Zustimmung zur voll-
stdndigen Umsetzung des Volksentscheids zum
Ruckkauf der Energienetze. Mit dem Erwerb der
Fernwarmegesellschaft kann die Stadt eine klima-
freundliche  Fernwdrmeversorgung fir  Uber
450 000 Haushalte herstellen, in Zukunft autonom
Uber die erforderlichen Investitionen in das Fern-
warmenetz entscheiden, die CO,-Emissionen in er-
heblichem Umfang senken, das Fernwarmenetz im
Verbund mit anderen stadtischen Unternehmen
wirtschaftlich betreiben, dabei die Rechte und In-
teressen der Beschéftigten wahren und gilinstige
Preise fir die Fernwarmekunden sicherstellen. Das
ist ein gutes Konzept zur Umsetzung des Volksent-
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scheids, zur Herstellung umweltfreundlicher und
bezahlbarer Fernwarme fir die Birgerinnen und
Birger Hamburgs und fir eine klimagerechte Ener-
giepolitik im Interesse der kommenden Generatio-
nen. — Herzlichen Dank.

(Lang anhaltender Beifall bei der SPD, den
GRUNEN und bei Nebahat Giiglii fraktions-
los — Zuruf: Dafir waren die 40 Minuten! —
Heiterkeit)

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren, fur die CDU-Fraktion bekommt nun Herr Tre-
poll das Wort.

André Trepoll CDU: Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich bin doch
immer wieder fasziniert, wie schnell man Begeiste-
rung bei Ihnen auslésen kann. Aber das wird mir
sicherlich auch gelingen.

(Beifall bei der CDU und bei Jens Meyer
FDP — Zuruf von Dirk Kienscherf SPD)

Meine Damen und Herren, dieser Netzriickkauf zu
einem deutlich tberhéhten Mindestpreis ist einer
der schlechtesten rot-griinen Deals der vergange-
nen Jahre. Er ist schlecht fir den Haushalt,
schlecht fiir das Klima, schlecht fiir die Hamburger
Mieter und schlecht fiir die Hamburger Steuerzah-
ler.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Im Winter nicht im Kalten zu sitzen ist ein mensch-
liches Grundbediirfnis. Hier geht es um Hamburge-
rinnen und Hamburger in etwa 450 000 Haushal-
ten. Damit ist nicht zu spaflen, und deshalb tragt
die Stadt eine besonders hohe Verantwortung.
Und deshalb sage ich klar: Naturlich habe ich Ver-
standnis daflir, dass viele Hamburgerinnen und
Hamburger die Energienetze gern in der offentli-
chen Hand sehen wollen; wir haben das mit dem
Volksentscheid erlebt. Dafir haben gerade die
Energiekonzerne wie auch Vattenfall und andere
Monopolisten Uber Jahre und Jahrzehnte in ganz
Deutschland auch viel getan, wie man leider sagen
muss:

(Beifall bei René Gégge GRUNE)

intransparente Preisplanungen, hohe Energiekos-
ten, alles andere als optimaler Kundenservice und
schlechte Kommunikation. Und deshalb ist es aus
meiner Sicht gar nicht entscheidend, ob das Netz
von einem schwedischen Staatsunternehmen oder
einem grinen Senator verantwortet wird, Hauptsa-
che, das Management stimmt, die Versorgung ist
gesichert und die Kunden werden nicht abgezockt.
Aber all das, meine Damen und Herren, steht mit
Ihrem Vorgehen auf dem Spiel.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Volksentscheide miissen umgesetzt werden, aber
doch nicht so.

Unsere Verfassung trifft dazu klare Regeln, und
vielleicht ware es gut gewesen, wenn Sie sich das
auch noch einmal angeschaut hatten. In 50.4.
Denn es ist auch daflir Sorge zu tragen, und das
legt uns eben die Hamburgische Verfassung auf,
dass sich die Politik nicht einfach selbst aus der
Verantwortung entlassen kann. Ein Preis von uber
300 Millionen Euro, die an anderer Stelle sinnvoll
eingesetzt werden kdnnten, steht hier zur Debatte.
Sie kdnnten eingesetzt werden fir Schulen, fur Ki-
tas, fur mehr Sicherheit und moderne Infrastruktur,
und deshalb missen wir heute dariiber diskutieren.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Bitte gestatten Sie mir, dass ich doch ein bisschen
tiefer einsteige und nicht ganz so an der Oberfla-
che bleibe, wie das bisher der Fall gewesen ist.
Denn Kern allen Ubels ist doch das wahltaktische,
damalige Versprechen von Olaf Scholz von
950 Millionen Euro Mindestpreis flr das restliche
Fernwarmenetz. Das haben wir damals zusammen
sehr entschieden mit den GRUNEN kritisiert, und
wir sehen uns heute voll bestatigt.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

950 Millionen Euro Preisgarantie fir ein Netz, das
heute noch 645 Millionen Euro wert ist. Von wegen
ehrliche Makler und solide Hanseaten, mittlerweile
hat man das Geflhl, bei Rot-Griin geht es zu wie
auf einem Basar.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

Und es war nicht nur Herr Scholz, der aus Wahl-
kampfgriinden ein Milliardenversprechen abgege-
ben hat. In dieser Debatte haben Sie, Herr
Tschentscher, als damaliger Finanzsenator sich
wie folgt eingelassen — ich zitiere:

"Dass die Mindestpreise trotz der gerade
erstellten Wertgutachten so niedrig sind, ist
ein bemerkenswerter Verhandlungserfolg fir
die Stadt."

(Dennis Thering CDU: Ach!)

Was fiur eine grandiose politische Fehleinschat-
zung, muss man heute sagen.

(Beifall bei der CDU)

Dazu kommt dann noch die damalige Aussage |h-
res Sprechers, der, glaube ich, heute auch noch
fur Sie tatig ist, es gabe eigentlich nur eine Situati-
on, nur eine Situation, in der der Wert des Unter-
nehmens unter den Mindestpreis sinken kdnne,
und zwar — héren Sie genau zu —, wenn Sie die
grinen Konzepte eines Fernwarmegesetzes um-
setzen wirden. Genau das ist passiert.

(Beifall bei der CDU und der FDP)
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Genau das ist passiert.

Und jetzt versuchen Sie, uns das alles schénzu-
rechnen und schénzureden. Da gab es jetzt fur Sie
nur noch einen Ausweg. Wie sah der aus? So lan-
ge teure Gutachten erstellen zu lassen, bis ein
passendes dabei ist. Die Bewertung des Fernwar-
menetzes hat im ersten Gutachten durch die re-
nommierte Wirtschaftsprifungsgesellschaft BDO
sechs Monate gedauert. Dabei lagen BDO alle fir
die Bewertung relevanten Informationen vor, ein-
schliellich die der Fernwdrmegesellschaft. Sie
konnten in jede Schublade schauen. Das Ergeb-
nis: ein Wert von 645 Millionen Euro. Die anschlie-
Rende Querprufung durch die ebenfalls renom-
mierte Prufungsgesellschaft PwC ist zu demselben
Ergebnis gekommen.

Jetzt kommt der von Kerstan neu beauftragte Gut-
achter um die Ecke, setzt neue Pramissen an und
verkiindet nach wenigen Wochen, das Netz sei
plétzlich 1,1 Milliarden Euro wert. Wer soll lhnen
das glauben?

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Aber das zeichnet doch einen guten Gebrauchtwa-
genhandler aus, der hat immer das passende Gut-
achten in der Tasche, Herr Kerstan.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

Was nicht passt, wird passend gemacht, und in
dieser Dimension haben wir das in Hamburg so
nicht erlebt. Und ich finde, gerade nach unseren
gemeinsamen Erfahrungen als Parlament, wie ver-
schiedene Senate mit der Elbphilharmonie, mit der
HSH Nordbank umgegangen sind, hatte so etwas
nicht wieder passieren duirfen.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

Jetzt peitschen Sie dieses Verfahren wieder inner-
halb weniger Tage durch das Parlament,

(Farid Miiller GRUNE: Sind schon noch ein
paar Wochen!)

und in naher Zukunft unterhalten wir uns dann wie-
der, wie es dazu kommen konnte und welche Un-
tersuchungsausschiisse das alles aufarbeiten
mussen. Das ist nicht die richtige Vorgehensweise.
Das Prinzip des vorsichtigen Kaufmanns treten Sie
mit FlRen auf diese Art.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

Herr Kerstan, ich mache |hnen persoénlich dabei
gar keinen Vorwurf. Die GRUNEN wollten den un-
verzuglichen, vollstandigen Rickkauf der Fernwar-
me ohne Ricksicht auf die Landeshaushaltsord-
nung, EU-Beihilfeverfahren oder finanzielle Konse-
quenzen in der Zukunft.

(Heike Sudmann DIE LINKE: So ein
Quatsch!)

Ohne Ricksicht auf Verluste. Hier wird eine griine
Agenda mit Ansage durchgesetzt, koste es, was
es wolle, im wahrsten Sinne des Wortes.

Enttauscht bin ich von Ihnen, Herr Tschentscher,
und insbesondere von |hnen, Herr Dressel, denen
ich mehr Vorsicht und Seriositat zugetraut hatte.
Und enttauscht bin ich insbesondere von der SPD,
die sich hier immer als soziales Korrektiv verstan-
den hat. Es geht doch immerhin um Wohnkosten
fir zig Tausende SAGA-Mieter. Dass gerade die
SPD bei der Energiewende nicht mehr die sozialen
Fragen in den Blick nimmt, und damit meine ich die
Bezahlbarkeit der Fernwarme auch in Zukunft fur
alle Birgerinnen und Burger, das ist auch ein
Grund fir den Niedergang der ehemals stolzen
Volkspartei SPD.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP — Dirk Kienscherf SPD: Das mussen
Sie gerade sagen hier in Hamburg!)

Es gibt nun also zwei neue Annahmen, die den
Unternehmenswert jetzt geradezu plétzlich explo-
dieren lassen. Das eine ist die Fortsetzung der
KWK-Fodrderung, Kraft-Warme-Kopplung, die nach
heutigem Stand demnéachst auslaufen wird. Selbst
wenn die Verlangerung kommen sollte,

(Dr. Monika Schaal SPD: Da fragen Sie mal
bei Bundesminister Altmaier nach!)

bis 2025 oder bis 2030, kann das doch nicht die
Grundlage sein flr eine so langjahrige Unterneh-
mensbewertung. Und deshalb streicht Ihnen PwC
an ihrem unter Vorsichtsgesichtspunkten erstellten
Gutachten diese 155 Millionen Euro auch wieder
raus. Aber Sie stltzen sich trotzdem auf eine finan-
zielle Entscheidung im Milliardenbereich. Wie un-
serids ist eine solche Annahme.

(Beifall bei der CDU — Dr. Monika Schaal
SPD: Ja, wie unserids ist dann lhre Argu-
mentation!)

Die zweite entscheidende Annahme besteht in den
Synergien und Vorteilen der Eingliederung des
Netzes in die HGV, die Hamburger Gesellschaft fir
Vermdgen.

Fakt ist, im Rahmen von Unternehmenszusam-
menfiihrungen werden rund 80 Prozent der erwar-
teten oder versprochenen Synergien am Ende
nicht gehoben. Und dabei sind meist Effizienzmal3-
nahmen beim Personal schon eingerechnet, die
Sie zu Recht ausschlielRen. Die Berihrungspunkte
zwischen Warme sowie Strom und Gas sind ge-
ring, technische Uberschneidungen gibt es nicht,
weil ein Fernwarmenetz etwas vollig anderes ist
als ein Strom- oder Gasnetz. Synergien klingen im-
mer gut, am Ende kommt aber dabei meist wenig
heraus, und deshalb sage ich auch, wie unserios
eine solche Annahme ist.
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(Beifall bei der CDU)

Sie mussen sich dann schon die Fragen gefallen
lassen. Wenn diese Annahmen angeblich so wich-
tig sind und so richtig sind, warum waren sie nicht
schon gleich im ersten Gutachten enthalten? Und
warum kommt dann das neue Parallelgutachten
der Finanzbehotrde wieder auf einen anderen Wert
mit maximal 905 Millionen Euro? Und wann kommt
eigentlich das nachste Gutachten, fragt man sich.
Wie viel Geld werden Sie am Ende fur diese Gut-
achten ausgegeben haben? Wie unserids ist das
alles?

(Beifall bei der CDU und bei Anna-Elisabeth
von Treuenfels-Frowein FDP)

Ich billige Ihnen doch zu, dass es unterschiedliche
Vorstellungen zu den Renditeerwartungen in Um-
welt und Finanzbehdrde geben kann, aber um Got-
tes willen, warum schaffen Sie es denn nicht vor-
her, sich auf eine gemeinsame Grundlage zu eini-
gen? Das ist doch auch nicht Ihr Geld, das Sie fur
die Gutachten ausgeben, sondern das ist Steuer-
geld. Damit muss man auch anstandig umgehen.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Und weil lhnen das selbst im Nachhinein jetzt nicht
gelingt, soll die neue Lenkungsgruppe dann sogar
unter dem Vorsitz des Blrgermeisters gesteuert
werden. Dann haben Sie in einer Pressekonferenz
vergangene Woche und heute auch wieder von kli-
maschonendster Lésung gesprochen. Das ist die
Unwahrheit, und Sie wissen das.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Nee, das ist nicht
so!)

Fakt ist, mit Ihrer Entscheidung, Moorburg nicht an
das Netz anzuschliefen und die Warme einfach
sinnlos in die Hamburger Luft zu pusten, bleibt der
uralte Kohlemeiler Wedel langer am Netz.

Das ist genauso sinnvoll, wie die Diesel kilometer-
lange Umwege fahren zu lassen, um die Messstel-
len zu schitzen. Das nitzt dem Klima Uberhaupt
nichts.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Ich frage mich, ob das mit Schleswig-Holstein ab-
gestimmt ist.

(Dirk Kienscherf SPD: Da muss Herr Scheu-
er mal ein bisschen tatig werden!)

Mit lhrem gestrigen Senatsbeschluss haben Sie Ih-
re bisherige Planung auch bereits revidiert, die sah
einmal eine Wedel-Abschaltung im Jahr 2022 vor.
Jetzt haben Sie beschlossen — ich zitiere:

"voraussichtlich 2024".

Das heil’t im Klartext nichts anderes, als dass es
wahrscheinlich noch spater werden wird. Auch der
Betriebsrat der Warmegesellschaft rechnet mit ei-
ner deutlich langeren Laufzeit des CO,-Monsters in

Wedel. Oder ist das sogar der Deal im Deal? Hat
sich da dann die SPD doch einmal durchgesetzt,
dass Wedel absichtlich langer laufen muss, weil es
so fur die neue Gesellschaft immerhin noch not-
wendige Gewinne abwirft? Die Frage muss man
auch einmal stellen. Das ware dann natirlich be-
sonders perfide.

(Beifall bei der CDU)

Ihre sogenannte klimaschonendste Losung ist eine
schwere Hypothek flr Klima und Umwelt. Sie wer-
den Fernwarme ohne fossile Energietrager wie
Gas in absehbarer Zeit nicht liefern kdnnen, und
schon gar nicht zusammen mit einer Preisgarantie
fur den Kunden. Auch damit haben Sie ein Ver-
sprechen gegeben, das Rot-Griin, das Sie, Herr
Tschentscher, nicht halten kénnen.

(Dr. Monika Schaal SPD: Ja, werden wir ja
sehen!)

Dann mochte ich von Ihnen einmal wissen, wie Sie
eigentlich das gewiinschte neue Gaskraftwerk bau-
en wollen. Wie grol} soll es eigentlich werden, wo-
her soll das Gas kommen? Haben Sie schon mit
Gerhard Schroder, mit Putin, mit Gazprom gespro-
chen? Oder nehmen wir das Fracking-Gas von
Trump? Das sind alles Fragen, die man in dem Zu-
sammenhang durchaus einmal stellen kann.

Die Fernwarmegesellschaft hat Gberhaupt nicht ge-
nidgend Mittel, um die von lhnen geplanten Investi-
tionen selbst zu stemmen. Sie haben damals die
ersten Anteile von 25,1 Prozent zu einem hohen
Preis von 325 Millionen Euro erworben. Diese soll-
ten vollstandig in den Ersatz fir Wedel und fur die
Investition in die Netze dienen, aber das Geld ist
gar nicht mehr da. 84 Millionen Euro haben Sie be-
reits in das alte Kraftwerk investiert zur Laufzeitver-
langerung, weitere Millionen, um den Betrieb si-
cherzustellen. Das Geld fehlt Ihnen jetzt. Und da-
bei wollen Sie jetzt noch einmal zuséatzlich — das
wird doch deutlich aus der Drucksache — 1 Milliar-
de Euro in das System pumpen. Auch das soll an-
geblich die Gesellschaft selbst bezahlen, die das
Geld gar nicht hat. Das Fazit steht schon jetzt fest:
Die fehlende Summe werden am Ende entweder
nur die Fernwarmekunden oder die Stadt bezah-
len, also die Hamburger Steuerzahler, und das zu-
satzlich zu dem Kaufpreis von bereits 1,3 Milliar-
den Euro, also insgesamt 2,3 Milliarden Euro, eine
schwere Hypothek fir Hamburgs Zukunft. Das sa-
ge ich ausdrucklich.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Das ist nicht nur betriebswirtschaftlicher, das ist
volkswirtschaftlicher Wahnsinn. Wo ein solches
Missmanagement hinfuhrt, haben wir doch heute
auch offentlich wahrgenommen. Nach dem Riick-
kauf des Hamburger Stromnetzes missen jetzt alle
Hamburger kraftig draufzahlen. Auch da hat Ihr
Versprechen einen Stromschlag erlitten.
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(Dr. Monika Schaal SPD: Das ist doch de-
magogisch, Herr Trepoll, das wissen Sie
doch genau!)

Wenn es nur eines Beweises bedurfte, der ist heu-
te erbracht.

(Beifall bei der CDU)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr
Trepoll, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Ab-
geordneten Dr. Schaal?

André Trepoll CDU: Ja.

Zwischenfrage von Dr. Monika Schaal SPD:*
Herr Trepoll, erklaren Sie doch bitte einmal, wie
sich die Netznutzungsentgelte zusammensetzen
und wer sie festlegt.

André Trepoll CDU (fortfahrend): Frau Schaal, Sie
wissen doch, dass meine Reden grundsatzlich
einen roten Faden beinhalten. Deshalb mdchte ich
das Publikum nicht enttauschen und werde dazu
im Laufe meiner Rede noch einmal ausdriicklich
kommen.

(Heiterkeit bei der SPD und den GRUNEN)

Da kann ich Sie sehr beruhigen. Aber lassen Sie
uns den Spannungsbogen nicht unnétig unterbre-
chen, und deshalb bin ich jetzt erst einmal dran,
Fragen zu stellen, und die lauten wie folgt:

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

Frau Schaal, Herr Tschentscher, Herr Kerstan, wer
soll denn eigentlich lhr neues stadtisches Gaskraft-
werk bauen? lhnen ist das sowieso nicht bewusst,
aber ich hoffe, lhnen ist wenigstens bewusst, dass
Vattenfall firr eine solche Planung eine eigene Pro-
jektgesellschaft hat, aulerhalb der Fernwarmege-
sellschaft, die Sie nicht kaufen werden. Herr Dres-
sel nickt. In der Gesellschaft fur die Fernwarme
selbst sind daflir keine Kapazitaten vorhanden.
Haben Sie irgendwo in der Verwaltung Experten
versteckt, die wir noch gar nicht kennen, die sich
gut auskennen mit dem Neubau von Kraftwerken,
von Gaskraftwerken beliebiger GroRe?

(Farid Miiller GRUNE: Immer, immer!)

Wissen wir davon nichts? Sie haben die Moglich-
keit, das heute hier zu beantworten. Bei lhnen se-
he ich allerdings, ehrlich gesagt, keine.

Dann versprechen Sie den betroffenen SAGA-Mie-
tern — und trotz des Hohenflugs sollen darunter
noch relativ wenig griine Wahler sein — eine Preis-
garantie. Garantieversprechen, da schaue ich in
Ihre Richtung, haben bei der SPD Hamburg eine
lange Tradition. Erinnern wir uns an die Sicher-
heitsgarantie vor G20 oder die Nicht-Bebauung
des Kleinen Grasbrooks. Fakt ist, Sie sind in der

Preisgestaltung gar nicht véllig frei, wie Sie es den
Mietern suggerieren. Die Art der Warmeversor-
gung spielt eine groRe Rolle, und das wissen Sie
auch. Und da Gas als Brennstoff deutlich teurer als
Kohle ist, von der wir doch mittelfristig zu Recht
wegwollen, wird es ein teures Unterfangen. Aber
auch die Abschreibung fir Investitionen, die mit
dem Bau des Kraftwerks und den notwendigen
Leitungen verbunden sind, spielen in die Preisge-
staltung hinein und machen die Fernwarme in Zu-
kunft deutlich teurer.

Wenn Sie am Ende diese Preisgarantie durch Ver-
luste der Fernwarmegesellschaft mitfinanzieren
wollen, dann sind das Verluste fir den Steuerzah-
ler. Das hatten Sie, Herr Tschentscher, heute auch
so sagen missen, das ware ehrlich gewesen. Sie
hatten vor die Hamburgerinnen und Hamburger
treten und ihnen sagen missen, was Sache ist.
Sie mussen fur diese Preisgarantie bezahlen. Das
haben Sie heute aber nicht getan, weil lhnen dazu
der politische Mut fehlt.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

Und fernab von den rechtlichen oder wirtschaftli-
chen Problemen haben Sie auch sehr naheliegen-
de technische und organisatorische Schwierigkei-
ten, und diese missten lhnen doch eigentlich nach
den Jahren intensiver Beschaftigung auch im Zu-
sammenhang mit der Fernwdrmegesellschaft be-
kannt sein. Da frage ich mich schon, was Sie ei-
gentlich in den letzten Jahren gemacht haben. Sie
haben in jeder Aufsichtsratssitzung alle wichtigen
Entwicklungen mitbekommen. Sie hatten jederzeit
Zugang zu allen wichtigen Informationen. Bereits
mit 25,1 Prozent hatte die Stadt tbrigens auch vol-
les Mitspracherecht bei allen wesentlichen Ent-
scheidungen, und die haben Sie oft auch zur
Blockade genutzt.

Sie wissen doch langst schon, dass ein Ausstieg
Vattenfalls bis zum Jahreswechsel praktisch gar
nicht umsetzbar ist. Beim Stromnetz hat das ein
Jahr gedauert. Was muss technisch bei Vattenfall
alles abgekoppelt werden, was muss bei der Stadt
angedockt werden und welche Warme soll eigent-
lich durch die Leitungen gehen? Das ist doch auch
Grundlage fir einen wirksamen Planfeststellungs-
beschluss.

Die Offentlichkeit und ich, wir fragen Sie natiirlich:
Haben Sie gliltige Vereinbarungen mit den Um-
weltverbanden getroffen, dass sie keine Klagen
dagegen erheben?

(Dr. Monika Schaal SPD: Sie wollen doch
klagen! Sie sitzen doch im Glashaus!)

Ihr jetziges Konzept sieht zum Beispiel vor, Warme
aus der MVR, der Mullverwertungsanlage Rugen-
berger Damm zu nehmen. Immerhin eine nennens-
werte Leistung von 80 Megawatt. Das wird aber
nur mit der Beteiligung Vattenfalls gehen, und die
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sind dort Mehrheitseigner. Mehrheitseigner. Fir
Sie als Stadt steht diese Warme ohne Weiteres
nicht zur Verfugung, und deshalb frage ich Sie, ha-
ben Sie wenigstens dartiber verhandelt? Ist das in
trockenen Tuchern, kdnnen wir uns darauf verlas-
sen, und wie ist das Ergebnis?

Uberhaupt die Mdillverbrennung. Wenn man sich
die Protokolle der Jahre anschaut, als die GRU-
NEN noch in der Opposition waren, was hat der
Umweltsenator nicht alles gegen die Millverbren-
nung gewettert. Das sei alles Teufelszeug, die Re-
cyclingquote misse gesteigert werden. Und jetzt
wollen Sie noch mehr verbrennen, um noch mehr
Leistungen zu produzieren. Werden das die Um-
weltverbande einfach so hinnehmen?

Das nachste Thema: Auf welche Preise fir die Ab-
warme aus der Industrie haben Sie sich denn
schon verstandigt? Konnen Sie hier und heute ver-
sprechen, dass die beteiligten Industrieunterneh-
men in flnf, in zehn Jahren noch die gleiche War-
memenge einspeisen werden? Die Wahrheit ist,
Sie haben uUberhaupt kein schlussiges Konzept.
Sie sprechen auch in lhrer eigenen Drucksache
von einem Grundkonzept, wo die Warme fur lhre
Leitungen herkommen soll, was sie kosten wird.
Und ich sage klar, das ist fortgesetztes Missma-
nagement. Wie unseri0s ist das bitte?

(Beifall bei der CDU und bei Ewald Aukes
FDP)

Lassen Sie mich zum Ende nach der fachlichen
auch noch eine politische Bewertung vornehmen.

(Dirk Kienscherf SPD: Fachlich war das ja
nicht!)

Der Eindruck bleibt und er hat sich gerade in den
letzten Monaten deutlich verfestigt ...

(Dirk Kienscherf SPD: Aber Sie haben noch
einen gewissen Humor!)

Der Eindruck bleibt und er hat sich gerade in den
letzten Monaten deutlich verfestigt. Hier hat in
Wabhrheit ein klassischer Machtkampf stattgefun-
den. Es ging gar nicht mehr um die Sache, son-
dern um parteipolitische Gesichtswahrung. Es war
ein politischer Boxkampf in aller Offentlichkeit. In
der einen Ecke der griine Kerstan, in der anderen
Ecke der rote Peter.

(Dr. Monika Schaal SPD: Wo hangen denn
die Boxhandschuhe?)

Ein Boxkampf mit einem klaren Sieger, den wir seit
Tagen in der Presse und Offentlichkeit sehen kén-
nen. Und ich muss deutlich sagen, Herr Blrger-
meister, |hr Umweltsenator boxt leider deutlich
zwei Gewichtsklassen Uber Ihnen.

(Beifall bei der CDU)

Er hat gewonnen durch klassisches K.o. in der
letzten Runde. Und wie man lesen konnte, erfolgte

die Sektdusche ein bisschen spater bei lhnen in
der Umweltbehorde. Ich frage mich schon, wo war
da die Fuhrung des Blrgermeisters, Herr Tschen-
tscher? Das hat es friiher nicht gegeben.

Und nun geht es munter weiter. Wir haben das
doch am Anfang unserer Sitzung erlebt, dieses
Hickhack allein um die Redezeit. Erst lassen Sie
Herrn Kerstan nicht auf der Landespressekonfe-
renz reden. Darauf |1adt er zwei Tage spater ohne
Ihre Kenntnis die Journalisten zu einem Hinter-
grundgesprach in seine Behodrde ein, anschlielend
melden Sie eine Regierungserklarung an. Aber
auch da haben Sie die Rechnung ohne ihn ge-
macht, der auch noch sprechen mdéchte, aber das
darf er nicht, deshalb muss Herr Dressel nach ihm
noch einmal sprechen. Also, es geht munter wei-
ter. Man fragt sich, was das eigentlich fur ein Kas-
perletheater ist bei so einem wichtigen Thema.

(Beifall bei der CDU, der FDP und bei
Dr. Alexander Wolf AfD)

Und jetzt missen wir noch die Redezeit verlan-
gern, weil wir heute gleich zwei Regierungserkla-
rungen héren missen, eine rote und eine grine.

(Dr. Monika Schaal SPD: Moment, Sie woll-
ten das doch! Was reden Sie eigentlich?)

Ich frage mich, was bei Ihnen los ist im Senat.

(Beifall bei der CDU, der FDP und bei
Dr. Alexander Wolf AfD)

Deshalb verstehe ich Inr Rumgedruckse nicht, Herr
Tschentscher. Ehrlicher ware es gewesen, sich
hier heute hinzustellen und zu sagen: Wir haben
2014 einen Fehler gemacht, und nun konnten wir
nicht mehr anders. Es ist am Ende keine gute L6-
sung fur Hamburg. Das kann man zwar in Ihren
Gesichtern lesen, ich finde, es wird sehr deutlich,
gesagt haben Sie heute allerdings etwas anderes.
Und dazu passt auch die noch einmal aufgeplopp-
te Diskussion um unerlaubte EU-Beihilfen im euro-
parechtlichen Sinne, die Sie Offentlich aufgefuhrt
haben. Und auch da muss man sich fragen, wie es
dazu kommen konnte.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Das war Vatten-
falll)

Stimmt es, was die GRUNEN behaupten, dass Sie
es selbst waren, Herr Dressel, der bei Vattenfall
darum gebeten hat, dieses Beihilfeverfahren der
EU anzustreben? lhr letzter Versuch, den Deal
durch die Hintertir zu stoppen. Ich frage mich wirk-
lich, wird bei Ihnen eigentlich nur noch Uber Bande
gespielt? Das ist doch kein ordentliches Regieren
mehr.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Wo wir gerade dabei sind: Herr Dressel, ich weil},
wir haben zusammen studiert, Sie sind kein
schlechter Jurist. Ich weil auch, Sie sind Familien-
vater, wahrscheinlich sind Sie leidenschaftlicher
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Monopoly-Spieler. Und da gibt es bei den Ereignis-
oder bei den Gemeinschaftskarten diese beriihmte
Karte "Du kommst aus dem Gefangnis frei". Das
muss |hnen eingefallen sein zu einem relativ spa-
ten Zeitpunkt.

Sie haben neben dem Fachgutachten
(Arno Mtnster SPD: Alles nur bla bla!)

auch noch ein strafrechtliches Gutachten in Auf-
trag gegeben, und zwar, um die Frage zu klaren,
ob Sie sich durch den Rickkauf der Untreue schul-
dig machen. Der Untreue. Und das haben Sie des-
halb gemacht — die Juristen wissen das —, um da-
mit einen Vorsatz auszuschliel3en, strafrechtlichen
Konsequenzen in jedem Fall zu entgehen. Sie
muissen grof3es Vertrauen in Ihre eigene Politik ha-
ben, wenn Sie das auch noch auf diese Art und
Weise bewerten lassen.

(Beifall bei der CDU und der FDP — Wolf-
gang Rose SPD: Peinlich!)

— Dass es peinlich ist, missen Sie beurteilen, aber
ich sage, es ist schon ein wirklich ungewdhnlicher
Vorgang. Wo sind wir eigentlich mittlerweile ange-
kommen?

(Wolfgang Rose SPD: Was Sie hier reden,
ist peinlich!)

Dem Senat ist es nicht gelungen, eine tragfahige
Lésung im Sinne aller Hamburger Steuerzahler
und Mieter zu verhandeln. Sie sind vor Herrn Kers-
tan in die Knie gegangen, und so ein K.o. ist natur-
lich auch kein schéner Anblick. Die richtige Alter-
native ware eine partnerschaftliche Weiterentwick-
lung der Fernwarme in Hamburg gewesen mit dem
klaren Ziel, die Fernwarme umweltschonend, ver-
sorgungssicher und preiswert zur Verfigung zu
stellen, um den Volksentscheid am Ende umzuset-
zen und damit sogar die Klimaziele aus |hrem ei-
genen Koalitionsvertrag friher zu erreichen. Eine
schrittweise und sozial vertragliche Reduktion der
COz-Emission bei der Fernwarme ware moglich
gewesen. Ein Uberzeugendes Konzept dazu lag
vor, inklusive Anschluss der hocheffizienten KWK-
Anlage in Moorburg, der Umstellung des Kohle-
kraftwerks Tiefstack auf Gas, der perspektivischen
Umstellung von Moorburg auf Power-to-Heat, dem
Ausbau der Leitungen sowie dem schnellen Aus
fur Wedel. Und dabei hatte die Expertise erfahre-
ner Unternehmen genutzt werden kénnen, anstatt
das Risiko jetzt nur auf die Schultern der Stadt und
auf die Schultern der Hamburger Steuerzahler zu
verlagern.

Wenn Sie ehrlich sind, ware das doch genau die
Lésung gewesen, die Sie als SPD heute gern ver-
kindet hatten. Eine pragmatische Lésung, die al-
lerdings eine klare Linie und eine klare Fihrung
des Ersten Blrgermeisters erfordert hatte.

Ich kenne schon Ihre Argumentation, es ist schon
angedeutet worden: In Zeiten von Politikverdros-

senheit und Rechtspopulismus ist es einfach alter-
nativios, diesen Volksentscheid so umzusetzen.
Aber glauben Sie denn ernsthaft, mit dem
Schauspiel, mit dem Eiertanz, den Sie in den letz-
ten Wochen aufgeflhrt haben, haben Sie die Poli-
tikverdrossenheit in unserer Stadt bekampft? Im
Gegenteil, Sie haben ihr einen Barendienst erwie-
sen mit dieser Art und Weise.

(Beifall bei der CDU, der FDP und bei
Dr. Alexander Wolf AfD)

Der Fernwarmedeal ist am Ende ein Hunderte Mil-
lionen Euro schweres Rettungspaket fir die rot-
grine Koalition, nichts anderes. Wir werden Sie
dafir nicht aus der politischen Verantwortung ent-
lassen. Als Opposition ist es unsere Aufgabe, die-
sen schlechten Deal sehr genau zu prifen. Wir
werden deshalb weiterhin konsequent nach dem
Studium der Akten, die Sie heute vorgelegt haben,
der Drucksachen, die Sie gestern Nacht vorgelegt
haben, der Gutachten, die jetzt vorliegen, auch in
den Ausschussberatungen sicherlich gemeinsam
mit den Kollegen der FDP prifen und entscheiden.
Klar ist, so einfach werden Sie mit diesem Missma-
nagement nicht davonkommen. Das hat Hamburg
nicht verdient. — Herzlichen Dank.

(Lang anhaltender Beifall bei der CDU und
der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Herr Kienscherf be-
kommt nun das Wort fir die SPD-Fraktion.

Dirk Kienscherf SPD: Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren, liebe Hambur-
gerinnen und Hamburger! Lieber Herr Trepoll, ich
glaube das, was die Hamburgerinnen und Hambur-
ger nicht verdient haben, ist, dass man in so einer
polemischen Art und Weise mit diesem so wichti-
gen Thema umgeht.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN —
Jérg Hamann CDU: Was fir eine Plattheit!)

Das kdnnen wir, glaube ich, am Anfang feststellen.
Das, was Sie hier herbeireden — und das hatte in
der Tat mit Fachlichkeit praktisch gar nichts zu tun,
es waren doch nur zwei, drei Nebensatze —, finde
ich absurd.

Dass Rot-Grln hier, auch an dieser Stelle, sehr gut
zusammenarbeitet, dass es unser gemeinsames
Ziel ist,

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

das unterscheidet uns — und da ist wahrscheinlich
DIE LINKE dann auch eher bei uns — in der Tat
sehr deutlich von Ihnen, von lhren Senaten, aber
auch von lhrem damaligen Birgermeister. Wir neh-
men Volksentscheide ernst. Und wir setzen Volks-
entscheide auch um.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)
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Und das war das, was wieder sehr deutlich wurde
in lhrer Kasperlerede, 98 Prozent, wo lhnen alle
moglichen Fragen irgendwie aufgestellt worden
sind, wo Sie alles Mogliche irgendwie versucht ha-
ben zu erfinden. Aber wie Sie nun genau zum
Volksentscheid stehen, wie Sie den eigentlich um-
setzen wollen oder ob Sie ihn wirklich umsetzen
wollen, das blieb sehr vage.

(Dennis Thering CDU: Hat er auch gesagt!
Sie missen nur zuhdren!)

Es ist richtig, wenn die Blrgerinnen und Blrger
sich heute fragen, was will diese kleine Oppositi-
onspartei, die damals, als sie noch an der Regie-
rung war, die Krankenhduser trotzdem verkauft
hat, obwohl die Hamburgerinnen und Hamburger
gesagt haben, tut das nicht. Diese Partei will mit
den Hamburgerinnen und Hamburgern zusammen
eben nichts entwickeln, sie hat sich nicht weiterent-
wickelt, und das wird deutlich.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN —
Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr
Kienscherf, gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Abgeordneten Seelmaecker?

Dirk Kienscherf SPD: Aber immer doch.

Zwischenfrage von Richard Seelmaecker CDU:
Wunderbar. Wenn Sie sich hier rihmen, Herr Kien-
scherf, dass Sie Volkes Wille Uberall respektieren
wilrden, warum kassieren Sie dann auf Bezirks-
ebene samtliche Bilrgerentscheide? Wie passt
das zusammen?

(Beifall bei der CDU und bei Jennyfer
Dutschke FDP)

Dirk Kienscherf SPD (fortfahrend): Wir haben
nicht sémtliche Blrgerentscheide kassiert. Zuletzt
gibt es gerade einen, glaube ich, in Winterhude 23.
Da sind wir auch dabei, da haben wir nichts kas-
siert. Also, das ist schon ein bisschen lacherlich.
Wir setzen die Volksentscheide um.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ich muss dem Ersten Blirgermeister danken, dass
er in einer vollkommen Uberzeugenden Rede

(Zuruf von Michael Kruse FDP)

sehr deutlich gemacht hat, welche Anspriiche wir
haben und wie wir verantwortungsvoll mit der Si-
tuation in dieser Stadt umgehen wollen. Das, was
wir erleben — und es ist schon verraterisch, wenn
in so einer Debatte von lhnen Herr Trump zitiert,
von Deals gesprochen wird —, ist nicht unsere Art
von Politik. Sondern uns geht es in der Tat darum,
was auch der Burgermeister sagt, dass wir zusam-
men mit den anderen Blrgermeistern der grof3en

europaischen und internationalen Stadte dafiir sor-
gen, den Klimaschutz voranzutreiben. Das ist un-
sere Aufgabe.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN — Vi-
zeprasidentin Barbara Duden Ubernimmt
den Vorsitz.)

Das hat der Burgermeister sehr deutlich gemacht.

Ich glaube, es ist auch wichtig festzustellen, dass
in der Tat die Burgerinnen und Blirger wissen,
dass der Markt allein nicht alles richten kann. Dass
es heutzutage immer mehr um das Thema Da-
seinsvorsorge geht. Das hat der Blrgermeister
auch richtig angesprochen. Stadtische Wohnungs-
gesellschaften, stadtische Verkehrsgesellschaften,
stadtische Energiegesellschaften. Es ist richtig,
dass wir einiges wieder zurlickholen, dass wir nicht
alles dem Markt Uberlassen, sondern dass die
Stadt, das Land Verantwortung ubernimmt. Das
wollen die Burgerinnen und Burger von uns.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Dieses tun wir mit einem durchdachten Konzept.
Und, Herr Trepoll, es ist schon entlarvend, wenn
Sie nach wie vor auf Moorburg setzen. Es ist
schon angesprochen worden, dass das Heimat-
land von Vattenfall den Kohleausstieg vereinbart
hat und dass Vattenfall selbst mit uns gemeinsam
ein Konzept vorgelegt hat,

(Michael Kruse FDP: Sie hat Sie dazu be-
kommen!)

in dem Moorburg eben keine Rolle mehr spielt und
Vattenfall sehr deutlich sagt, auch Vattenfall steige
aus der Kohle aus. Hat lange gedauert, aber es ist
richtig, dass wir aussteigen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Und das Konzept, das wir jetzt umsetzen wollen,
ist mit Vattenfall zusammen erarbeitet worden. Es
gab nur zwei Alternativen, den Volksentscheid um-
zusetzen. Die eine Alternative mit Vattenfall ge-
meinsam, aber mit klaren Absprachen und eben
nicht ein Hinauszdgern, so, wie Sie das andeuten,
nicht ein Vertagen der Entscheidung, sondern kla-
re Absprachen, wann das Netz vollstandig Uber-
geht, und die Unternehmensfihrung. Das beides
haben wir mit Vattenfall nicht hingekriegt, muss
man sehr deutlich sagen. Deswegen ist es doch
nur konsequent, dann zu sagen, wenn dieser Weg
nicht funktioniert,

(Michael Kruse FDP: Sie haben es umset-
zen wollen!)

wir aber die technische Umsetzung kénnen, weil
wir ein gemeinsames Konzept haben und es auch
wirtschaftlich funktionieren kann, dass wir dann
diesen Weg gehen und Verantwortung Uberneh-
men im Sinne des Klimaschutzes und im Sinne der
Bulrgerinnen und Burger dieser Stadt. Und das tun
wir.
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(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir tun das auch im Sinne der vielen Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer. Gerade fiir uns als Sozi-
aldemokratie ist es wichtig, wie es beim Gasnetz
war, wie es beim Stromnetz war, da sind viele
Hunderte von Arbeithehmerinnen und Arbeitneh-
mern betroffen. Deswegen haben wir naturlich ver-
einbart, dass die Uberflihrung méglich ist, kein Ar-
beitnehmer seinen Arbeitsplatz verliert,

(Arno Miinster SPD: Richtig!)

dass aber auch Altersanspriche letztendlich gel-
tend gemacht werden, sodass wir sagen kdnnen,

(Zurufe von Jérg Hamann CDU)

wir haben auch fir die Beschéftigten eine sozial
vertragliche Lésung herausgeholt, und das ist gut
SO.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Was fir uns bei Rot-Griin ebenfalls sehr klar war
neben den klimaschutzpolitischen Zielen, war das
Thema sozial vertraglich, sozial verantwortungs-
voll, was doch auch Bestandteil des Volksentschei-
des war.

(Zuruf von Jérg Hamann CDU)

Wir waren uns da sehr, sehr einig, auch mit Sena-
tor Kerstan zusammen,

(Michael Kruse FDP: Das ist ja unsere Sor-
ge!)

dass wir sagen, die SAGA-Mieterinnen und -Mieter
kénnen sich darauf verlassen. Auch das schaffen
wir mit dieser stadtischen Gesellschaft, bei der wir
namlich im Unterschied zum Gasnetz und zum
Stromnetz nicht nur die Leitung haben, sondern
auch die Erzeugungsanlagen. Wir sind uns einig
darin, dass wir den Mieterinnen und Mietern garan-
tieren,

(André Trepoll CDU: Die Steuerzahler!)

dass es eine sozial verantwortliche Preisgestaltung
geben wird, auch wenn dieses zulasten der Rendi-
te geht. Darauf kénnen sich die Mieterinnen und
Mieter verlassen, uns ist das sehr wichtig.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Giiglii fraktionslos)

Ich finde es schon erstaunlich, lieber Herr Trepoll,
dass Sie zu der einzig fachlichen Frage eines Mit-
glieds unseres Hauses keine Antwort wissen.

(Zuruf von Anna-Elisabeth von Treuenfels-
Frowein FDP)

Es zeigt doch letztendlich, dass Sie zwar im Phra-
sendreschen sicherlich sehr weit vorn sind, dass
Sie aber bei diesem wichtigen Thema, wenn es um
Fachlichkeit geht,

(Zuruf von J6rg Hamann CDU)

groRe Defizite haben. Deswegen will ich es lhnen
noch einmal erklaren, weil Sie vielleicht bei dem
Lesen der Drucksache etwas oberflachlich vorge-
gangen sind.

Es ist richtig, dass es einen Unternehmenswert,
einen objektiven Unternehmenswert gab, er ist
festgestellt worden, er lag bei 645 Millionen Euro.
Das, was Sie eigentlich auch wissen mussen, ist,
dass der naturlich nicht die Rahmenbedingungen
betrachtet, sondern den reinen Unternehmenswert.
Es haben keine Gutachter das Ganze weiter ge-
pruft, die keinen Namen haben, auch PwC. Ich
glaube, Sie wirden denen nicht unterstellen, dass
sie irgendwelche fahrlassigen Gutachten erstellen,
sondern dass die einmal geschaut haben, wie das
eigentlich mit diesem Unternehmenswert geht, wie
es sich eigentlich verhalt im HGV-Verbund und wie
es sich verhalt, wenn KWK-Férderungsmalinah-
men weiterlaufen, wenn die nicht beschlossen wor-
den sind. Das wird aber kommen, denn ansonsten
kénnen wir die Energiewende in Deutschland in die
Tonne treten. Das sehen im Ubrigen Ihre Lander-
kollegen auch so, Ihre CDU-Landerkollegen, die
deswegen im Bundesrat gesagt haben, die Ener-
giewende misse fortgefuhrt werden. Aber es ist
noch nicht beschlossen, und deswegen kann es
auch nicht berlcksichtigt werden.

Aber wenn wir sagen, im HGV-Verbund haben wir
erhebliche Wirkungen von 150 Millionen Euro und
aufwarts, und ein Gutachter wie PwC, ein Wirt-
schaftsprifer sagt, das ist nachvollziehbar, dann
finde ich es doch sehr leichtfertig von lhnen, das
einfach zur Seite wischen zu wollen und dem nicht
zu vertrauen. Das ist ein wirklich sehr renommier-
tes Unternehmen, das da sehr genau geprift hat,
und das heifdt, der Unternehmenswert geht deut-
lich nach oben.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Giiclii fraktionslos)

Genauso wird es bei der Kraft-Warme-Kopplung
sein.

(Michael Kruse FDP: Sie haben doch gar
keine Ahnung!)

Auch hier ist festgestellt worden, was nicht beriick-
sichtigt worden ist. Und ich finde es

(Zuruf von Jérg Hamann CDU)

sehr gut, dass das in der Drucksache offen ange-
sprochen wird. Auch hier wird sehr deutlich, wenn
die Kraft-Warme-Kopplung fortgefihrt wird — und
sie wird fortgefuhrt werden —, wird sich auch an der
Stelle der Unternehmenswert weiter erhéhen und
wir werden dann mindestens bei 120 Millionen
Euro sein.

(J6rg Hamann CDU: Das glauben Sie doch
selbst nicht!)
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Das flhrt letztendlich dazu, dass es ein wirtschaft-
lich tragfahiges Konzept ist, ein sozial verantwortli-
ches Konzept, ein Konzept, das eben umsetzbar
ist, und das ist gut so.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Giiglii fraktionslos)

Ich glaube, es war gut, dass man bei dieser wichti-
gen Entscheidung nach dem Stromnetz und nach
dem Gasnetz, deren Komplexitat aber natirlich
viel, viel geringer ist als das Fernwarmenetz, drei
Gutachten vorgelegt hat, dass man sehr intensiv
gepruft hat mit der Finanzbehdrde, mit der Senats-
kanzlei, mit der Umweltbehérde und dass man
dem Parlament all diese Daten auch vorlegt. Ich
glaube, nur so kénnen wir diese wichtige Entschei-
dung treffen. Wir kénnen eine harte Diskussion
fihren und wir kénnen unterschiedlicher Ansicht
sein, nur, wir sollten sie dann auch anhand dieser
Fakten flhren. Wir sollten, lieber Herr Trepoll, das
Ganze nicht zu einem Kasperletheater verkommen
lassen.

(Zuruf von Jérg Hamann CDU)

Ich kann lhnen noch einmal sehr deutlich machen:
Ihre 40 Minuten, in denen Sie dann zum Beispiel
solche Nebenséchlichkeiten einbringen, hat Rot-
Grin Ihnen angeboten.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Toll, sehr groRzigig, das haben wir
doch schon gehdrt!)

Kollegin Sudmann hat gesagt, unsere Debatte
geht dann ganz nach hinten, das wollen wir nicht,
wir wollen lieber 30 Minuten, oder Uberweist unse-
ren Antrag. Dadurch ist das Ganze ins Stocken ge-
kommen. Aber daraus jetzt gleichzeitig den Vor-
wurf zu machen, dass Rot-Griin sich irgendwie
nicht einig sei, ist unverstandlich. Mit denen wollen
Sie doch koalieren, erzahlen Sie die ganze Zeit.
Frau Fegebank will sich mit Ihnen zwar unterhal-
ten, aber Uber nichts Politisches. Manchmal ist das
nachvollziehbar, auch aus meiner Sicht. Ich denke,
es war keine gute Rede, es ist der Sache nicht ge-
recht geworden.

(Thilo Kleibauer CDU: Sie haben es nicht
verstanden, oder? Warum braucht der Senat
40 Minuten?)

Ich glaube, das, was der Birgermeister vorgetra-
gen hat, hat deutlich gemacht, dass der Senat,
dass der Burgermeister,

(Zurufe von der CDU und von Anna-Elisa-
beth von Treuenfels-Frowein FDP)

dass Rot-Griin sehr verantwortungsvoll mit diesem
wichtigen Thema umgehen will im Sinne des
Volksentscheides, im Sinne der betroffenen Birge-
rinnen und Birger, und das ist gut so. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Giiclli fraktionslos)

Vizeprasidentin Barbara Duden:* Das Wort be-
kommt Herr Dr. Tjarks von der GRUNEN Fraktion.

Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Mit der heutigen Beratung, wir
sind da noch nicht am Ende, aber mit dem Auftrag
zu den heutigen Beratungen kommt ein funfjahri-
ger, vielleicht mit Vorlauf sogar zehnjahriger Pro-
zess zu einem Ende. Am 22. September 2013 ist
in Hamburg ein Volksentscheid zur Rekommunali-
sierung der Energienetze durchgefiihrt worden. Ich
mochte, auch weil es darum geht, wie und ob wir
diesen Volksentscheid umsetzen, noch einmal den
Wortlaut in Erinnerung rufen. — Ich zitiere:

"Senat und Burgerschaft unternehmen frist-
gerecht alle notwendigen und zulassigen
Schritte, um die Hamburger Strom-, Fern-
warme- und Gasleitungsnetze 2015 wieder
vollstandig in die offentliche Hand zu Uber-
nehmen. Verbindliches Ziel ist eine sozial
gerechte, klimavertragliche und demokra-
tisch kontrollierte Energieversorgung aus er-
neuerbaren Energien."

Das ist das, was von den Hamburgerinnen und
Hamburgern angenommen worden ist. Das ist das,
was der Handlungsauftrag aus diesem Volksent-
scheid war. Dieser Volksentscheid bindet tbrigens
Senat und Birgerschaft und auch Sie als Oppositi-
on, auch, wenn man das dann und wann nicht
merkt.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Nebahat Giiclli fraktionslos)

Die Sozialdemokraten haben 2014 den ersten
Schritt unternommen, um das Stromnetz zu rekom-
munalisieren. Der Erste Burgermeister hat ausge-
fihrt, dass dieses Unternehmen mittlerweile einen
erheblichen Beitrag zur Energiewende leistet bei
dem Thema Windstrom, beim Thema E-Mobilitat,
beim Thema Sektorenkopplung. Wir haben dann
gemeinsam Anfang dieses Jahres das Gasnetz zu-
ruckgekauft, und wir werden jetzt am 1. Januar
2019 auch das Fernwarmenetz in die 6ffentliche
Hand zurticknehmen. Ich glaube, das ist ein groRer
Erfolg und ein wichtiges Signal, das das Vertrauen
in die Demokratie und die Politik in dieser Stadt
starkt.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Nebahat Gliglii fraktionslos)

Wir sind also dabei, den Volksentscheid vollum-
fanglich umzusetzen, so, wie die Hamburgerinnen
und Hamburger uns mit ihren Stimmen aufgefor-
dert haben. Lieber Herr Trepoll, aber auch lieber
Herr Kruse, Sie kommen doch gleich danach.
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(Michael Kruse FDP: Aber Sie nehmen mei-
ne Rede schon vorweg!)

Ich glaube, Sie mlssen sich auch an dieser Stelle
einmal ein bisschen entscheiden, wie wichtig lhnen
eigentlich Volksentscheide sind. Sie haben es
doch sehr deutlich gemacht, dass Sie hier wieder
— und Sie sind ein Wiederholungstater in der Fra-
ge — an verschiedenen Punkten die Demokratie
missachten, die direkte Demokratie mit FURRen tre-
ten. Ich glaube, das ist kein gutes Signal gerade in
diesen Zeiten. Ich denke, das muss man einmal
klar und deutlich aussprechen.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Nebahat Giglii fraktionslos)

Denn der Rickkauf des Fernwdrmenetzes liegt
doch nicht am Rand dieses Volksentscheides, son-
dern er bildet seinen Kern. Es ist der Kern, welil
beim Fernwarmenetz die Ziele in Satz 2, die sozia-
le Gerechtigkeit, die sozial gerechte Energieversor-
gung, die klimavertragliche Energieversorgung aus
erneuerbaren Energien, das ist, was man umset-
zen kann. Insofern geht es hier um ein neues Er-
zeugungskonzept und es geht um sozial- und Kili-
mapolitische Ziele. Dafir waren fur uns, fir Rot-
Grin, und auch fir die Sozialdemokraten, vier Pra-
missen mafdgeblich.

Wir wollten erstens eine klimavertragliche Energie-
versorgung maoglichst aus erneuerbaren Energien
als Nachfolge des Kohlekraftwerks Wedel.

Zweitens: Wir wollen eine Preisgarantie fur die
Hamburger Fernwarmekunden, die Preise sollen
nicht starker als die allgemeine Marktentwicklung
steigen.

Drittens: Wir wollen, dass das alles umgesetzt wird
mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zusam-
men, und zwar ohne betriebsbedingte Kindigun-
gen. Das ist das Thema, das ubrigens beziglich
der Sozialvertraglichkeit wahrend der Auseinander-
setzung am starksten diskutiert worden ist und das
jetzt nicht mehr so eine grofl3e Rolle spielt, aber fir
uns wichtig bleibt. Auch das ist ein zentraler Punkt,
der mir sehr wichtig ist, und dass wir auf den in der
Debatte hinweisen.

Viertens: Wir wollen, und wir sind dem Ziel ver-
pflichtet, die Fernwarmenetze daflr vollstandig in
die offentliche Hand Gbernehmen, denn wir wollen
die offentliche Daseinsvorsorge in dieser Stadt
wieder starken. Alle diese Ziele liegen im Kern des
Volksentscheides, alle diese Ziele sind nach wie
vor von den Hamburgerinnen und Hamburgern ge-
wollt, und alle diese Ziele werden wir mit unserem
Konzept erreichen.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Nebahat Gliglii fraktionslos)

Der Burgermeister hat es hier angedeutet mit sei-
nem Besuch bei Rahm Emanuel, mit dem Unter-
zeichnen der Chicago Climate Charter, dass Ham-

burg auf der Welt nicht allein dasteht und dass es
eigentlich in Hamburg, angefangen von der Praam-
bel unserer Verfassung bis hin zum Tor der Welt,
immer die Kultur dieser Stadt war. Gerade in der
vergangenen Woche hat der Weltklimarat, das In-
ternational Penal on Climate Change, in einem
Sonderbericht darauf hingewiesen, dass die Be-
grenzung der Erderwdrmung auf 1,5 Grad noch
machbar und vor allen Dingen dringend notwendig
ist. Der Weltklimarat schreibt, uns bleiben noch
12 Jahre, um wirklich etwas flr den Klimaschutz zu
tun und Katastrophen zu verhindern. Es braucht,
Zitat:

"rasche weitreichende und beispiellose Ver-
anderungen in samtlichen Bereichen der
Gesellschaft."

Und das ist kein falscher parteipolitischer Alarmis-
mus, das ist mittlerweile der wissenschaftliche
Konsens. Eine Stadt, die nach Excellence-Univer-
sitaten strebt, sollte das, im Gegensatz zu anderen
Menschen auf dieser Welt, auch akzeptieren. Wer
das nicht glaubt, der kann es jeden Tag drauf3en
bei 27 Grad im Oktober anschauen. Wir sind dazu
aufgefordert, etwas gegen den Klimawandel zu
tun.

(Zuruf von Philipp HeilBner CDU)
Und das tun wir mit diesem Konzept.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Nebahat Gliglii fraktionslos — Philipp Heil3-
ner CDU: Peinlich, wenn Sie den Unter-
schied zwischen Wetter und Klima nicht ken-
nen!)

Das Entscheidende ist, dass wir die Energiewen-
de, die in Deutschland bisher vor allen Dingen eine
Stromwende war, jetzt auch als Pionierarbeit im
Warmebereich umsetzen kénnen. Wir werden mit
unserem Energiekonzept 151 Megawatt erneuer-
bare Warme in Hamburg installieren. Das ist euro-
paweit fiihrend, und wir werden an dieser Stelle ein
Pionier des erneuerbaren Warmekonzepts werden.
Deswegen ist es wichtig: Wir handeln, indem wir
diese Fakten anerkennen. Wir handeln, weil wir
den Klimaschutz zur Prioritdt machen, und wir han-
deln, indem wir das Hamburger Fernwarmenetz
kohlefrei machen.

(Michael Kruse FDP: Indem Sie Wedel ver-
langern! Genau das Gegenteil!)

— Genau das ist es, was die Blrgerinnen und Bur-
ger uns aufgetragen haben, Herr Kruse, und ge-
nau das ist es, was Sie im Ubrigen den ganzen
Tag verhindern wollen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Deswegen mdchte ich noch einmal — wir haben es
schon ein paarmal diskutiert an dieser Stelle — ein
bisschen etwas zu dieser Pseudolésung Moorburg
sagen, die Sie hier die ganze Zeit vortragen.
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Das Erste: Dieses Kraftwerk wird an vielen Tagen
des Jahres Uberhaupt nicht mehr zur Stromproduk-
tion gebraucht, weil namlich erneuerbare Energien
in Deutschland den Einspeisevorrang haben, und
das wird auch in Zukunft so bleiben.

(André Trepoll CDU: Vor 2030 wird das
nichts!)

Das Zweite: Die Behauptung, die Sie aufstellen,
Herr Trepoll, diese Warme sei bereits erzeugt und
wir wirden sie einfach unnitz in die Luft abgeben,
ist falsch. Wenn Sie die Warme aus Moorburg aus-
koppeln, dann ist das Warme, die zusatzlich mit
zusatzlichen COj,-Emissionen produziert werden
muss.

Der dritte Punkt: Selbst die Bundesregierung, also
Ihre Bundeskanzlerin, hat eine Kohlekommission
eingesetzt, damit wir endlich aus der Kohlekraft
aussteigen. Was wir nicht machen wollen, ist, eine
Laufzeitverlangerung fur ein Kraftwerk zu beschlie-
Ren, das am Ende nicht einmal mehr Sie haben
wollen werden. Das ist namlich die Wahrheit an
dieser Stelle.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Nebahat Gliglii fraktionslos — Glocke)

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Herr Tjarks, es ist gar nicht so einfach, da eine
Licke zu finden. Gestatten Sie eine Zwischenfrage
des Abgeordneten Gamm?

Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Selbstverstandlich.

Vizeprasidentin Barbara Duden: Herr Gamm, Sie
haben das Wort.

Zwischenfrage von Stephan Gamm CDU: Herzli-
chen Dank. Herr Kollege Tjarks, ist Ihnen bekannt,
wie viel Prozent der Stromversorgung Hamburgs
im Juli aus dem Kraftwerk Moorburg eingespeist
wurde? Sie wissen es nicht, es waren 86 Pro-
zent. — Danke.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Dr. Anjes Tjarks GRUNE (fortfahrend): Herr
Gamm, ist lhnen vielleicht bekannt, dass dieser
Senat mit einer CDU-gefiihrten Landesregierung in
Schleswig-Holstein das Konzept Norddeutsche
EnergieWende 4.0 auf den Weg gebracht hat, um
2030 die Lander Hamburg und Schleswig-Holstein
komplett aus erneuerbaren Energien versorgen zu
kénnen, weil wir dieses Kohlekraftwerk auch fiir die
Stromversorgung dann nicht mehr brauchen wer-
den?

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Nebahat Glglii fraktionslos)

Ein Anschluss Moorburgs an das Fernwarmenetz
ist aber nicht nur 6kologisch nicht sinnvoll, er ist
auch 6konomisch nicht sinnvoll. Héren Sie einmal
zu. Die Preise fir die Tonne CO,, die Emissions-
handelspreise im letzten Jahr, sind von 5 Euro auf
20 Euro gestiegen. Wenn man das Thema Klima-
wandel ernst nimmt, werden sie weiter steigen. Der
Brennstoff, die Kohle, von dem Sie sich exklusiv
abhangig machen wollen nach Ihrer Vorstellung, ist
im letzten Jahr von 20 auf 90 US-Dollar die Tonne
gestiegen. Auch 6konomisch haben Sie an dieser
Stelle ein erhebliches Preisrisiko.

Und dann mdchte ich Ihnen als drittes Argument
noch einmal den Worttext des Volksentscheides
vor Augen fihren. Es ist so, die Birgerinnen und
Birger haben eine klimavertragliche Energiever-
sorgung aus erneuerbaren Energien beschlossen.
Ich méchte gern von lhnen an dieser Stelle einmal
wissen, was an dem Kohlekraftwerk Moorburg ei-
gentlich genau erneuerbar ist? Rein gar nichts.
Deswegen noch einmal an dieser Stelle ...

(André Trepoll CDU: Gas ist besser? Sie
bauen Gaskraftwerke!)

— Herr Trepoll, wir setzen 151 Megawatt erneuer-
bare Warme in den Markt.

(Birgit Stéver CDU: Mit Gas?)

Das ist das, was wir machen, um den Volksent-
scheid umzusetzen. Aber Sie schlagen vor, an die-
ser Stelle den Volksentscheid glatt zu brechen,
und das ist das Thema Demokratie und Vertrauen
in die Politik, das Sie sich hier anziehen mussen.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Nebahat Gligli fraktionslos)

Die zweite Pramisse war der Auftrag, eine sozial
gerechte Energieversorgung sicherzustellen, und
dieser Auftrag beinhaltet zwei Komponenten.

Er beinhaltet zum einen das Thema, dass, wenn
wir die Fernwarme, Vattenfall Warme Hamburg
ubernehmen, wir mit dem Unternehmen einen
groRen Umstrukturierungsprozess vorhaben, weil
eine grolte Betriebseinheit, namlich das Heizkraft-
werk Wedel, vom Netz geht, und dass wir das alles
unternehmen kénnen, ohne dass es betriebsbe-
dingte Kundigungen gibt. Denn ich glaube, dass
wir hier alle in der Verpflichtung sind, die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer wissen zu lassen,
dass nach dem Stromnetz, nach dem Gasnetz
auch die Stadt beim Fernwarmenetz ein guter Ar-
beitgeber sein will. Darauf kénnen sich die Kolle-
ginnen und Kollegen verlassen, dafir steht Rot-
Grin.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Nebahat Giiclii fraktionslos)

Die zweite Komponente der sozial vertraglichen
Energieversorgung ist naturlich die Preispolitik.
Selbstverstandlich hat der Senat auch mit Vatten-
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fall dariiber gesprochen, wie man die Preise mit ih-
nen stabil halten kann. In Bezug auf die Investitio-
nen war das mit Vattenfall auch kein Thema, aber
Vattenfall hat gesagt, na ja, wir sind abhangig von
einem Brennstoff, wir sind abhangig vom Handels-
preis fur COq-Zertifikate, und hat sich deswegen
geweigert, gegenliber dem Senat in einem ge-
meinsamen Szenario eine entsprechende Klausel
in die Vertrage aufzunehmen. Das heil3t gerade
nicht, dass wir nur durch den vollstandigen Ruck-
kauf der Energienetze an der Stelle auch dafir
sorgen koénnen, dass wir dahin kommen, eine
Preisgarantie aussprechen zu kénnen.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Nebahat Giiglii fraktionslos)

Herr Trepoll, Sie haben das, was |hr Fachsprecher,
Herr Gamm, hier immer vortragt, namlich das Mar-
chen eines 40-prozentigen Preisanstiegs,

(Arno Mtinster SPD: Lobbyist!)

heute wohlweislich nicht wiederholt, denn in Wahr-
heit haben lhre Freunde von Vattenfall Ihnen die-
ses Argument komplett aus der Hand geschossen,
nachdem sie es |hnen monatelang vorher vorge-
kaut haben. Deswegen mdchte ich Thnen noch ein-
mal — um zu erklaren und zu zeigen, dass auch
Vattenfall der Meinung ist, dass diese Preispolitik
moglich ist mit den Investitionskosten, die Herr
Gamm immer ins Feld geflihrt hat fiir seine 40-pro-
zentige Preiserhéhung — vortragen, was Vattenfall
im "Hamburger Abendblatt" am 8. Oktober 2018
gesagt hat. — Ich zitiere:

"Wir haben einen umsetzbaren Vorschlag
unter anderem fir einen klimafreundlichen
Ersatz fir das Kraftwerk Wedel erarbeitet,
den die Umweltbehorde unterstitzt."

Also auf gut Deutsch, das Konzept, Uber das wir
jetzt reden.

"Mit diesem konnte auch eine wettbewerbs-
fahige Warmeversorgung der Mieterinnen
und Mieter gesichert werden."

— Zitatende.

Mit anderen Worten, nicht nur wir, sondern auch
Vattenfall ist der Meinung, dass man genau mit
diesem Konzept wettbewerbsfahige Preise aufru-
fen kann.

(André Trepoll CDU: Ihre Freunde von Vat-
tenfall!)

— Das sind nicht meine Freunde, sondern das sind
Ihre Freunde, und Sie sagen das trotzdem, Sie wi-
dersprechen dem, was Herr Gamm die ganze Zeit
erzahlt hat. Und das ist mit diesem einen Zitat
schlicht und ergreifend als Unfug entlarvt worden.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Viel diskutiert ist auch das Thema Verkaufspreis
und Wert des Fernwarmenetzes. Dieses Thema,

das durch verschiedene Gutachten beleuchtet wor-
den ist, ist in der 6ffentlichen Debatte und mit fes-
tem Willen der Opposition auch das eine oder an-
dere Mal durcheinandergeraten. Ich glaube, man
muss einfach einmal feststellen, es gibt einen Un-
terschied zwischen objektiviertem Unternehmens-
wert und dem Wert, den dieses Unternehmen aus
Sicht des Kaufers der Freien und Hansestadt Ham-
burg hat.

Die Stadt Hamburg hat gemeinsam mit Vattenfall
ein Gutachten bei der Beratungsgesellschaft BDO
in Auftrag gegeben. Dieses Gutachten, viel zitiert,
kam zu dem Ergebnis, dass der objektivierte Un-
ternehmenswert nach dem Standard IDW S1 bei
645,1 Millionen Euro liegt. Dieser Wert, und das ist
entscheidend, trifft keine Aussage uber den Wert
des Unternehmens Vattenfall Warme Hamburg fur
den Kaufer Freie und Hansestadt Hamburg. Dieser
Wert liegt bei der Spanne von 920 Millionen Euro
bis 1,3 Milliarden Euro. Dieser Wert ist entschei-
dend fir die Frage, ob Hamburg kaufen kann, darf
oder soll. Im Gegensatz zum objektivierten Unter-
nehmenswert sind fir den Kauferwert verschie-
denste Faktoren zuséatzlich, aber drei entscheidend,
mafgeblich, die der Kollege Kienscherf schon an-
gesprochen hat. Das sind zum einen steuerliche
Effekte im Bereich von 150 bis 180 Millionen Euro
durch die Integration dieses Unternehmens in den
Konzernverbund der HGV.

(Thilo Kleibauer CDU: Ah, Steuersparmo-
dell!)

Das ist zum anderen die sehr plausible Annahme,
dass die KWKG-Forderung weiterlauft. Ich mochte
einfach zu lhren Fragen sagen, Herr Trepoll, dies
ist nicht nur im Koalitionsvertrag auf Bundesebene
entsprechend festgehalten und damit dokumentiert
durch die die Bundesregierung tragenden Parteien
im Deutschen Bundestag, es hat sich auch der
Deutsche Bundesrat dafiir ausgesprochen. Es gibt
dariiber hinaus keinen ernst zu nehmenden Ak-
teur, der die KWKG-Férderung auslaufen lassen
mochte. Vattenfall selbst hat angenommen in allen
Szenarien, dass diese Férderung weiter besteht,
und deswegen ist die Annahme legitim und plausi-
bel, dass das KWKG auch in die Wertermittlung
eingepreist werden kann.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Dann gibt es den dritten Punkt, der auch von er-
heblicher Relevanz ist. Das ist der Punkt, mit wel-
chen Renditeerwartungen die Stadt rechnet. Das
IDW S1-Verfahren hat dazu einen unveranderli-
chen Zinssatz, der in etwa bei 7 Prozent liegt.

(Stephan Gamm CDU: Nein, es gibt eine
Bandbreite!)

Es ist so, dass die Stadt bei internen Geschaften in
der Regel mit 3,5 Prozent rechnet und wir fur die-
ses Gutachten und fur die Berechnung des Kaufer-
wertes eine Renditeerwartung von 5,5 Prozent zu-
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grunde gelegt haben. Das ist der Wert, wenn Sie
auf 1 079 Millionen Euro kommen wollen.

Das ist eine sinnvolle Renditeerwartung, die auch
schon nach oben hin fast diskriminierbar ist, wenn
sie noch hdher gewesen ware, denn wir machen
doch Politik fur das Gemeinwohl und nicht daftr,
dass die Stadt ausschlieBlich Geld verdient. Mit
diesen drei Punkten, namlich mit dem Thema steu-
erliche Integration, mit dem Thema KWKG-Férde-
rung, mit dem Thema einer sinnvoll angesetzten
Renditeerwartung, die sehr nachvollziehbar ist,
koénnen Sie sehr gut rechtfertigen, dass dieses Un-
ternehmen den Wert hat, den wir dafiir bezahlen,
und dass es am Ende des Tages ein sehr gutes
Geschaft fur die Stadt Hamburg werden wird.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Nebahat Gliglii fraktionslos — J6rg Hamann
CDU: Das haben wir bei Olympia gehort!)

— Aber das, was ich lhnen jetzt technisch kompli-
ziert begrindet habe und Herr Hamann es nicht
verstanden haben wollte,

(Thilo Kleibauer CDU: Der Einzige im Senat,
der das kapiert hat, war Kerstan, oder was?)

kann man auch einfacher erklaren, denn das ei-
gentliche Argument an der Stelle hat Vattenfall
selbst geliefert. Das entscheidende Argument hat
Vattenfall selbst geliefert, indem Vattenfall namlich
permanent behauptet hat, dass das Unternehmen
gar nicht 950 Millionen Euro wert sei, aber perma-
nent auch alles daftr getan hat, nicht verkaufen zu
mussen. Damit haben sich dieses Unternehmen im
Kern und auch Sie von der CDU selbst widerspro-
chen.

Wenn man namlich wirklich selbst glaubt, dass ein
Unternehmen 645 Millionen Euro wert sei, aber
man dafir 950 Millionen Euro bekommen wiirde,
dann wirde man den Verkaufsprozess nicht die
ganze Zeit torpedieren. Und die einzige Auflésung
aus dieser Erkenntnis ist, dass auch Vattenfall
selbst von einem viel, viel hdheren Wert flr dieses
Unternehmen ausgeht, und zwar anders als Sie
und Vattenfall es offiziell immer behauptet haben.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Nebahat Giiglii fraktionslos)

Als Fazit fur diese Diskussion muss man feststel-
len:

(Zuruf von J6rg Hamann CDU)

Sowohl die Markteinschatzungen als auch das
Verhalten Vattenfalls als auch das Gutachten von
LBD, das noch einmal kritisch geprift worden ist
von PwC, sprechen eine klare Sprache, dieses Un-
ternehmen ist zwischen 920 Millionen Euro und
1,3 Milliarden Euro wert.

(Zuruf von Ralf Niedmers CDU)

Deswegen ist es nur folgerichtig, dass wir dieses
Unternehmen kaufen, und zwar komplett.

(Zuruf von Jérg Hamann CDU)

— Jeder, der das nicht tut, muss sich die Frage ge-
fallen lassen, Herr Hamann, ob er den Volksent-
scheid nicht umsetzen will und ob er die Demokra-
tie in dieser Stadt beschadigen will. Aber offenkun-
dig ist das lhnen mit Inrem Gegacker egal.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Nebahat Giig¢li fraktionslos)

Damit haben sich auch die Themen, die Herr
Gamm immer mit einer Klage ins Feld fiihren
modchte, die Themen Landeshaushaltsordnung,
Untreue, Beihilfe und Strafrecht erledigt.

(Joachim Lenders CDU: Genau! und Heiter-
keit)

— Jetzt horen Sie einmal zu.

Es kann fir den Senat der Freien und Hansestadt
Hamburg kein Verstol3 gegen die Landeshaus-
haltsordnung sein, ein Unternehmen zu erwerben,
das aus Sicht der Stadt nachvollziehbar und plau-
sibel deutlich mehr wert ist als das, was wir dafir
zahlen. Dann ist es richtig so und es ist gut so,
dass wir das Unternehmen erwerben. Dann ist das
ein guter Entscheid fur die Steuerzahlerinnen und
Steuerzahler.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Nebahat Gligli fraktionslos)

Man kann festhalten: Waren Sie an der Regierung,
was doch mittlerweile ein nahezu ausgeschlosse-
nes Szenario ist ...

(Beifall  bei
SPD)

Waren Sie an der Regierung, hatte diese Regie-
rung den Volksentscheid nicht nur einmal, sondern
dreimal bei der Sozialvertraglichkeit, bei der Klima-
freundlichkeit und bei dem Rickkauf der Energie-
netze gebrochen. Wir alle wissen, Sie sind in die-
ser Frage Wiederholungstater, und ich sage Ihnen,
das wird bei lhnen nicht zu mehr Zustimmung in
der Bevdlkerung fiihren, sondern zu weniger.

(J6rg Hamann CDU: Es hat Sie aber nicht
gestort, mit uns Koalition zu machen!)

Hendrikje Blandow-Schlegel

Und es wird dazu filhren, dass die Menschen in
dieser Stadt die Meinung, die Sie hier die ganze
Zeit erzahlen, Herr Hamann, die Sie dazwischen
quaken, Uberhaupt nicht mehr ernst nehmen, weil
sie ohnehin irrelevant geworden ist in den ver-
schiedenen Fragen.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Nebahat Giigli fraktionslos)

Wenn man beim Boxen in derselben Gewichtsklas-
se wie der Senat bleiben will, dann muss man
auch die demokratischen Verfahren in dieser Stadt
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achten. Das gehort dazu, denn sonst hat man ein
prinzipielles Thema an dieser Stelle. Wir werden
dafir sorgen, wir als Rot-Grln, dass die Energie-
versorgung in der Stadt kommunal, sozial gerecht
und klimafreundlich aufgestellt wird. Damit setzen
wir heute wichtige Weichen und werden wichtige
Entscheidungen der Zukunft treffen. Ich bin sehr
stolz auf diesen Senat, dass er sich in diesem
schwierigen Entscheidungsprozess dazu durchge-
rungen hat.

(Zurufe von J6rg Hamann CDU)

— Und Ihr Widerstand wird wie ein Hefeteig inein-
ander zusammenfallen, Herr Hamann, wenn ein
Licht aufgeht, dass Sie es mit der Demokratie in
dieser Stadt nicht mehr richtig ernst meinen. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Nebahat Giglii fraktionslos)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Jersch von der Fraktion DIE LINKE.

Stephan Jersch DIE LINKE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren, liebe Hamburgerinnen
und Hamburger! Heute ist tatsdchlich ein guter
Tag, der erste von mehreren guten Tagen, die wir
haben werden, ein guter Tag fir Hamburg, fur die
Hamburgerinnen und Hamburger und fir das Kii-
ma, so viel vorab.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

2013 haben sich tber 50 Prozent der Hamburge-
rinnen und Hamburger fur den Rickkauf der Ener-
gienetze ausgesprochen. Zuletzt gab es eine Um-
frage, bei der sich 56 Prozent der Hamburgerinnen
und Hamburger auch fir den Riickkauf des Fern-
warmenetzes unter den Konditionen des Mindest-
kaufpreises ausgesprochen haben. 72 Prozent der
Hamburgerinnen und Hamburger finden, dass es
wichtig ist, dass die Energienetze in o&ffentlicher
Hand sind. 100 Prozent von Vattenfall muss sich
daran nicht halten und tut es auch sichtbar nicht.
Und deswegen wurde es Zeit, jetzt endlich nach
dem langen Zogern des Senats flr den Ruickkauf
auch zu handeln.

(Beifall bei der LINKEN)

Offentliche Infrastruktur der Daseinsvorsorge ge-
hort in die offentliche Hand, und auch wenn die 6f-
fentliche Hand als Besitzerin kein Allheilmittel ist,
sie sichert demokratische Kontrolle, sie hat eine
steuernde Wirkung fur das Erreichen gesellschaftli-
cher Ziele. Es geht um mehr, und das wurde hier
auch gesagt, als Rendite.

Wenn wir uns Stromnetz Hamburg — Herr Kruse
wird das mit Sicherheit als abschreckendes Bei-
spiel heute noch einmal auffiihren —,

(Michael Kruse FDP: Warten Sie es ab!)

angucken, dann ist es in der Tat so, dass die In-
vestitionen in die Energiewende, die jetzt von
Stromnetz Hamburg getatigt werden, das Erbe der
nicht erfolgten Investitionen von Vattenfall sind, die
hier ihre Infrastruktur auf Verschlei® betrieben ha-
ben. Und genau das macht den Unterschied zwi-
schen offentlicher Hand mit Verantwortung fir die
Gesellschaft und dem privatwirtschaftlichen Betrieb
von Infrastruktur aus.

(Beifall bei der LINKEN)

Mit dieser Entscheidung im Ruicken kann Hamburg
jetzt dazu Ubergehen, die Energiewende umzuset-
zen. Dank Vattenfall — und der Kollege Gamm hat
es eben tatsachlich erwahnt, ich weill gar nicht,
wieso, es ist ja vollig absurd — ist Hamburg Kohle-
hauptstadt, sowohl bei der Stromerzeugung als
auch bei der Warmeerzeugung. Das ist im Sinne
der Energiewende ein vollig unhaltbarer Zustand,
der unter Vattenfall noch mehr als ein Jahrzehnt,
und das sind die Minimalschatzungen, gedauert
hatte. Hier musste schnell gehandelt werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Und wenn wir uns die Industrieruine von Wedel an-
gucken, ich habe mir die Zahlen beim Umweltbun-
desamt noch einmal angeschaut, dann sind in den
vier Jahren, die gezdgert und gezaudert wurde mit
dem Ruckkauf, tatsachlich emittiert worden:
6,5 Millionen Tonnen CO,, 3 200 Tonnen Schwe-
feldioxide, 4 500 Tonnen Stickoxide, mehr als
100 Kilogramm Arsen und mehr als 180 Kilogramm
Quecksilber. Das ist das Erbe privatwirtschaftlicher
Energieversorgung im Fernwarmebereich. Liebe
Kolleginnen und Kollegen, dass dies ein Ende fin-
det, ist das Mindeste, was die Hamburgerinnen
und Hamburger und die Bewohnerinnen und Be-
wohner Wedels von uns verlangen kdnnen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Hendrikje
Blandow-Schlegel und Uwe Giffei, beide
SPD)

Es wurde schon gesagt: Die Kosten der Energie-
wende, die Kosten der steigenden Kohlepreise
wirden zwangslaufig auf die Kundinnen und Kun-
den umgewalzt. Ich kann nicht verstehen, wieso
die Koalition der Willigen von Vattenfall aus CDU
und FDP tatsachlich davor die Augen verschlieft.
Das ist kurzsichtige Politik.

(Beifall bei der LINKEN)

Deswegen begrifien wir es, dass der Blrgermeis-
ter zugesichert hat, dass die Preise, die Endpreise
fur die Kundinnen und Kunden

(Zuruf von Thilo Kleibauer CDU)

der Fernwarme, stabil bleiben werden. Das ist der
Anspruch einer sozialen Umsetzung des Volksent-
scheids.
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(Beifall bei der LINKEN — Zuruf von Thilo
Kleibauer CDU)

Und einmal ganz davon abgesehen, dass es ein
Fehler war, den Rickkauf so lange auf die lange
Bank zu schieben: Das hat einen vierjahrigen
schweren Schaden am Klima, sowohl am Demo-
kratieklima in der Stadt als auch am Klima an sich,
herbeigeflhrt, und das muss sich allerdings die
Regierungskoalition vorhalten lassen. Das hatte
deutlich schneller gehen mussen.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn wir sehen, welchen Schaden das Zaudern
bis heute fur die Energiepolitik in Hamburg ge-
bracht hat, dann wéare es eine Katastrophe gewe-
sen, Vattenfall als Mitanteilseigner hier noch weiter
im Boot zu belassen. Das ist ein véllig unhaltbarer
Gedanke, denn Vattenfall hat uns im gesamten
Beurteilungsprozess die entscheidenden Ge-
schaftsdaten nicht zuganglich gemacht und sie
weiterhin verheimlicht.

(Michael Kruse FDP: Den LINKEN, oder
was? Haben Sie angefragt?)

— Ja, im Energienetzbeirat wurde angefragt, Herr
Kruse. Da hatten Sie dann vielleicht auch einmal
ofter sein missen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dr. Monika
Schaal SPD — Michael Kruse FDP: Wir ha-
ben ein Aktenvorlageersuchen eingebracht,
Sie haben das nicht getan!)

Es ist ofter nach den Geschéftsdaten, die Basis-
grundlage fiur das Vattenfall-eigene Bewertungs-
gutachten waren, gefragt worden. Die sind uns ver-
weigert worden und dementsprechend konnten wir
nur indirekt darauf Rickschlisse ziehen. Diese
verheimlichten Daten haben es auch ganz klar ge-
macht, dass eine Energiepolitik, eine Energiepla-
nung im Sinne des Volksentscheids mit Vattenfall
als Partner vollig unméglich gewesen ware. Vat-
tenfall hat sich, der Kollege Tjarks hat es erwahnt,
sichtbar gegen die Umsetzung des Ruckkaufs ge-
stemmt. Ich denke, so viel Ignoranz gegen einen
geschlossenen Vertrag ist nicht nur unhanseatisch,
es gehort sich schlicht und ergreifend nicht. Vat-
tenfall hat sich als Partner diskreditiert.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn wir uns dann noch einmal die schlimms-
ten Auswlchse von Vattenfall anschauen, insbe-
sondere mit dem Kohleheizkraftwerk Wedel, dann
wissen wir, was uns bevorstehen wirde, wirde
dieser Konzern weiter eine Rolle in Hamburg spie-
len. Denn er erklart die Schadstoffemission von
Wedel zum technischen Stand der Dinge. Und
wenn man die Bewohnerinnen und Bewohner von
Wedel befragt Uber die atzenden Partikelnieder-
schlage, die sie immer wieder rund um Wedel auf
ihren Motorhauben finden,

(Michael Kruse FDP: Dann kritisieren Sie die
Verlangerung doch, die der Senat jetzt gera-
de damit macht! Kritisieren Sie es doch!)

dann weil® man, welche Geringschatzung dieser
Konzern gegeniber der Gesundheit der Bewohne-
rinnen und Bewohner letztendlich an den Tag legt.

Noch einmal zum Kaufpreis. Liebe Kolleginnen und
Kollegen, was ist uns das Klima denn eigentlich
wert? Genau das, was es Donald Trump wert ist,
namlich nichts? Ich glaube, das kann nicht wirklich
das Ziel der ganzen Sache sein. Wenn ich den
einen oder anderen Vorschlag aus der Koalition
der Willigen dazu vernehme, dann kann ich nur sa-
gen: Mit Mooswanden werden wir die Klimakata-
strophe nicht steuern kdnnen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dr. Monika
Schaal SPD)

Da haben wir jetzt, mit dem Fernwarmenetz in un-
serer Hand, in der Hand der Birgerinnen und Bur-
ger der Stadt, ein ganz anderes Werkzeug parat.

Was ist uns letztendlich die gesellschaftliche Not-
wendigkeit wirklich wert? Die Rettung des Klimas
unter die Herrschaft der Rendite zu stellen, so wie
Sie das wollen? Ich glaube, da sind die meisten
Blrgerinnen und Blrger schon deutlich weiter und
Sie vertreten hier wirklich nur noch Partikularinter-
essen.

(Beifall bei der LINKEN — Heike Sudmann
DIE LINKE: Fossile Politik! — Dr. Monika
Schaal SPD: Sie vertreten sich selber!)

Letztendlich missen Sie sich entscheiden, was |h-
nen wichtiger ist, der Sektempfang bei Vattenfall
oder die Energiewende im Sinne der Zukunft fur al-
le Hamburgerinnen und Hamburger und darlber
hinaus.

Und was sind uns Arbeitsplatze und Preisstabilitat
eigentlich wert? Liebe Kolleginnen und Kollegen,
was Vattenfall mit Arbeitsplatzen macht, wissen wir
in der Zentralverwaltung von Vattenfall: Die sind
nicht besonders viel wert. Ich denke, in offentlicher
Hand wird das ganz anders aussehen.

Als Linker, muss ich sagen, hat es schon erheblich
geschmerzt, den Verkauf der HEW an Vattenfall
mit zu betrachten. Aber es schmerzt noch viel
mehr, wie Sie mit dem Klima dieser Welt spielen.
Es ist wirklich widerlich. Anders kann ich es nicht
sagen.

(Beifall bei der LINKEN — Michael Kruse
FDP: Ich habe Schmerztabletten dabei, Herr
Jersch!)

Wenn wir jetzt mit dem Rickkauf, wenn er denn so
kommt, und davon gehe ich angesichts der Mehr-
heitsverhaltnisse in diesem Parlament aus, den
nachsten Schritt gehen, dann heil’t es auch, die
Ergebnisse dieses Riickkaufs fiir eine Energiewen-
de zu sichern, und das heif3t fur mich auch, wenn



6356 Burgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 84. Sitzung am 17. Oktober 2018

(Stephan Jersch)

ich hier die Redebeitrage der Regierungskoalition
hoére: Es fihrt kein Weg daran vorbei, die Volksini-
tiative "Tschiss Kohle" in diesem Parlament zu
Ubernehmen.

(Beifall bei der LINKEN)

Es muss ein Ausbau der demokratischen Kontrolle
dieser Institution erfolgen. Das heil3t auch, eine
Starkung des Energienetzbeirats mit seinen Mdg-
lichkeiten.

(Beifall bei der LINKEN)

Und wir werden mit Sicherheit in nachster Zeit
auch noch einmal erheblich uber die Fernwarme-
trasse unter der Elbe diskutieren mussen, denn oh-
ne eine Absicherung und einer Koalition der Willi-
gen in der Politik in der Hinterhand, ohne diese Ab-
sicherung koénnte auch, solange Vattenfall dieses
Gruselkraftwerk in Moorburg betreibt, in der Tat
damit noch kontraproduktiv gegen die Energiewen-
de gearbeitet werden.

In diesem Sinne wunsche ich allen Hamburgerin-
nen und Hamburgern viel Glick bei der Energie-
wende, und vor allen Dingen, dass Sie mit lhrer
Position in dieser Stadt nichts zu sagen haben
werden. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Kruse von der FDP-Fraktion.

Michael Kruse FDP:* Meine sehr geehrten Damen
und Herren, sehr geehrte Frau Prasidentin! Nach
dieser aullerst unterhaltsamen Rede mdchte ich
doch gern wieder zum Thema sprechen. Zunachst
ist uns heute sehr deutlich geworden, das hat der
Blrgermeister mit dieser Regierungserklarung ge-
zeigt, dass ihm der Kuschelkurs mit dem griinen
Koalitionspartner wichtiger ist als die Interessen
der Fernwdrmekunden und Steuerzahler.

(Beifall bei der FDP und bei André Trepoll
CDU)

Und wir fragen uns schon, Herr Tschentscher und
auch Herr Dressel: Was war denn eigentlich lhre
Position in den letzten sechs Monaten? Sie war
von auflen nicht erkennbar. Bei Herrn Kerstan war
klar, er will unbedingt das Netz zurtickkaufen, kos-
te es, was es wolle — Gutachten spielen keine Rol-
le, Bewertungen spielen keine Rolle. Aber was war
eigentlich lhre Position? Herr Tschentscher, nach
der Regierungserklarung vor sechs Monaten habe
ich Sie noch gelobt, weil Sie sich den Weg aus-
dricklich offengelassen haben, einen pragmati-
schen Kurs fur die Fernwarme in dieser Stadt zu
fahren. Diesen Kurs haben Sie verlassen. Dieses
Lob muss ich heute leider wieder einkassieren.

Ein bisschen ist heute auch deutlich geworden an-
hand Ihrer recht sparsamen Regierungserklarung,

anhand der noch sparsameren Ausflihrungen des
Fraktionsvorsitzenden Kienscherf: Offensichtlich
bedeutet Regierungserklarung in diesem Haus gar
nicht mehr, dass die Regierung etwas erklart, son-
dern Regierungserklarung bedeutet in diesem
Haus neuerdings, dass wir der Regierung etwas
erklaren missen. Also horen Sie gut zu.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Es ist kaum acht Monate her, da sprachen wir in
diesem Haus Uber die Scherben, die die HSH
Nordbank hinterlassen hat. Damals ging es um un-
kalkulierbare Risiken flr die Steuerzahler.

(Zuruf von Dr. Monika Schaal SPD)

Hamburgs Politik hat parteitibergreifend Besserung
geschworen. Und keine acht Monate spater werfen
Sie alles das, was lhnen Ihre Gutachter an objekti-
ven Zahlen prasentieren, Gber den Haufen. Unter
Rot-Griin wird das Geld der Steuerzahler zum
Fenster hinaus geworfen, und das halten wir Freie
Demokraten fir grundfalsch.

(Beifall bei der FDP und der CDU - Dirk
Kienscherf SPD: Stimmt ja auch nicht!)

Und Sie setzen falsche MaRstabe in Ihrer Politik.
Die aktuellen Umfragen — und die haben Sie auch
gelesen, vielleicht kdnnen wir uns zumindest auf
die Umfragen verstandigen, die sind ja objektiv —
zeigen, dass die Anhanger aller Wahler in dieser
Stadt unisono sagen, die Wohnkosten seien das
wichtigste Thema in dieser Stadt. Und was ma-
chen Sie? Sie stellen sich hin und sagen: Na ja, al-
les nicht so wichtig; wir beschlieen jetzt mal ein
Konzept, das wir nur in Grundzigen kennen. Sie
fihren es mit keinem Wort in lhrer Drucksache
aus. Sie haben Uberhaupt keine Aussagen dazu,
wie viel CO, Sie damit eigentlich einsparen wollen.
Sie haben Uberhaupt keine Vorstellung davon, wie
diese Fernwarme uberhaupt umgesetzt werden
soll. Stattdessen machen Sie ein Konzept, das auf
jeden Fall die Fernwarmepreise in dieser Stadt
drastisch nach oben fiuhren wird. Das machen wir
nicht mit.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Herr Tschentscher, damit ist ehrlich gesagt auch
durch, dass Sie sich gegen steigende Wohnkosten
einsetzen wirden. lhr Fernwarmekonzept sorgt fur
drastische Verteuerung der Fernwarme, und das,
obwohl eine glnstigere Losung zur Verfligung
steht.

Ich sage auch einmal dazu: Es ware lhre letzte Ge-
legenheit gewesen, in dieser Koalition aufzuzei-
gen, dass Sie den Hut aufhaben. Es ware lhr letz-
ter Weg gewesen zu zeigen, dass Sie fir eine
pragmatische, wirtschaftsnahe Ldsung in dieser
Stadt auch kampfen. Und ich sage auch einmal
dazu: Ich glaube, dieses Ergebnis ware unter Olaf
Scholz so nicht zustande gekommen. Und deswe-
gen ist es kein Wunder, dass die Wirtschaft sich
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langsam von Ihnen abwendet. Es ist ja kein Zufall,
dass der Industrieverband jetzt schon 6ffentlich lhr
fehlendes Konzept bemangelt. Das sollte lhnen zu
denken geben. Aber es ist gleichzeitig sehr symp-
tomatisch, was wir gerade erleben, symptomatisch
fur lhren Regierungsstil: lange laufen lassen, be-
gutachten, bis es passt, am Ende abnicken, was
Berater lhnen aufgeschrieben haben, und sich so
Uberhaupt nicht fir irgendetwas einsetzen.

Wer den HSH-Deal beobachtet hat, der hat jetzt
ein Déja-vu. Wir erinnern uns alle an den Heraus-
kauf fauler Schiffskredite aus der HSH, den Sie,
Herr Tschentscher, als Finanzsenator im Sommer
2016 zu verantworten gehabt haben. Ich erinnere
einmal daran: Wir haben 2,4 Milliarden Euro in die
Hand genommen. Ein halbes Jahr spater waren
die faulen Papiere 500 Millionen Euro weniger
wert.

(Dirk Kienscherf SPD: Das haben wir zur
Stutzung der Bank gemacht!)

Das ist Geldverbrennung pur und das Gegenteil
von soliden Haushalten. Und, Herr Kienscherf, ich
muss Ihnen sagen, es ist vor allem Uberhaupt kei-
ne Daseinsvorsorge. In dieser Stadt muss man
sich ja mittlerweile fragen: Was ist denn eigentlich
nicht offentliche Aufgabe? Der gréfte Deal, den
Sie gemacht haben, damit haben Sie faule Schiffs-
kredite gekauft. Das ist keine Daseinsvorsorge,

(Dirk Kienscherf SPD: Wir haben die Bank
am Leben gehalten!)

sondern es ist genau das Gegenteil: Sie strapazie-
ren das Geld der Steuerzahler und geben es aus
an Stellen, wo es nicht ausgegeben werden sollte.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Aber dieser Politikstil erklart, warum es bisher kei-
ne guten Bewerber fiir den Posten des Wirtschafts-
und Verkehrssenators gab. Die stehen ja nicht ge-
rade Schlange. Die Zurlckhaltung der Wirtschaft,
mit einem passenden Bewerber zu unterstitzen,
das ist doch alles kein Zufall. Die Interessen der
Wirtschaft fallen bei diesem Senat immer haufiger
hinten runter, genau wie die der Fernwarmekunden
und Steuerzahler. Herr Tschentscher, die Fernwar-
me ware lhre Ausfahrt gewesen, genau hier eine
Kurskorrektur vorzunehmen. Sie haben sich fir die
politische Sackgasse entschieden, die der griine
Koalitionspartner Ihnen aufgeschwatzt hat.

Warum erwahne ich das Ganze hier eigentlich?
(Gerhard Lein SPD: Gute Frage!)
—Ja, ich sage es lhnen.

Bisher ist die SPD hier als Garant wahrgenommen
worden dafir, dass die Politik in Hamburg nicht zu
einseitig ausfallt. Damit ist jetzt Schluss. Schon die
Bayernwahl hat gezeigt, es findet eine Wachabl6-
sung im linken Lager statt. Und jetzt héren Sie gut
zu: Wer 100 Prozent griine Politik macht, braucht

sich am Ende auch nicht wundern, wenn das Origi-
nal gewahlt wird, liebe SPD. Wie immer gilt hier:
Wer sich kleinmacht, wird kleingemacht. Und Sie
gehen in Sachen Fernwarme unter der Teppich-
kante durch, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP und der CDU — Zuruf
von Dirk Kienscherf SPD)

Es muss eigentlich Uberraschen, aber nach diesem
Vorgang Uberrascht es dann doch nicht, dass sich
der Wirtschaftssenator in dieser Angelegenheit
kein einziges Mal zu Wort gemeldet hat. Herr
Tschentscher, Sie haben hier eine grofe Flanke
offen, und es ist nicht gut fir Hamburg, dass nie-
mand mehr die Stimme der wirtschaftlichen Ver-
nunft in lhrem Senat erhebt.

(Beifall bei der FDP)

Und nun komme ich zu der Gutachtenschlacht, die
Sie in den letzten Monaten vorgeflhrt haben. Ich
meine, das war zwar unterhaltsam, konnte man
meinen, aber fir die Steuerzahler war es vor allem
eins: teuer. Uber 2,5 Millionen Euro hatten die Gut-
achten schon letzten Monat gekostet. Und am En-
de ist das Schlimmste daran, dass Sie lhre Fach-
abteilungen Uberhaupt nicht mehr eingebunden
haben. Und da muss man sich auch einmal an-
schauen, wie sich der Politikstil hier gerade veran-
dert. Normalerweise macht man gute Politik auch
auf der Einschatzung der eigenen Behdrden. Tat-
sachlich haben Sie ab einem gewissen Zeitpunkt
angefangen, die Gutachten allesamt nur noch aus
den Leitungsebenen zu beauftragen. Sie haben |h-
re Fachabteilungen auflen vor gelassen. Sie ha-
ben auch die Einschatzungen zu den Fachabtei-
lungen aulden vor gelassen. Deswegen wundert es
uns auch nicht, dass Sie zu dem Ergebnis kom-
men, zu dem Sie kommen wollten, weil Sie eben
hier mittlerweile eine Art Wagenburgmentalitat an
den Tag legen und gute Beratung schlicht ignorie-
ren. Das sagt sehr viel aus Uber den Zustand die-
ses Senats.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Und dann gucken wir uns einmal ein bisschen ge-
nauer an, wie es denn Uberhaupt zu dieser Druck-
sache gekommen ist. Sie hatten einen objektiven
Unternehmenswert ermittelt. Ich wiederhole das
noch einmal, weil es so wichtig ist: Es ist ein objek-
tiver Unternehmenswert. Er ist nicht abhangig von
Wunschvorstellungen, Gewinnen oder Dingen, die
sich in der Zukunft, wie es in Ihrer Drucksache
heil3t, realisieren kénnten. Das gab es noch nie,
dass in einer Drucksache des Senats gar nicht
mehr gesagt wird, was passiert, sondern nur noch,
was passieren konnte, und dass das heute die
Grundlage fir eine Milliardenentscheidung des
Parlaments sein soll. Meine Damen und Herren,
ich habe noch nie eine schlechtere Drucksache ge-
lesen als die, die Sie hier vorgelegt haben.
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(Beifall bei der FDP und der CDU)

Aber weil lhnen dieser objektive Unternehmens-
wert nicht gepasst hat, fangen Sie jetzt an, sich |h-
re eigene Realitat zu schaffen. Sie sagen, der Wert
des Netzes sei fir den Kaufer viel héher — was fir
ein Quatsch. Sie sagen: Je geringer die Renditeer-
wartung des Eigentiimers, desto hoher der Wert. In
der Logik, die Herr Kerstan hier vorgetragen hat,
ist ein verlustbringendes Unternehmen eine wahre
Goldgrube. Das ist unbezahlbar. Also Uberlegen
Sie sich einmal, ob Sie das Pferd nicht von hinten
aufgezaumt haben.

Richtig ist: Je mehr 6konomisches Risiko Sie ein-
gehen, desto geringer ist der Wert eines Unterneh-
mens, und Sie gehen hier ein eklatant hohes Risi-
ko ein mit einem Konzept, das Sie ja selbst nicht
prasentieren mit dieser Drucksache, von dem Sie
schlicht behaupten, dass es in der Zukunft eine gu-
te Lésung sein werde. Meine Damen und Herren,
unserioser geht es nicht mehr. Wenn es einen
Preis flr den unehrbarsten Kaufmann in dieser
Stadt gabe, Sie hatten ihn mit dieser Drucksache
gewonnen.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Der Kollege Trepoll ist darauf eingegangen: Der
objektive Wert wurde in sechs Monaten erarbeitet.
Es wurden Tausende von Unterlagen gewalzt und
als Basis der Entscheidungsfindung analysiert.
Und dann kommen Sie, und der objektive Wert
passt lhnen nicht, also machen Sie einen subjekti-
ven Wert. Und jetzt wird es richtig spannend: Sie
beauftragen mit LBD einen Gutachter, der eigent-
lich einen Interessenskonflikt hat, weil er auch
schon "UNSER HAMBURG - UNSER NETZ" in
dieser Sache beraten hat. Dieser Gutachter, der
dann zu irgendeinem Preis kommt — den Sie fiir so
verbindlich erklaren wollen —, hat Gberhaupt keinen
Zugang zu den Zahlen des objektiven Unterneh-
menswerts. Er hat keinen Zugang zu dem BDO-
Gutachten. Er hat keinen Zugang zu der Vattenfall-
Warmegesellschaft. Das heil3t mit anderen Worten:
Er hat Uberhaupt keinen Zugang zu dem, was die
wirtschaftliche Grundlage eines objektiven Gutach-
tens ist. Aber das alles ficht Sie nicht an. Sie pri-
fen von da an nur noch die Plausibilitat von Annah-
men. Und auch die Betrachtungen, die dann in Ih-
rer Drucksache zugrunde gelegt sind, zeigen letzt-
endlich nur: Hier soll ein Ergebnis erzielt werden,
das vorher festgelegt worden ist.

Das Gutachten muss in wenigen Wochen erstellt
werden. Der Senat sagt selbst, es habe gar nicht
den Tiefgang des BDO-Gutachtens. Aber das kiim-
mert Sie nicht. Sie treffen Ihre Entscheidung trotz-
dem auf der Grundlage dieses Gutachtens. Es in-
teressiert Sie auch nicht weiter, dass zwei andere
Gutachter, die angefragt worden sind, gleich abge-
sagt haben mit der Begriindung, das kénnten sie in
dieser kurzen Zeit nicht erledigen. Stattdessen sa-

gen Sie: 150 Millionen Euro Subventionen, das
kénnte kommen, das nehmen wir gleich einmal als
wertsteigernd. AuRerdem koénnen wir noch irgend-
wie 150 oder 185 Millionen Euro Steuerersparnis
damit generieren. Meine Damen und Herren, unse-
ridser ist in dieser Stadt noch nie eine Entschei-
dungsgrundlage erarbeitet worden.

(Beifall bei der FDP und bei Thilo Kleibauer
CDU)

Das Ganze ist eine katastrophale Entscheidung fiir
das Parlament. Man muss sich das auf der Zunge
zergehen lassen: Es geht hier um eine Entschei-
dung von 1 Milliarde Euro unmittelbar — 950 Millio-
nen — und einer weiteren Milliarde, die dann in der
Folge in den Ausbau des Netzes investiert werden
muss. Das heif’t, auf der Grundlage von acht diin-
nen Seiten Papier, auf denen nichts steht zur Zu-
kunft der Fernwarme, sollen wir tber eine Investiti-
on von 2 Milliarden Euro entscheiden. Diese Voo-
doo-Okonomie machen wir nicht mit und deshalb
wollen wir auch die Akteneinsicht haben.

(Beifall bei der FDP — Zuruf von Dr. Monika
Schaal SPD — Zuruf von Dr. Anjes Tjarks
GRUNE)

Und ich sage es Ihnen einmal ganz klar: Das ist
nicht das, was den Hamburgerinnen und Hambur-
gern versprochen wurde. Um es ganz klar zu sa-
gen: Es war nicht der Wille des Volkes, dass Recht
gebeugt wird, Steuergeld verschwendet wird und
die Fernwarme drastisch verteuert wird in dieser
Stadt. Herr Tjarks, Sie ignorieren diese Fakten vol-
lig. Wir halten das, was Sie hier machen, nicht fir
rechtlich zuldssig. Es ist doch ein Treppenwitz,
dass Sie nun diesem Unternehmen — es war hier
vorhin schon die Rede von lhren Freunden von
Vattenfall —, das Sie so sehr verachten — Herr
Jersch, das ist aus lhren Worten ja sehr deutlich
geworden —, 300 Millionen Euro mehr geben wol-
len flr das Fernwarmenetz, als es Uberhaupt wert
ist. Das ist den Menschen in dieser Stadt nicht ver-
mittelbar, und ich habe in den letzten Wochen mit
sehr vielen Menschen gesprochen, die schlichtweg
nicht mehr verstanden haben, was da eigentlich
vor sich geht: Jede Woche wird ein neues Gutach-
ten prasentiert, die Gutachten gehen alle gegen-
einander, und am Ende einigt man sich auf einen
Preis, den man Uberhaupt nicht begriinden kann.

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

Meine Damen und Herren, das ist schlicht schlech-
te Politik und nicht die Umsetzung von Volkes Wil-
le.

(Beifall bei der FDP und bei André Trepoll
CDU)

Insbesondere bei der Frage Beihilfe, die Sie in |h-
rer Drucksache sehr galant nur am Rande erwah-
nen, Herr Tschentscher, muss ich mich schon sehr
wundern. Sie sind jahrelang fast wochentlich nach
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Brussel geflogen, um zum Thema HSH Nordbank
fur diese Stadt in Sachen Beihilfe zu verhandeln.
Das Thema Beihilfe ist das allerwichtigste Thema.
Es war das entscheidende Thema bei der Frage,
ob wir die Bank verkaufen mussen. Es war beihilfe-
rechtlich schlicht nicht mehr zulassig, weitere Kre-
dite oder HilfsmaRnahmen zu gewahren. Und des-
halb ist es auch so wenig glaubwiirdig, wenn Sie
an dem Thema Beihilfe einfach vorbeigehen und
sagen: Ja, da werden wir mal eine informelle Ver-
standigung machen. Ich sage lhnen hier und heu-
te: Wenn Sie sich nicht darum kiimmern, dass die-
ses Geschaft beihilferechtlich einwandfrei ist, dann
werden wir das flur Sie erledigen.

(Beifall bei der FDP und bei Jérg Hamann
CDU)

Es ist auerst unserids, dass in keiner Ihrer Reden
und auch in der Drucksache kein einziges Wort
zum Thema Finanzierung des Rickkaufs fallt.
Wenn Sie 950 Millionen Euro fir eine Gesellschaft
ausgeben, dann kostet das eine Menge Geld, 2 bis
3 Prozent kénnen Sie locker ansetzen. Das bedeu-
tet nichts anderes, als 20 bis 30 Millionen Euro zu-
satzliche Kosten, die die Fernwarmegesellschaft
einspielen muss, wenn man eine ehrliche Analyse
tatigt. Und das erklart dann auch, warum diese
ganze Voodoo-Okonomie, die Herr Kerstan hier in
den letzten Wochen vorgetragen hat, schlicht un-
begrindbar ist: weil schon die reinen Finanzie-
rungskosten fir das Fernwarmenetz daflir sorgen,
dass wir Uberhaupt nicht mehr die Mdglichkeit ha-
ben, Uber die vielen Gewinne, Uber die Sie in der
Offentlichkeit schwadroniert haben, zu verfliigen.
Sie sind Uberhaupt nicht da. Sie sind schon nicht
da, wenn man die Fernwarmekosten und die Fi-
nanzierungskosten dafir auen vor lasst. Diese
Kosten, die sinken ohnehin. Die Gewinne sinken.

(Dr. Monika Schaal SPD: Woher wissen Sie
das alles?)

Ihre eigene Gesellschaft, die HGV, in die die Fern-
warmegesellschaft integriert werden soll, hat uns
im Ausschuss gesagt — Herr Dressel, Sie haben es
selbst ausgefiihrt —, dass die Gewinnerwartung fir
die Fernwarmegesellschaft sinkt auf der Annahme,
dass es eine 25,1-Prozent-Beteiligung bleibt, auf
der Annahme, dass nichts verandert wird an den
Investitionen. Jetzt fahren Sie aber die Investition
hoch. Deswegen sinken die Gewinne der Fernwar-
megesellschaft, und deswegen haben Sie Uber-
haupt keinen Verteilspielraum mehr, wenn es da-
rum geht, irgendwie zu sagen: Wir kdnnen auch
ein bisschen weniger Gewinn machen mit der Ge-
sellschaft, weil das ja das ist, was die Hamburge-
rinnen und Hamburger wollen. Ich sage lhnen, das
ist eine komplett unseriése Argumentation. Auf die-
ser Grundlage ist es unausweichlich, dass die
Fernwarmepreise in dieser Stadt drastisch steigen
werden, und das werden wir nicht mitmachen.

(Beifall bei der FDP und bei André Trepoll
CDU)

Und dann mussen wir auch noch einmal dariber
reden, was Sie eigentlich unter Daseinsvorsorge
verstehen. Ist es denn Daseinsvorsorge, dass die
offentlichen Netzgesellschaften jetzt Verlust ma-
chen? Ich fange einmal an mit der Stromgesell-
schaft — Verlust gemacht im ersten Jahr. Ich fange
an mit der Gasgesellschaft — Verlust gemacht im
ersten Jahr. Jetzt sind Sie ein bisschen kliger ge-
worden und haben gleich gesagt, die Fernwarme
werde auch keine Gewinne einfahren, bis 2030
mussten wir sowieso alles investieren. Also, meine
sehr geehrten Damen und Herren, das hier, das ist
ein glatter Bruch des Volksentscheids.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Das ist ein Bruch
des Volksentscheids? Das ist aber eine ab-
wegige These!)

Die Volksentscheid-Befiirworter haben 2013 ver-
sprochen — Herr Dressel, Sie und ich, wir haben
Seite an Seite argumentiert, Sie sollten das nicht
vergessen —, dass es 50 Millionen Euro Gewinn
nach Zins und Tilgung geben wird. Tatsachlich,
Herr Kerstan, sagen Sie: Wir kdnnen auch einfach
wenig Gewinne machen. Was wir |hnen damals
gesagt haben, namlich dass es nicht mdglich sein
wird, diese fetten Gewinne zu machen nach Zins
und Tilgung — dber Tilgung reden Sie gar nicht
mehr —, ist heute eingetreten, und deswegen ist es
absolut unserids, wenn Sie hier weitere Gelder aus
der Fernwarmegesellschaft verteilen.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Und dann muss man sich auch einmal anschauen,
was eigentlich die Landeshaushaltsordnung sagt.
Die zwingt uns zur Sparsamkeit. Ist das sparsam,
was Sie hier machen? Nein. Sie werfen effiziente
Produktionsanlagen raus aus dem Konzept, da-
durch sinkt der Wert des Netzes sogar noch. Ist es
denn wirtschaftlich, was Sie machen? Nein, es ist
nicht wirtschaftlich, was Sie machen,

(Zuruf von Dr. Anjes Tjarks GRUNE)

Sie haben ja glinstigere Produktionsmittel zur Ver-
figung. Und jetzt wird es ganz spannend. Warum
sollte Ihre Aussage eigentlich glaubwirdig sein,
wenn es darum geht, dass Sie die Preisstabilitat in
dieser Stadt in den Griff bekommen?

Ich fange einmal an mit Hamburg Energie. Ham-
burg Energie, ein kleines Unternehmen, das unter
anderem ab und an auch einmal die Stadt mit
Strom beliefert, bewirbt sich neuerdings nicht mehr
auf offentliche Ausschreibungen; habe ich abge-
fragt mit einer Anfrage. Und die Antwort, warum es
das nicht mehr tut, lautet — und jetzt wird es span-
nend — Wir kénnen nicht vorhersagen, wie Oko-
strompreise sich Uber vier Jahre entwickeln. Meine
Damen und Herren, Ihr eigenes Unternehmen
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kann die Stadt nicht mehr mit Okostrom Uber vier
Jahre beliefern, aber Sie wollen uns sagen, wie die
Fernwarmepreise der nachsten 20 Jahre sind?
Das ist schlicht lacherlich.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Und dann schauen wir einmal die Netzentgelte an.
Im Gegensatz zu Herrn Kollegen Trepoll weil3 ich
auch, warum die Steigerung so drastisch ist: Sie ist
so drastisch, weil die Offshore-Windparks ange-
schlossen werden missen. Das heildt, das ist
schon der Preis dafiir, dass Energiewende in die-
sem Land passiert, und Sie sollten aufpassen,
dass Sie die Burgerinnen und Blrger an dieser
Stelle nicht Gberfordern.

Und, Herr Tschentscher, wenn Sie vergleichen mit
anderen Bundeslandern, dann sollten Sie doch
einen ehrlichen Vergleich machen. Vergleichen Sie
den Anstieg der Netzentgelte mit dem in anderen
deutschen GroRstadten. Mir fiele da Berlin ein. Da
kénnen Sie namlich nicht mit Schleswig-Holstein
kommen, wo die Voraussetzungen ganz andere
sind. Schauen Sie doch einmal auf Berlin.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Wo es ein Priva-
ter warl)

Aha, in Berlin ist ein Privater Eigentiimer des Net-
zes.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Schleswig-Hol-
stein!)

Wie ist es denn da? Die Gebuhren werden ge-
senkt. In Hamburg gehen sie 14 Prozent hoch un-
ter einem staatlichen Unternehmen, in Berlin wer-
den sie mit einem Privaten gesenkt. Genau das
zeigt: Die Stadt ist eben nicht der bessere Unter-
nehmer. Sie sollten sich um ehrliche Vergleiche
bemihen, wenn es darum geht, Ihr schlechtes
Wirtschaften zu Gbertiinchen.

(Beifall bei der FDP)

Und genau deswegen ...
(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Genau deswe-
gen!)

— Herr Tjarks, Sie waren auch fir mehr Redezeit,
ich bin also ganz entspannt bei Ihren Zwischenru-
fen, Sie kdnnen auch gern noch eine Zwischenfra-
ge stellen.

Genau deswegen erschittert uns die Staatsglau-
bigkeit, die hinter diesem Unternehmenskonzept
steht.

(Vizeprasident Dr. Kurt Duwe Ubernimmt
den Vorsitz.)

Ich sage lhnen eins: lhre Lésung sorgt daflr, dass
das dreckigste Kohlekraftwerk der Republik langer
am Netz bleibt;

(Zuruf von Dr. Anjes Tjarks GRUNE)

Sie raumen es in lhrer Drucksache selbst ein.

Reden wir dartiber, was eigentlich passieren muss.
Sie mussten fir die letzte Ertlichtigung 85 Millio-
nen Euro in die Hand nehmen. Fir die nachste
werden Sie mehr in die Hand nehmen missen,
das werden noch einmal rund 100 Millionen Euro
sein. Sie werden um die 100 Millionen Euro in die
Hand nehmen miissen, um ein Kraftwerk zu er-
tichtigen, das wir hier im Haus alle vom Netz ha-
ben mdchten. Mit anderen Worten: Sie verlangern
das dreckigste Kohlekraftwerk der Republik, um
nicht das sauberste Kohlekraftwerk der Republik
anschlielen zu missen. Das kdnnen Sie in dieser
Stadt wirklich niemandem erklaren.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Und Herr Kerstan, ich sage es lhnen ganz offen:
Der Tag, an dem Sie die Verlangerung des Kraft-
werks Wedel bekannt geben mussen, wird der Tag
sein, an dem wir Sie zum Rucktritt auffordern, weil
Sie hier umweltpolitisch ein Desaster veranstalten.

(Beifall bei der FDP)

Herr Tjarks, wenn Sie dann Vattenfall ins Feld fuh-
ren und sagen, selbst Vattenfall habe jetzt noch
einen anderen Vorschlag fir die Fernwarme ge-
macht ... Ja, das stimmt. Das ist richtig. Und es ist
gleichzeitig ein netter Bluff. Warum ist es nur ein
Bluff? Weil Sie in den Verhandlungen Vattenfall
— ja, Herr Kerstan, da lachen selbst Sie, weil Sie
dabei waren bei den Verhandlungen —

(Zuruf von Dr. Monika Schaal SPD)

vorher gezwungen haben, ein Konzept vorzulegen,
das Moorburg nicht beinhaltet. Mit anderen Wor-
ten: Sie zwingen den Mehrheitsgesellschafter der
Vattenfall Warme Hamburg, ein anderes Konzept
zu prasentieren, weil Sie sagen, Sie schldssen
Moorburg nicht an, und hinterher sagen Sie: Se-
hen sie, Vattenfall wollte Moorburg gar nicht an-
schlieRen. Das ist Quatsch. Der BDO-Gutachter
hat im Energienetzbeirat gesagt — Herr Jersch, da
waren Sie auch dabei —, Vattenfall habe richtiger-
weise aufgezeigt, dass Moorburg die glinstigste
Fernwarmequelle ist — die mit Abstand glnstigste
Fernwarmequelle, hat der BDO-Gutachter uns ge-
sagt —,

(Stephan Jersch DIE LINKE: Fir das Klima
auch?)

die in dieser Stadt zur Verfligung steht. Sie gehen
daran komplett vorbei. Das ist politischer Irrsinn, es
ist 6kologischer Irrsinn und es ist auch 6konomi-
scher Irrsinn.

(Beifall bei der FDP und bei Dennis Gladia-
tor CDU)

Wenn ich mir dann die Argumentation von Herrn
Tjarks und auch von Herrn Tschentscher anhoére,
bekomme ich den Eindruck, wir debattierten heute
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Uber den Kohleausstieg. Und da muss ich einmal
sagen: Das ist einfach falsch. Das Kraftwerk Moor-
burg wird genau null Gramm weniger CO, aussto-
Ren in dem néachsten Jahr aufgrund lhres Be-
schlusses. Es wird genau null Gramm weniger
Kohle verfeuern. Das heil3t, wir diskutieren hier
nicht Gber den Kohleausstieg, den wir uns alle
wunschen,

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Deswegen seid
ihr weggelaufen in der Bundesregierung!)

sondern wir diskutieren darlber, ob wir ein Kraft-
werk, das ohnehin Warme produziert, ans Netz an-
schlieBen, damit die Fernwarmekosten in dieser
Stadt bezahlbar bleiben. Sie ignorieren diesen
Fakt, und das ist auch die Begriindung dafir,
warum Sie hier so tun, als wirden wir Uber den
Kohleausstieg diskutieren. Das tun wir nicht, meine
Damen und Herren. Und deswegen zeigt es auch,
dass Sie hier auf einem falschen Pfad unterwegs
sind.

(Vereinzelter Beifall bei der FDP)

Wir werden in den nachsten Wochen die Schwa-
chen lhres Konzepts aufzeigen. Wir werden in den
nachsten Wochen die Aktenvorlage, die wir bean-
tragt haben, daflr nutzen, um zu zeigen, warum
Sie keine belastbare Grundlage haben, auf der das
Parlament entscheiden kann. Und wir werden Ih-
nen bessere Alternativen prasentieren.

(Dirk Kienscherf SPD: Na, da sind wir ja ge-
spannt!)

Und ganz besonders spannend ist, wenn man den
Weg der Energie durch dieses Netz so verfolgt,
wann Warme eigentlich gut ist nach lhren Definitio-
nen und wann Warme schlecht ist. In zwei Wochen
wird die Fernwarmeleitung von Aurubis erdffnet,
und man hort, Herr Kerstan, Sie hatten geradezu
danach gedrangelt, an der Seite des Birgermeis-
ters zu stehen und diese Leitung mit zu eréffnen.
Ja, warum haben wir denn eigentlich das Kraftwerk
Moorburg in dieser Stadt? Es hat doch eine Histo-
rie. Es hat doch einen Sinn. Der Sinn ist: Die Me-
tallindustrie, die wir in dieser Stadt haben und die
wir auch, glaube ich, alle behalten wollen, diese
Stadt mit gunstigem, grundlastfahigem Strom zu
versorgen. Und bei dieser Stromproduktion fallt
Warme an. Diese Warme ist nach lhrer Definition
schlechte Warme. Wenn der Strom aber genutzt
wird, um Metall zu produzieren, und dabei dann
auch Abwarme anfallt,

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Das ist Blédsinn!
Also wirklich!)

ist diese Abwarme dann gute Abwarme. Die darf
ins Fernwarmenetz eingespeist werden. Meine Da-
men und Herren, absurder geht es nicht mehr. Das
ist grine Ideologie par excellence. Das machen wir
nicht mit.

(Beifall bei der FDP und bei Harald Feineis
und Andrea Oelschlédger, beide AfD)

Deswegen sehen wir genau funf Erkenntnisse, die
sich aus dem Senatsgebaren, aus dem verzweifel-
ten Senatsgebaren der letzten Monate, muss man
ja sagen, ableiten.

Erstens: Der Senat hat die Wohnkosten véllig aus
dem Auge verloren.

(Phyliss Demirel GRUNE: Quatsch!)

Sie sind unglaubwirdig geworden, wenn es darum
geht, den Wohnkostenanstieg zu begrenzen. Das
sehen wir beim Stromnetz bei den Kosten und wir
werden es bei der Fernwarme sehen. Ein Preisan-
stieg ist unausweichlich mit Ihrem unausgegorenen
Konzept.

Zweitens: Der Riickkauf der Fernwarme gelingt nur
mit frisierten Gutachten. Ob die vor dem Beihilfe-
recht Bestand haben, ist vollig offen, und wir wer-
den lhr Vorgehen an dieser Stelle ganz genau
Uberprifen.

Drittens: Der Fernwarmerickkauf hat uns die
Grenzen der Sinnhaftigkeit von Volksentscheiden
aufgezeigt. Fur einen Uberteuerten Rickkauf und
einen verschwenderischen, ideologischen, ineffizi-
enten Produktionsapparat haben die Hamburger
nicht gestimmt. Es gibt eine smarte Losung, also
nutzen Sie sie.

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

Viertens: Eine SPD, die nur als griner Erfullungs-
gehilfe operiert, wird nicht gebraucht.

Und flnftens: In der Koalition ist schon jetzt nur
noch Wahlkampf ausgebrochen. Herr Blirgermeis-
ter, lhr Unwille, in einen sinnvollen Konflikt mit dem
Koalitionspartner zu gehen, nitzt der Stadt nicht,
er schadet ihr, und deshalb sollten Sie lhren Kurs
dringend Uberarbeiten. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei J6rg Hamann,
Thilo Kleibauer und André Trepoll, alle CDU)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun der Abgeordnete Dr. Wolf fir die AfD-Fraktion.

Dr. Alexander Wolf AfD:* Sehr geehrter Herr Pra-
sident, meine Damen und Herren! Ordentliches
Regieren war einstmals ein Motto, mit dem Olaf
Scholz seine Politik der Offentlichkeit verkaufen
wollte.

(Zuruf: Hat er nie gemacht!)

Das Motto war schon damals eine Mogelpackung,
als noch die Basta-Politik von Herrn Scholz in
Hamburg galt. Denn anders, als die PR-Arbeit des
Senats es suggeriert: Selbst Wirtschaft konnte die
SPD nicht — auch nicht in Hamburg, auch wenn
sich dies in der Offentlichkeit erst nach und nach
herumspricht. Mit Peter Tschentscher wird dies der
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Offentlichkeit endlich bewusst. Zuerst seine Ver-
beugung vor dem griinen Koalitionspartner zu sei-
nem Amtsantritt, mit dem erkennbar ein anderer
Politikstil eingezogen ist; die GRUNEN werden
nicht mehr als der Anbau angesehen, sondern ihre
Bedeutung und ihr Einfluss sind spurbar gewach-
sen. Dann, es klang vorhin schon an, der Rucktritt
von Senator Horch, und alle bislang ins Gesprach
gebrachten Ersatzkandidaten fir den Posten des
Wirtschaftssenators haben abgewinkt. Da wird
klar, dass die SPD allzu wenig Wirtschaftskompe-
tenz hat. Und nun, fur diejenigen, die immer noch
nicht sehen wollen oder wollten, der Rickkauf des
Fernwarmenetzes zu 100 Prozent, das Nachgeben
gegenuber dem grinen Koalitionspartner, das
Fernwarmenetz tatsachlich zu 100 Prozent auf der
derzeitigen Basis zurlickzukaufen, ein weit Uber-
hohter Kaufpreis, blol3 weil ein Herr Kerstan und
die GRUNEN es so wollen.

Wir alle haben noch gut in Erinnerung, wie scharf
Andreas Dressel, heute Finanzsenator, im Jahr
2013 als SPD-Fraktionschef zum Thema Fernwar-
meruckkauf Stellung nahm. Eine seiner Pressemit-
teilungen stand unter der Uberschrift "Fernwarme-
Kunden sollten auf Versprechungen der Initiative
nicht hereinfallen!" — Ausrufezeichen. Und heute?
Da fallt einem spontan der Politikersatz ein "Was
schert mich mein Geschwatz von gestern?". Ade-
nauer lasst griiRen, wobei der Vergleich natrlich
hinkt.

Und das andere, was einem einfallt: Passt mir das
Ergebnis des Gutachtens nicht, wird eben rasch
ein neues in Auftrag gegeben, und das so lange,
bis das gewtlnschte Ergebnis herauskommt; was
nicht passt, wird passend gemacht. Der normale
Burger allerdings, der Steuerzahler, der Wahler mit
gesundem Menschenverstand, kann nur den Kopf
schitteln.

(Ekkehard Wysocki SPD: Den vertreten Sie
ja nicht!)

Und diese Gutachten, auf die Herr Kerstan und der
Senat sich berufen, anders als noch im Frihjahr
Herr Dressel, liegen uns bei der heutigen Burger-
schaftssitzung noch nicht einmal vor. Da fehlen ei-
nem die Worte. Was fiir eine Missachtung der
Volksvertreter kommt hier zum Ausdruck.

Naturlich gibt es den Volksentscheid, der umzuset-
zen ist. Aber der durchgefiihrte Volksentscheid gibt
eben keine Einhundert-zu-null-Entscheidung vor,
sondern seine Umsetzung setzt voraus und steht
auch nach seinem Wortlaut unter der Bedingung,
dass die Umsetzung rechtlich zulassig sein muss
und insbesondere nicht gegen die Landeshaus-
haltsordnung verstoft.

(Zuruf: Ja, dann klagen Sie mal dagegen!)

Konkret heil3t das, dass die Grundsatze der Wirt-
schaftlichkeit und der Sparsamkeit gemal Para-
graf 7 der Haushaltsordnung gewahrt sein missen,

anders ausgedriickt, dass die Umsetzung wirt-
schaftlich verninftig ist. Und das scheint hier gera-
de nicht der Fall zu sein. Damit sind die Vorausset-
zungen der Umsetzung so unseres Erachtens nicht
gegeben und die Entscheidung zum Ruckkauf von
100 Prozent des Fernwarmenetzes so nicht durch
den Volksentscheid geboten; sie sind nicht von
ihm gedeckt. Und das sagen wir, die AfD, als die
Partei, die sich, wie wir alle wissen, am starksten
fur direkte Demokratie und Birgerbeteiligung ein-
setzt.

(Beifall bei Harald Feineis und Dirk Nocke-
mann, beide AfD — Heiterkeit bei Anna Galli-
na GRUNE)

Ein Letztes in dieser ersten Runde. Natirlich sa-
gen uns die Regierungsvertreter von Rot-Grin:
Keine Sorge, liebe Birger, das wird alles kosten-
neutral sein, ihr Barger braucht nicht mit steigen-
den Kosten zu rechnen. Pustekuchen. Wie viel auf
derartige Politikerversprechen zu geben ist,

(Dr. Monika Schaal SPD: Was sind Sie
denn? Eine Miezekatze, oder was?)

zeigen doch gerade die heutigen Meldungen uber
die Preiserhéhungen beim Strom nach Erwerb von
100 Prozent des Stromnetzes. Um 12 Prozent stei-
gen die Netzentgelte. 12 Prozent. Ich sage speziell
den SPD-Vertretern in diesem Hause und auf der
Regierungsbank: Vernachlassigen Sie nur weiter
Ihre Wahler und verkohlen Sie sie. Den griinen
Vertretern und den griinen Wahlern mit haufig ge-
hobenem Einkommen macht das wenig aus.

(Wolfgang Rose SPD: Wie viel verdienen
Sie denn?)

Der LINKEN-Klientel, Giberdurchschnittlich oft Be-
zieher von staatlichen Transferleistungen, wird das
auch wenig ausmachen; der Staat wird's im Zwei-
fel schon bezahlen. Aber fiir den normalen, fiir den
einfachen Steuerzahler, der das selbst mit seinem
Gehalt, mit seinem Lohn zu bezahlen hat,

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Fir das Volk, das
dafiir gestimmt hat?)

ist das schmerzhaft. Und diese normalen Steuer-
zahler, friher oft SPD-Wahler, laufen der SPD
nicht ohne Grund in Scharen davon. Machen Sie
nur weiter so, liebe SPD-Vertreter. Wir, die AfD,
stehen bereit und nehmen uns der Sorgen und No6-
te der Burger und der Steuerzahler an.

(Zuruf von Phyliss Demirel GRUNE)

Auch wenn Sie das gern populistisch nennen. Wir
nennen das Demokratie. — In diesem Sinne: Bes-
ten Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun der fraktionslose Abgeordnete Dr. Flocken.
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Dr. Ludwig Flocken fraktionslos:* Sehr verehrter
Herr Prasident, sehr verehrte Volksvertreter, liebe
Landsleute! Skin in the Game, das brauchten Sie,
Herr Burgermeister, um einen weisen Ratschluss
zu treffen. Der libanesischstdmmige Mathematiker
und Risikoforscher Nassim Nicholas Taleb hat ge-
zeigt, dass bessere Entscheidungen ftrifft, wer per-
sonlich mit seiner Haut drinsteckt im Spiel; Skin in
the Game nennt er das. Wie viel Angst Sie davor
haben, zeigt das zitierte Untreuegutachten. Im
Stuttgarter AfD-Grundsatzprogramm von 2016
kommt das weniger poetisch, vielleicht etwas hdl-
zern daher als Politikerhaftung. Davon halten Sie
offensichtlich nicht sehr viel.

Wie gliicklich sind Sie aber, Herr Tschentscher,
dass Sie mit geradezu kindlicher Unschuld hoch-
belastete Ausdriicke im Mund flhren kénnen. Ein
Vergleich. In unserer "Gemeinsamen Erklarung
2018" heildt es: Wir fordern, rechtsstaatliche Ver-
haltnisse an den deutschen Grenzen wiederherzu-
stellen. Bose, bose — wiederherstellen.

(Anna Gallina GRUNE: Reden Sie auch zur
Sache?)

Nicht wahr, da klingt doch eindeutig das Gesetz
zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums
von 1933 durch? Anders hier.

(Zuruf)
— Ja, das sage ich |hnen jetzt.

Ihr Begriff, Herr Tschentscher, "Daseinsvorsorge"
ist nun einmal eindeutig von einem NS-Rechtsphi-
losophen geschaffen, dem Schiiler eines anderen
NS-Rechtsphilosophen und Teil der NS-Propagan-
da.

(Anna Gallina GRUNE: Zur Sache!)

Nachster Punkt. Herr Tjarks, vielen Dank, dass Sie
als einziger den Begriff "Wert" problematisiert ha-
ben. Sie konnten es allerdings auch nicht lassen,
von einem objektiven Wert zu sprechen, wie Herr
Kruse das dann auch getan hat. Das kann man
machen, man sollte sich dann allerdings auch ou-
ten als Essenzialist. Was ist ein Essenzialist?

(Anna Gallina GRUNE: Zur Sache!)

Das ist jemand, der daran glaubt, dass es Uber
oder hinter den Dingen dieser Welt noch eine Welt
der Wesenhaftigkeit gibt.

(Glocke)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe (unterbrechend):
Herr Dr. Flocken, konnten Sie wieder zum Thema
zurickkommen?

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos (fortfahrend):* Al-
so: Hinter der Welt der Tische, Stuhle und Rohrlei-
tungen gibt es noch eine Welt der Werte und We-
senhaftigkeiten. Wert der Rohrleitungen. Ja, das

kann man so sehen. Dann sollte man sich aber
auch als Hinterwaldler outen.

Letzter Punkt. Herr Trepoll — jetzt ist er leider nicht
da —, Sie haben sich Uber die finanzpolitische Ver-
antwortungslosigkeit des Umweltsenators gewun-
dert. Ich méchte lhnen das erlautern anhand eines
Zitats von Herrn Augstein junior nach der Bayern-
wahl. Griin wahlen, sagt er, das muss man sich
auch leisten kénnen.

Auf Hamburg Ubertragen hielRe das: Griine Politik
zu machen, das muss sich eine Stadt auch leisten
konnen. — Vielen Dank fur die Aufmerksamkeit.

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun der Senator Herr Dressel. — Dann hat sich die
Koalition geeinigt: Der Senator Kerstan will zuerst
reden.

Senator Jens Kerstan: Herr Prasident, meine Da-
men, meine Herren! Der Senat hat gestern be-
schlossen, 100 Prozent an der Fernwarmegesell-
schaft Vattenfall Warme zu erwerben. Wie der Se-
nat das bewerkstelligen will, welche sorgfaltigen
Prifungen dem vorausgegangen sind, das hat der
Blrgermeister in seiner sehr klaren und deutlichen
Rede dargestellt. Rechtliche Hindernisse aus
Haushaltssicht, dem Beihilferecht oder dem Straf-
recht sind nach einer sehr sorgfaltigen Prifung des
Senats nicht nachgewiesen worden. Deshalb gab
es fur den Senat keine andere Entscheidung, als
sich an den Volksentscheid zu halten und gemaf
der verfassungsmafigen Bindung des Senats und
der Burgerschaft an die Verbindlichkeit von Volks-
entscheiden gemaR dem Burgerwillen die Fernwar-
megesellschaft zu 100 Prozent zurickzukaufen.
Und das war eine gute Entscheidung fiir Hamburg
und die Birgerinnen und Burger dieser Stadt, mei-
ne Damen und Herren.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Nebahat Giiglii fraktionslos)

In dieser Debatte war sehr viel von diesen sorgfal-
tigen und notwendigen Prifungen die Rede. Mein
Kollege, Finanzsenator Dressel, wird gleich auch
noch einmal einige Punkte, die falschlicherweise in
der Debatte aufgeploppt sind, deutlich richtigstel-
len. Ich mdchte einfach noch einmal auf die Be-
deutung dieser Entscheidung zurlickkommen,
denn das ist bei dem Hickhack und den verschie-
denen doch sehr kleinteiligen Bemerkungen und
Fragestellungen der Opposition

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Kleinteilig? Kleinteilig?)
in Teilen untergegangen.
Das ist eine der wichtigsten Entscheidungen die-
ses Senats, um bis zum Jahr 2030 die Klimaziele,

die sich dieser Senat gesetzt hat und zu denen
sich Deutschland international verbindlich dem Pa-
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riser Kyoto-Protokoll entsprechend verpflichtet hat,
umzusetzen. Das ist eine wichtige Entscheidung
fur eine der Jahrhundertaufgaben, die Politik leis-
ten wird. Hamburg wird seinen Beitrag leisten.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Zum anderen ist es ein Bekenntnis dieses Senats
dazu, dass lebenswichtige Infrastrukturen dieser
Stadt, die die Stadt und die Birgerinnen und Bur-
ger bendtigen, damit diese Stadt funktioniert und
wir in dieser Stadt gut leben kdnnen, in offentliche
Hand gehdren und nicht in private Hand, damit
namlich 6ffentliche Interessen dort den Ausschlag
geben und nicht private Gewinninteressen — auch
das eine gute Entscheidung fiir die Stadt.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Letztlich achtet dieser Senat, ich erwdhnte es
schon, die direkte Demokratie. Ich glaube, in Zei-
ten eines galoppierenden Rechtspopulismus ist ein
demokratisch orientierter Senat wohl beraten, Ent-
scheidungen, die Birgerinnen und Birger mit
Mehrheit getroffen haben, zu achten. Ich war sehr
irritiert darlber, dass dieser Punkt bei den Vertre-
tern der Opposition, insbesondere bei CDU und
FDP, praktisch gar keine Rolle gespielt hat. Meine
Damen und Herren, ich glaube, das sind entschei-
dende Fragestellungen, wenn es darum geht, wer
in dieser Stadt Regierungsverantwortung tragen
sollte. Wir haben eine klare Antwort gegeben. Die
Opposition hat diese drei Punkte, die ich eben er-
wahnt habe, in ihren Abwagungen nicht weiter be-
ricksichtigt. Ich glaube, das ist eine sehr klare
Aussage daruber, wer wo steht und wer regie-
rungsfahig ist und wer es nicht ist in dieser Stadt.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
Anna-Elisabeth von  Treuenfels-Frowein
FDP: Wie lacherlich ist das denn!)

Ich glaube, ich muss nach dem Bericht des Weltkli-
marats nicht noch auf die Bedeutung des Klima-
schutzes fur unser aller tagliches Leben eingehen.
Dort wurde nicht die Frage gestellt: Kbnnen wir uns
Klimaschutz leisten? Sondern: Wie lange kdnnen
wir es uns eigentlich leisten, nicht entschiedene
und konsequente MalRnahmen zu ergreifen, weil
das zu einer Welt fihren wirde,

(Glocke)

die fir uns und insbesondere flir unsere Kinder zu
einem schlechteren Leben fiihren wiirde?

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe (unterbrechend):
Herr Senator, erlauben Sie eine Zwischenfrage
des Abgeordneten Kruse?

Senator Jens Kerstan: Herr Kruse, gern.

Zwischenfrage von Michael Kruse FDP:* Herr
Kerstan, ich wirde gern mehrere Dinge von lhnen
wissen. Zum einen wirde mich interessieren,
warum in lhrer Drucksache das Wort CO, nur ein-
mal auftaucht — an einer sehr abstrakten Stelle —
und warum Sie mit keinem Wort darauf eingehen,
wie viel CO, Sie denn kiinftig einsparen mit lhrem
Fernwarmekonzept. Zum einen das.

Und zum anderen wirde ich gern wissen, ob Sie
sich erklaren kénnen, warum die Sie tragenden
Fraktionen unseren Antrag nach einer Lebenszy-
klusanalyse, die genau aufzeigen wirde, wie Kli-
maschonend welche Konzepte denn eigentlich
sind, abgelehnt haben. Kénnen Sie sich das erkla-
ren?

Senator Jens Kerstan (fortfahrend): Sehr geehr-
ter Herr Kruse, lassen Sie mich einfach in der Re-
de fortfahren, denn das waren jetzt genau die
Punkte, auf die ich gerade zu sprechen kommen
wollte. Sie werden dort eine Antwort bekommen.

Letztendlich haben die Biirgerinnen und Blurger
dieser Stadt entschieden, dass im Bereich der
Energienetze die Stadt die Kontrolle Ubernehmen
soll, und sie haben auch gesagt, warum. Es geht
darum, erneuerbare Energien klimafreundlich ein-
zubinden, und das zu vertretbaren Preisen. Genau
das beinhaltet unser Konzept, und darum habe ich
mich Uber manche Ausfiihrung hier sehr gewun-
dert. Es ist ja nicht so, dass wir ein Kohlekraftwerk
durch ein Gaskraftwerk ersetzen und das war es
dann,

(Michael Kruse FDP: Nein, Sie bauen eins
dazu!)

sondern es ist noch nicht einmal ein Drittel gasba-
siert, der Rest ist erneuerbar oder vorhandene Ab-
warme-Quellen. Insofern erfillen wir damit den
Auftrag des Volksentscheids.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Was dann aber der entscheidende Punkt ist: Damit
wir unsere Klimaziele erreichen konnen, ist es
zwingend notwendig, dass wir erneuerbare Energi-
en nicht nur im Strombereich einsetzen, sondern
insbesondere im Warmebereich. 40 Prozent der
CO,-Emissionen, Herr Kruse, in dieser Stadt wer-
den bei der Beheizung und Kihlung von Gebau-
den erzeugt. Da hat die Energiewende noch nicht
einmal begonnen.

(Michael Kruse FDP: Sie tragen auch nichts
dazu bei!)

Hier geht Hamburg als erstes Bundesland und
auch als erste grolRe Stadt Deutschlands voran mit
diesem Konzept. Und darum ist das Gegenteil von
dem richtig, was Sie hier verkiinden. Hamburg wird
zum Vorreiter der Warmewende und deshalb sei-
ner Verantwortung im besonderen Malle gerecht.
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Der Rest der Republik guckt auf dieses Konzept,
und darauf kann Hamburg stolz sein.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Insbesondere, und das ist etwas, wo ich wirklich
erstaunt bin, wird dieses Konzept eben gerade da-
zu flhren, dass erneuerbare Warme fir die Kun-
den bezahlbar ist. Warum hat denn bisher im Ge-
baudebereich die Warmewende nicht stattgefun-
den? Wenn man die Gebdude nur dammt, be-
kommt man einen sehr hohen Kostenanteil, der
auf die Mieten umgelegt wird, und das ist ein
groBer Zielkonflikt. Und weil der nicht aufgelost
wurde, ist es bisher im Warmebereich nicht gelun-
gen, CO; einzusparen. Genau da setzt unser Kon-
zept an. Das ist das Innovative an unserem Kon-
zept, das manche auch revolutionar nennen, Herr
Kruse.

(Heiterkeit bei der FDP)

Es geht namlich darum, die Gebaude nicht mehr
bis zum Abwinken zu ddmmen und damit fir die
Mieter unbezahlbar zu machen,

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Herr Kerstan, Sie sind revolutionar!)

sondern nur noch Fenster, Decken und Kellerbo-
den zu ddmmen und dann auf erneuerbare Energi-
en in der Warmelieferung zu setzen. Das fuhrt da-
zu, dass man am Ende die CO,-Ziele und die ho-
hen Energieeffizienzstandards erfiillt und gleichzei-
tig sicherstellt, dass die Mieten bezahlbar bleiben,
und das gibt es in keinem anderen Konzept. Bei
uns ist es der zentrale Punkt, und deshalb kdnnen
wir auch guten Gewissens das Versprechen abge-
ben, dass unser Konzept die Mieterinnen und Mie-
ter nicht mehr belasten wirde, als wenn sie eine
Gas-, Ol- oder Kohleheizung hatten, meine Damen
und Herren. Das haben Sie anscheinend noch
nicht verstanden.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Dass Sie deshalb jetzt ohne jeden Beleg behaup-
ten, es wirde 40-prozentige Steigerungen geben,
ist geradezu grotesk und perfide. Ich wirde dann
einfach einmal darum bitten, wenn Sie das wirklich
ernst meinen, das mit irgendeiner Zahl zu unterle-
gen. Bisher habe ich das von Ihnen nie gehort —
und eine solche Zahl gibt es auch nicht.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
Dirk Kienscherf SPD: So ist es!)

Der andere Punkt ist, und das wurde in der Rede
von Herrn Kruse sehr deutlich:

(Michael Kruse FDP: Sie haben nicht auf die
Frage geantwortet!)

Das ist das Rickzugsgefecht einer Ideologie, die
Anfang dieses Jahrtausends in der Politik um sich
griff, ndmlich zu sagen, die Infrastruktur einer Stadt

soll an Private verkauft werden, weil Private das
besser kdnnen. Und in vielen anderen Landern ...

(J6rg Hamann CDU: Hat die SPD doch ge-
macht! SAGA-Wohnungen!)

— Da haben alle mitgemacht, Herr Hamann, die
CDU,

(J6rg Hamann CDU: Die SPD hat's auch ge-
macht!)

die SPD. Auch wir GRUNE, das will ich gar nicht
leugnen. Mittlerweile wissen aber alle: Das war ein
Irrweg.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD — Zu-
rufe: Nicht alle! Bis auf einige! — Dr. Anjes
Tjarks GRUNE: Wenige! Wenige!)

Bis zu dieser Debatte war es eigentlich Konsens in
diesem Parlament, dass es ein Fehler war, die
HEW und Hein Gas zu verkaufen. Und man muss
doch eins sagen: Dieser Senat hat nicht nur die
Kraft, diese falsche Politik zu beenden, sondern in-
dem wir das Stromnetz und das Gasnetz und jetzt
die Fernwarme zurlickkaufen, heilen wir ein Stlck
weit diese verfehlte Politik und bringen diese wich-
tigen Infrastrukturen unter 6ffentliche Kontrolle, wo
Bulrgerinnen und Birger den Senat zur Verantwor-
tung ziehen kdénnen, wenn es nicht richtig lauft, im
Gegensatz zu privaten Investoren. Das sind die
Zeichen der Zeit. Und dass die Opposition das im-
mer noch nicht verstanden hat, zeigt auch, dass
Sie meilenweit von Regierungsfahigkeit entfernt
sind, meine Damen und Herren.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Anfang dieses Jahrtausends habe ich an diesem
Pult gestanden als junger Abgeordneter. Ich habe
mit vielen in diesem Raum, mit Herrn Rose und mit
anderen, gegen den Verkauf der Krankenhauser
gestimmt, den ein CDU-Senat mit absoluter Mehr-
heit gegen eine 75-Prozent-Mehrheit der Burgerin-
nen und Birger verkauft hat. Ich glaube, es ist ein
gutes Zeichen, dass die SPD und die GRUNEN,
die damals zusammenstanden bei diesem Kampf,
gemeinsam im Senat die Kraft gefunden haben,
diesen Fehler jetzt bei der Fernwarme und bei
Strom und Gas zu heilen. Das ist nicht ein Anzei-
chen einer Krise, da gibt es keine Gewinner und
Verlierer, sondern das ist ein Zeichen fur die Star-
ke dieser Koalition. Gemeinsam sind wir mit dieser
Entscheidung starker herausgekommen als vorher.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Als klar war, dass es keine rechtlichen Hindernisse
mehr gab, die einen Verkauf verhindert hatten, da
haben wir festgestellt, lieber Erster Birgermeister,
lieber Peter,

(Zurufe von der CDU und der FDP: Oh!)
dass wir uns auf dich verlassen konnten,
(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)
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dass dieser Blrgermeister sein Bekenntnis zur di-
rekten Demokratie unter Achtung des Volkswillens,
der Bedeutung des Klimaschutzes und der Bedeu-
tung Ooffentlicher Infrastrukturen in o&ffentlicher
Hand

(Anna-Elisabeth  von  Treuenfels-Frowein
FDP: Der Bedeutung der GRUNEN!)

nicht nur als Lippenbekenntnis, sondern aus wah-
rer Uberzeugung getroffen hat. Und das wissen wir
nicht nur zu schatzen, sondern in entscheidenden
Situationen werden wir uns daran auch erinnern.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD — Zu-
rufe)

Ich kann die Opposition jetzt einfach nur auffor-
dern: Nach zehn Jahren harter und leidenschaftli-
cher Debatten, nicht nur in diesem Haus, sondern
in der Stadt,

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Das hatten Sie sich echt sparen kon-
nen, Herr Kerstan!)

ist der Prozess zur Rekommunalisierung der Ener-
gienetze jetzt auf der Zielgeraden und kommt ans
Ende. Und da haben die einen auf der einen Seite
gestanden und die anderen auf der anderen. Ich
wlrde mir einfach wiinschen, dass auch die Oppo-
sition anerkennen kann, dass das Volk so ent-
schieden hat,

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Teile der
Opposition! — Michael Kruse FDP: Das hat
nicht entschieden, dass Sie das schlecht
umsetzen!)

dass diese Frage entschieden ist und dass wir jetzt
die Umsetzung des Volksentscheids nicht als |asti-
ge Pflicht oder als eine, die wir gar nicht mehr er-
fullen wollen, ansehen,

(Michael Kruse FDP: Nein, man héatte besser
erflllen missen, Herr Kerstan!)

sondern die Chancen begreifen, mit Klimaschutz,
bezahlbaren Mieten und Innovation in Hamburg
voranzugehen

(Zurufe)

und Hamburg damit als Standort zu starken. Ich
wirde mir winschen, dass die Opposition es
schafft, endlich den Volkswillen anzuerkennen und
gemeinsam an der Zukunft dieser Stadt zu arbei-
ten. Dieser Senat wird es tun. — Vielen Dank, mei-
ne Damen und Herren.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun der Abgeordnete Gamm fiir die CDU-Fraktion.

Stephan Gamm CDU: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine sehr verehrten Damen und Herren! Es

ist immer ein Vergnligen, mit Fachkennern dieser
Materie zu diskutieren: Herr Tjarks, der den Unter-
schied zwischen Klima und Wetter nicht kennt,

(Beifall bei der CDU und der FDP)

und Herr Kienscherf, dessen Kernkompetenz eher
darin besteht, heie Luft zu produzieren, statt sich
mit heilem Wasser auszukennen.

(Beifall bei der CDU und der FDP — Dr. An-
jes Tjarks GRUNE: Sie sind der, der Unfug
erzahlt, und das seit Monaten!)

Meine Damen und Herren, ich verwende diesen
Begriff auRerst selten, doch die Entscheidung, die
SPD und GRUNE nun zum Riickkauf der Fernwar-
me getroffen haben, ist nicht mehr und nicht weni-
ger als ein finanz- und energiepolitischer Skandal.

(Beifall bei der CDU)

Ergebnis wird am Ende sein, dass die Hamburge-
rinnen und Hamburger tber 2 Milliarden Euro zu
bezahlen haben. Ein klimapolitisch wirkungsloses
wie auch unsinniges Konzept wird umgesetzt, und
wir werden in unserer Stadt noch eine lange Phase
der Planungsunsicherheit haben.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Sie reden den
gréften Unfug von allen!)

Hinzu kommt, dass das alteste Kohlekraftwerk in
Wedel noch viel langer am Netz bleiben wird, als
es uns insbesondere die GRUNEN mit der Ziel-
marke 2021/2022 weismachen wollen, und das
Wort von der Preisgarantie, das der Blrgermeister
auf seiner Landespressekonferenz gefiihlte 40-mal
ausgesprochen hat, keinen Cent wert ist.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Einer der zentralen Aspekte des Vertrags von Olaf
Scholz war der Mindestpreis fir die Fernwarme im
Falle des Ruckkaufs durch die Stadt in Hohe von
950 Millionen Euro. Daruber hinaus wurde verein-
bart, dass vor einer mdglichen Kaufentscheidung
eine erneute Unternehmensbewertung zu erfolgen
hat, und genau dieser Punkt bildete den Start-
schuss fur die Erstellung unzahliger unterschiedli-
cher und widersprichlicher Gutachten im Auftrag
unterschiedlicher Akteure. Entscheidend war hier
insbesondere das Gutachten von BDO, bei dem
ermittelt wurde — wir haben die Zahlen jetzt schon
alle gehoért —, dass die Gesellschaft eben nicht
950 Millionen Euro wert ist, sondern nur noch
645 Millionen Euro. Ohne zu technisch werden zu
wollen: Wichtig ist hierbei die Frage, welches Ener-
giekonzept bewertet wurde und mit welchem Ver-
fahren dies erfolgte.

Ermittelt wurde der sogenannte objektivierte Unter-
nehmenswert nach einem festen Standard, an
dem sich alle Wirtschaftsprufer orientieren, und be-
wertet wurde das gemeinsame Konzept von Vat-
tenfall und der HGV — HGV im Ubrigen eine stadti-
sche Gesellschaft —, das den anteiligen Anschluss
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von Moorburg beinhaltete. Jetzt kann man natir-
lich die Frage stellen: Wieso denn das Moorburg-
Konzept? Und die Antwort ist einfach: Es ist das
wirtschaftlich glinstigste Konzept — und es war zum
damaligen Zeitpunkt das einzige Konzept, das wirt-
schaftlich Gberhaupt bewertet werden konnte. Wa-
re das Konzept von Senator Kerstan und der BUE
nicht vollig unvollstandig und damit nicht bewertbar
gewesen, dann hatte auch dafiir eine Bewertung
durchgefiihrt werden kénnen. Das war aber eben
nicht der Fall. Das heil3t, wir hatten nur ein einzi-
ges Konzept, das wirklich bewertet werden konnte,
weil es nicht mdglich war, das Kerstan-Konzept zu
bewerten.

(Ralf Niedmers CDU: Warum auch? Warum
auch?)

Da darf man sich schon die Frage stellen, was in
dieser Behorde eigentlich die letzten drei Jahre
passiert ist. Und nun brach bei den GRUNEN of-
fenbar Panik aus, da nun die sehr reale Gefahr be-
stand, dass die Stadt nicht zurlickkaufen darf, weil
sie ansonsten gegen die Landeshaushaltsordnung
verstoflen wirde.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Nein, das tut sie
nicht!)

Wie ernst Teile des Senats diese Gefahr einge-
schatzt haben, hat exemplarisch die Beauftragung
eines Strafrechtsgutachtens durch Senator Dressel
gezeigt. Dann wurde uns plotzlich eine meiner
Lieblingsgeschichten, die Chinesenlegende, aufge-
tischt, ein weiterer durchschaubarer Versuch,
einen Vergleich zu den Vorgangen rund um den
Ubertragungsnetzbetreiber 50Hertz zu konstruie-
ren, um dariber jeden Preis zu rechtfertigen. Als
all das noch nicht zum Erfolg gefiihrt hat, hat die
BUE kurzerhand ein eigenes Gutachten bei einer
Berliner Unternehmensberatung in Auftrag gege-
ben — wohlgemerkt: einer Unternehmensberatung
und nicht einer Wirtschaftsprifungsgesellschaft.

(Beifall bei der CDU)

Denn durch den Druck des BDO-Gutachtens sa-
hen die GRUNEN plétzlich ihre Felle davon-
schwimmen. Erstaunlich daran ist, dass das BUE-
Konzept innerhalb von wenigen Wochen nun doch
plotzlich bewertet werden konnte. Da frage ich
mich schon: Was ist da passiert? Hat Senator
Kerstan seinen Mitarbeitern eine Familienpackung
Ritalin auf den Schreibtisch gestellt

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Was ist denn das
fur ein Mill, den Sie erzahlen?)

oder hat man einfach das Konzept von Vattenfall
genommen und einige Parameter verandert? Nun,
diese Frage wird sich durch die Akteneinsicht wohl
klaren lassen. Und dann geschah, meine Damen
und Herren, das Wunder: Bei diesem Gutachten
kamen nun vollig Uberraschend ganz andere Werte

heraus. Plotzlich war die Fernwarme wieder Uber
1 Milliarde Euro wert; Verwirrung komplett.

(Zuruf von Karl-Heinz Warnholz CDU)

Das Problem dieser beiden Gutachten besteht je-
doch darin, dass sie nicht vergleichbar sind. In
dem Kerstan-Gutachten wurde némlich nicht der
objektivierte sondern der subjektivierte Unterneh-
menswert ermittelt und es wurde ein ganzlich an-
deres Energiekonzept betrachtet. Wenn Sie diese
Ergebnisse dennoch vergleichen, kénnen Sie auch
Bananen mit Tiefkihltruhen vergleichen, das hatte
namlich eine ahnliche Aussagekraft.

(Dirk Kienscherf SPD: Ein Blédsinn!)

Wie beliebig und abhangig dieses Gutachten von
seinem Auftraggeber, sprich von Senator Kerstan,
ist, zeigt sich an der Argumentation des wundersa-
men Wertzuwachses auf Gber 1 Milliarde Euro. So
wird der plétzlich hohe Wert damit begriindet, dass
die Rendite aus Sicht eines o6ffentlichen Eigenti-
mers ja viel niedriger angesetzt wird als durch
einen privatwirtschaftlichen Eigentimer, und je
niedriger die Rendite beziehungsweise der Abzin-
sungsfaktor, desto héher der Unternehmenswert.
Peinlicherweise hat dieselbe Beratung im Septem-
ber 2013 im Auftrag des BUND schon einmal eine
Bewertung der Fernwarme vorgenommen, und
dort kann man auf Seite 7 lesen: Der Unterneh-
menswert der Vattenfall Warme ist deshalb so
hoch, weil die Fernwarmeversorgung eine so hohe
Rendite ausschopft. Sie konnen diese Wider-
sprichlichkeit gern noch einmal in Ruhe durchden-
ken und lhre eigenen Schlisse ziehen. So werden
unsere hanseatischen Grundséatze als gewissen-
hafte Kaufleute auf dem Altar der Okopopulisten
geopfert.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Da wird kurzerhand nicht eine wirtschaftlich ver-
ninftige Rendite, sondern eine politische Rendite
festgelegt, um so eine Entscheidung mit geradezu
dramatischen Folgen zu begriinden.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Was wére denn
eine vernunftige Rendite? 5,5 Prozent?)

Und die Folgen sind dramatisch. Diese Entschei-
dung wird die Hamburgerinnen und Hamburger
eben nicht nur 950 Millionen Euro kosten, denn die
Planungen sehen vor, dass die kinftige stadtische
Gesellschaft insgesamt 1 Milliarde Euro in neue
Anlagen investieren muss. Meine Damen und Her-
ren, wir sprechen hier also nicht Gber 950 Millionen
Euro, sondern in Wahrheit Gber 2 Milliarden Euro.

Nun kann es auch fur sehr hohe Investitionen im-
mer gute Griinde geben. Hierbei sind insbesonde-
re zwei Zielsetzungen maRgeblich. Erstens: Ich
steigere durch die Investition die Effizienz meiner
Produktion. Das heif3t, ich kann in diesem Falle
Warme gunstiger produzieren als vorher. Oder
zweitens: Ich steigere dadurch die Erzeugungs-
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menge und kann diese auch absetzen und erziele
so mehr Umsatze und infolgedessen auch mehr
Ertrage. Beide Ziele werden durch das BUE-Kon-
zept aber nicht erreicht, denn die Energieerzeu-
gung wird kinftig sogar noch deutlich teurer. Denn
selbst wenn die Preise fir COj-Zertifikate kinftig
weiter steigen werden, wovon tatsachlich auszuge-
hen ist, und Gas etwas weniger stark davon betrof-
fen ware als Steinkohle, wirde das keinen nen-
nenswerten Effekt haben. Und mehr Absatz wird
sich kaum realisieren lassen, da der Absatzmarkt
fur Warme sich nur sehr langsam entwickelt. Den-
noch versucht der Senat uns nun einzureden, dass
dieses Konzept fiir 1 Milliarde Euro keinen dramati-
schen negativen Einfluss auf die Wirtschaftlichkeit
der neuen stadtischen Warmegesellschaft hat.

Was Sie uns hier eigentlich erzahlen, méchte ich
kurz anhand eines Beispiels erlautern. Stellen Sie
sich kurz vor, wir nehmen Beiersdorf, Beiersdorf ist
20 Milliarden Euro wert. Und jetzt sagt man: lhr
misst den gesamten Unternehmenswert in neue
Fertigungsanlagen investieren. Also muss sich Bei-
ersdorf 20 Milliarden Euro Kapital beschaffen.
Dann werden die Produktionsanlagen alle komplett
ausgetauscht. Wir gehen davon aus, Beiersdorf
produziert nur Nivea-Dosen. Die Folge wére dann,
dass aber nicht die Produktion einer jeden einzel-
nen Nivea-Dose billiger wird, nein, sondern sie
wird viel teurer, und Sie wiirden auch keine einzige
Dose mehr verkaufen. Und das soll alles keinen
Einfluss auf die Wirtschaftlichkeit haben und damit
auch nicht auf die Preise?

(Zuruf von Phyliss Demirel GRUNE)

Das ist wirtschaftlich an Unlogik nicht mehr zu
Uberbieten.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Es bleibt noch ein drittes Ziel, die Verringerung des
COz-AusstolRes. Und mit diesem Aspekt landen wir
mitten in Absurdistan. Natlrlich kann man theore-
tisch auch unwirtschaftlichere Lésungen vertreten
und damit begriinden, dass der Ausstol3 von CO,
dadurch verringert wird. Nur genau das wird eben
nicht geschehen. Wir wissen von der BUE selbst,
dass es keinen Unterschied bei der CO,-Emission
zwischen dem Kerstan-Konzept und dem Konzept
von Vattenfall und der HGV gibt. Sollte Moorburg
fur die Warme-Kopplung angeschlossen werden,
ware natirlich schon ein Anteil der Abwarme aus
der Stromerzeugung vorhanden. Dennoch miisste
das Kraftwerk mehr Kohle verbrennen — das ist
richtig — als vorher, um die zusatzlich bendétigte
Warme zu produzieren.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Ah jal)

Doch genau dieses Hochfahren des Kraftwerks
wilrde genau so viel CO, ausstolen wie das Gas-
kraftwerk von Senator Kerstan. Wir haben es hier
also mit einem klimapolitischen Nullsummenspiel

zu tun, das uns alle am Ende 2 Milliarden Euro
kosten wird.

Welche politische Motivation dahintersteckt, ist
vollkommen klar. Gerade angesichts der aktuellen
emotionalisierten Klimadiskussion mochten die
Hamburger GRUNEN natiirlich auf der Welle der
Anti-Kohle-Hysterie mitsurfen

(Heike Sudmann DIE LINKE: Was heil3t hier
Hysterie?)

und sich im Vorfeld der Birgerschaftswahl 2020
als weilder Ritter positionieren.

(Beifall bei der CDU)

Deshalb wurde jetzt auf Biegen und Brechen ein
Konzept zusammengebastelt, das als einziges Ziel
hatte, das Kraftwerk Moorburg au3en vor zu las-
sen, alle anderen Ziele waren zweitrangig. Und so
haben die GRUNEN alles auf eine Karte gesetzt,
um ihre 6kopopulistische Forderung ohne Sinn und
Verstand zulasten der Hamburger Steuerzahler auf
Biegen und Brechen und letzten Endes auch auf
Kosten der SPD durchzusetzen.

Objektiv hat dieser Senat in der Energiepolitik fir
Hamburg in den vergangenen dreieinhalb Jahren
fast nichts erreicht. Daher kann man fast von einer
bleiernen Zeit der Ergebnislosigkeit sprechen.

(Beifall bei der CDU und der FDP — Dirk
Kienscherf SPD: Sie haben gar nichts mitge-
kriegt!)

Der Zeitpunkt, zu dem Wedel endlich stillgelegt
wird, wird klammheimlich immer weiter nach hinten
geschoben. Vor einigen Monaten sprachen die
GRUNEN noch von 2021, dann von 2022, gestern
habe ich 2023 gehort, und in der Drucksache zum
Ruckkauf, die ja offenbar Journalisten mittlerweile
friher zuganglich gemacht wird als den Abgeord-
neten, wird bereits von 2024 gesprochen. Doch die
Wahrheit dirfte wohl eher bei 2026 bis 2028 lie-
gen, denn alle anderen Konzeptbausteine missten
natdrlich zuvor realisiert werden, erst dann kann in
Wedel der Stecker gezogen werden. Und wer
weild, vielleicht wird der Leitungsbau unter der Elbe
ja noch beklagt, weil der BUND als Organisation
traditionell jedes wichtige Infrastrukturprojekt in un-
serer Stadt blockieren will und plétzlich den Schier-
lingswasserfenchelschlickwurm findet; wir wissen
es nicht.

(Beifall bei der CDU)

Die CDU Hamburg verfolgt das Ziel, langfristig zu
einer vollstandig CO,-freien Warmeversorgung zu
kommen. Hierfir ware es 06kologisch und wirt-
schaftlich verninftiger, einen Teil der Warme aus
Moorburg auszukoppeln und auf den Bau eines
Uberfliissigen und sehr teuren zusatzlichen Gas-
kraftwerks zu verzichten. Denn niemand in ganz
Deutschland baut heutzutage noch ein neues Gas-
kraftwerk. Die Nutzung bereits bestehender Kraft-
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werkskapazitaten ware deutlich gulnstiger, viel
schneller realisierbar und wirde so zu einer deut-
lich zugigeren Stilllegung des Kraftwerks in Wedel
fihren — und das, meine Damen und Herren, ware
gut furs Klima. Parallel kbnnen dann sukzessiv de-
zentrale Versorgungslésungen aufgebaut werden,
die den Anteil von Moorburg laufend verringern
wurden. Wir haben hierzu bereits zahlreiche Antra-
ge eingebracht und werden dies auch weiterhin
tun, auch wenn Rot-Griin diese bislang alle abge-
lehnt hat.

Neben unseren Forderungen nach Tiefengeother-
mie, oberflachennaher Geothermie und Warmetau-
schern halten wir auch den Bau von sogenannten
Power-to-Heat-Anlagen fir sehr sinnvoll. So wur-
den allein in Schleswig-Holstein 2017 rund drei
Terawattstunden erneuerbare Energien abgere-
gelt, was rund 14 Prozent der Stromerzeugung
ausmacht, und hierfir waren Entschadigungszah-
lungen in Hohe von 351 Millionen Euro fallig. Ham-
burg kdnnte als sogenannte Warmesenke einen
wichtigen Beitrag leisten, damit kinftig weniger
Strom abgeregelt werden muss, sondern besser
genutzt wird. Mit dem Kraftwerk Moorburg wiirde
das problemlos funktionieren, da es so flexibel ge-
steuert wird, dass die Leistung innerhalb von zehn
Minuten an die veranderte Lage angepasst werden
kann. Ich bin der festen Uberzeugung, dass das
der mit Abstand sinnvollere Weg ist.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren! Politisch haben die
GRUNEN einen klaren Punktsieg gelandet und die
SPD am Nasenring durch die politische Manege
gezogen.

(Dirk Kienscherf SPD: Was? Kommt mir gar
nicht so vor!)

Angesichts der nun drohenden Ausgaben in Hohe
von 2 Milliarden Euro bei gleichzeitigem Nulleffekt
fur den CO»-Ausstoly im Vergleich zu dem anderen
Konzept wundere ich mich doch schon, weshalb es
in dieser Stadt keinen kollektiven Aufschrei der
Entristung gibt. Wir als CDU-Biirgerschaftsfraktion
sehen uns zusammen mit der FDP in dieser politi-
schen Grundsatzfrage als letzte Verteidiger des
gesunden Menschenverstands,

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Letzterer ist diesem Senat namlich offenkundig ab-
handengekommen. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun Frau Dr. Schaal fur die SPD-Fraktion.

(Zurufe)

Dr. Monika Schaal SPD:* Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Herr Gamm, was Sie hier ab-

geliefert haben, horte sich streckenweise an wie
die Bewerbung um einen Platz bei "Wider den tieri-
schen Ernst";

(Dennis Thering CDU: Da sind Sie die GroR-
te, Frau Schaal!)

Sie haben sich offensichtlich schon als Bittenred-
ner eingeschossen.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Die Entscheidung, die der Senat getroffen hat, war
eine richtige und gute Entscheidung, und im Grun-
de genommen wird sie durch die massive Kritik,
die Sie hier auffahren auf der rechten Seite des
Hauses, noch geadelt.

(Zurufe)

Denn, meine Damen und Herren — Herr Jersch
hatte ja bereits eine Umfrage zitiert —, auch kurz
nach der Entscheidung des Senats hat das "Ham-
burger Abendblatt" 2 000 Leserinnen und Leser
befragt

(André Trepoll CDU: Meinen Sie die Online-
Umfrage?)

und 57 Prozent haben votiert, dass es eine richtige
und gute Entscheidung ist. Das zeigt: Die Burgerin-
nen und Burger stehen hinter der Entscheidung
des Senats.

(Beifall bei der SPD — Michael Kruse FDP:
Endlich kennen wir die Entscheidungsgrund-
lage! — Heiterkeit)

Erinnern wir uns — wir haben es schon mehrfach
gehort —: 2013 hatten die Hamburgerinnen und
Hamburger mit knapper Mehrheit die Energienetze
zurickhaben wollen. Ja, Herr Trepoll — der
quatscht gerade —, Sie haben recht, die SPD war
bis dahin mit einem anderen Modell unterwegs.

(Dennis Thering CDU: Sie machen immer,
wie es gerade passt!)

Aber ich erinnere mich noch ganz genau: Am
Wahlabend ist unser jetziger Finanzsenator/dama-
liger Fraktionschef mit einem fertigen Antrag vor
die Presse getreten und dann am nachsten Tag in
die Burgerschaft gekommen und hat gesagt: Das
Volk hat entschieden. Wir wollen das, was jetzt
entschieden ist, konsequent umsetzen. Und seit-
dem haben der SPD-Senat und jetzt der rot-griine
Senat unterstitzt von den jeweiligen Mehrheits-
fraktionen den Volksentscheid konsequent umge-
setzt, und das, meine Damen und Herren, hat uns
allen sehr viel Anerkennung und Respekt einge-
bracht.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Ich sage es noch einmal: Wir nehmen den Volks-
entscheid und Volksentscheide sehr ernst. Ich stel-
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le aber fest: Die CDU, die FDP und die AfD offen-
sichtlich nicht.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Meine Damen und Herren! Angesichts der weitver-
breiteten Zweifel an Verlasslichkeit und Glaubwr-
digkeit von Politik ist die Umsetzung von Volksent-
scheiden gut fur unsere Demokratie.

Herr Kruse, Sie haben ja so nett den Vergleich ge-
zogen zwischen HSH und den Netzen. Ich erinnere
einmal an eine Sitzung des Ausschusses Offentli-
che Unternehmen, bei der der frihere Chef der
HGV uns auch einen Vergleich vorgefuhrt hat. Er
sagte, der Unterschied zwischen der HSH und den
Netzen sei: In den Netzen stecken Werte.

Zugleich schafft der Senat mit der Entscheidung
aber jetzt auch die Grundlage fir eine erfolgreiche
Energiewende, die auf eine weitgehend CO,-freie
Energie- und Warmeversorgung zielt, den CO,-
Ausstol3 erheblich reduziert und die Warmepreise
stabil halt. Insofern ist die Umsetzung des Volks-
entscheids vorbehaltlos gut fiirs Klima, aber auch
fur die Mieterinnen und Mieter, weil die Fernwar-
mepreise stabil bleiben. Wir haben es namlich in
der Hand, die Preisgestaltung zu moderieren und
zu gestalten. Das Uberlassen wir keinem anderen
Unternehmen, das ganz andere Ziele mit seiner
Unternehmensstrategie verfolgen muss.

(Beifall bei der SPD und bei Christiane BI6-
meke und Olaf Duge, beide GRUNE)

Woran uns ebenfalls sehr viel gelegen ist: Mit der
Umsetzung des Volksentscheids haben wir auch
daflr gesorgt, dass die Belegschaften nicht im Re-
gen stehengelassen werden. 2019 wechseln circa
600 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Vattenfall
Warme Hamburg und 85 Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter aus den Vattenfall-Servicebereichen zur
HGV. lhre Rechte inklusive der Pensionsanspri-
che bleiben gewahrt.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Auch das hatten wir von Anfang an zugesagt, das
haben wir gehalten und das schafft Vertrauen,
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Alle die, die jetzt gegen die Umsetzung des Volks-
entscheids in all ihren Facetten anstankern, sollten
sich einmal Gedanken machen, ob das nicht fir sie
nach hinten losgehen kann. Und wenn ich mir so
die Gesichter in der CDU-Fraktion angesehen ha-
be

(Dennis Thering CDU: Da haben Sie wohl in
Ihrer Fraktion geguckt!)

wahrend lhrer Rede, Herr Trepoll, habe ich den
Eindruck, dass manche Ihrer Kolleginnen und Kol-
legen

(Dennis Thering CDU: Das ist so lacherlich!
Das ist so schlecht! Das ist so schwach!)

schon befiirchten, dass es so kommt.

(Beifall bei der SPD — Dennis Thering CDU:
Da haben Sie wohl zu Herrn Kienscherf ge-
guckt!)

— Das scheint wohl so zu sein. Gerade Sie, Sie ha-
ben das beste Gesicht dabei gemacht.

(Dennis Thering CDU: Sie meinen jetzt mein
Gesicht jetzt gerade, oder was? Ich glaube,
Sie leben in einer ganz anderen Welt! Mag
das Alter sein!)

Denjenigen, die die Steigerung der Stromnetzent-
gelte jetzt zur Fundamentalkritik gegen die Rekom-
munalisierung ins Feld fihren wollen, sage ich ein-
mal Folgendes: Beim Stromnetz haben wir einen
gro3en Sanierungs- und Modernisierungsstau vor-
gefunden. Wiirde das Netz nicht jetzt instand ge-
setzt werden, wirden in Hamburg schnell die Lich-
ter ausgehen. Nur mit Investitionen in Sicherheit
und in Digitalisierung und natdrlich auch in die
Weiterentwicklung des Netzes Richtung einer
Energiewende bleibt das Netz leistungsfahig. Und,
Herr Trepoll, die Netznutzungsentgelte werden
nicht vom Senat oder irgendeiner Regierung fest-
gelegt, sondern das ist Aufgabe der Bundesnetz-
agentur. Aber das ist eine Sache, die hat offen-
sichtlich Herr Trepoll noch nicht so auf der Pfanne.

Meine Damen und Herren! Der Weg zur Ubernah-
me der Fernwarme wurde 2014 in den Vertragen
zwischen der Stadt und Vattenfall bereits vorge-
zeichnet. Danach muss die Blrgerschaft bis zum
30. November den Erwerb der restlichen 74,9 Pro-
zent der Anteile an der Vattenfall Warme Hamburg
GmbH, die damit verbundenen finanziellen Auswir-
kungen und die weiteren Verfahren beschliel3en,
um die Fernwarme zum Jahreswechsel 2019 zu
Ubernehmen — das ist das Petitum, das wir dann
auch spater beschlielten werden.

Wir im Parlament haben gestern im Haushaltsaus-
schuss festgelegt, wie wir jetzt weiter verfahren
werden: Am Donnerstag wird es im Rahmen einer
Selbstbefassung einen ersten Aufschlag dazu ge-
ben. Dort kdnnen alle Fragen gestellt werden, aber
CDU und FDP sollten dann einmal ihre Wagen-
burgmentalitat aufgeben und tatsachlich auch offe-
ne Fragen klaren

(Dennis Thering CDU: GroRRes Kino!)

und nicht blof3 Breitseiten dagegen fahren. Am
30. Oktober werden dann Experten angehdrt und
der Senat befragt. Die Burgerschaft stimmt dann
am 28. November in zweiter Lesung endgliltig frist-
gerecht ab. Bis dahin kdnnen auch alle Akten und
Gutachten, wie sie vorgelegt werden, eingesehen
werden.
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Vielleicht noch einmal zu den Gutachten. Herr Tre-
poll, Herr Kruse, Sie haben die Gutachten und die
Zahl der Gutachten kritisiert.

(Dennis Thering CDU: Zu Recht!)

Ich bin fest davon Uberzeugt, wenn der Senat kei-
ne Gutachter geholt hatte, dann hatten Sie sich
hier lautstark hingestellt und kritisiert, dass der Se-
nat alles aus eigener Selbstherrlichkeit entschei-
det, ohne sich Experten dazu zu holen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Zurzeit wird die Fernwarme in Hamburg vor allen
Dingen mit Kohle produziert. Das belastet natirlich
das Klima, aber auch die Luftqualitat in unserer
Stadt. Wir wissen alle, dass das 60 Jahre alte Koh-
lekraftwerk Wedel nun vom Netz muss. Das soll
spatestens 2025 geschehen, weil es dann scharfe-
ren Emissionsgrenzwerten nicht mehr gerecht
wird. Eine weitere Nachristung ware in der Tat
nicht mehr vertretbar, denn auch die Blrgerinnen
und Burger in Wedel und im Hamburger Westen
erwarten, dass das Kohlekraftwerk abgeschaltet
wird, weil es ihre Umwelt in unmittelbarer Umge-
bung in der Tat erheblich belastet.

Abgesehen davon, dass mit der Kohleverstromung
nicht zuletzt wegen der in Berlin gewollten und ge-
planten Ausstiegsszenarien ohnehin absehbar
bald Schluss sein wird, wird das Heizen mit Kohle
immer teurer, weil die Preise fir die Verschmut-
zungsrechte gerade aktuell stark anziehen. Darum
ist Warme aus Moorburg natirlich keine Option fir
den Ersatz von Wedel. Das hat Vattenfall offen-
sichtlich auch schon friiher erkannt, die schon vor
einigen Jahren gesagt haben, dass sie dieses
Kraftwerk so nicht mehr bauen wirden. Jetzt hat
Vattenfall selbst die Idee beerdigt, Warme aus
Moorburg zu beziehen, weil das Unternehmen
ganz und gar auf Dekarbonisierung setzt und vor
allen Dingen in erneuerbare Energien investieren
will. Nur noch CDU, FDP und AfD halten verzwei-
felt an der Kohle fest und bremsen die Energie-
wende aus;

(Dennis Thering CDU: Wir sind nicht ver-
zweifelt! Im Gegensatz zu lhnen! Keine Sor-

ge!)
zukunftsfahig, Herr Thering, ist das nicht.
(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die BUE hat zusammen mit den bisherigen Mehr-
heitseignern in der Warmegesellschaft und mit den
Fachleuten von HAMBURG ENERGIE und HAM-
BURG WASSER ein innovatives Konzept fiir eine
weitgehend CO,-neutrale Warmeversorgung ent-
wickelt. Dafir wird Abwarme aus ohnehin vorhan-
denen Quellen wie Abfallverbrennung, Abwasser-
beseitigung und Industrieproduktion genutzt, unter-
stitzt — und nicht ersetzt — von gasbetriebener
KWK. Auch das Zentrum fir Ressourcen und
Energie, das ist noch gar nicht genannt worden,

der Hamburger Stadtreinigung wird erneuerbare
Warme liefern und auch die Warmepumpe auf der
Dradenau. Also alle Warmequellen, die wir haben,
werden sozusagen angezapft. Mit dem Aquifer-
speicher kann das System dann sehr wohl auch
flexibel gefahren und die thermische Leistung des
Kraftwerkes bei Bedarf auf bis zu 400 Megawatt
erhoht werden. Damit wird Wedel vollstandig er-
setzt.

Mich hat es verblufft, dass aus der CDU oder auch
aus der FDP solch eine Fundamentalkritik an der
Abwarmenutzung kommt. Gerade in |hrer Regie-
rungszeit, Herr Gamm, war es doch so, dass in Ih-
rer Fraktion vehement dafiir geworben wurde, Ab-
warme nachhaltig zu nutzen. Allerdings: Sie haben
damals nichts gemacht. Und jetzt, wo der Senat
Nagel mit Képfen macht, positionieren Sie sich
lautstark dagegen und diffamieren das Konzept als
ideologisch. Das ist natlrlich schén bequem, der
Ideologievorwurf

(Richard Seelmaecker CDU: Stimmt ja
auch!)

zwingt einen nicht unmittelbar dazu, sich mit den
Argumenten des anderen auseinanderzusetzen,
und da haben Sie dann offensichtlich auch
schlechte Karten.

(Beifall bei der SPD)

Das zentrale Herzstlick des neuen Warmesystems
ist die Verwindung der Warmequellen sidlich der
Elbe mit dem Fernwarmenetz nérdlich der Elbe.
Dazu muss die Leitung unter der Elbe hindurch,
den Elbhang hinaus und vermutlich in Bahrenfeld
an das Fernwarmenetz angeschlossen werden.
Die Leitung kann nach den bisherigen Planungen,
das konnten Sie auch der Drucksache entnehmen,
spatestens 2024 in Betrieb gehen, noch rechtzei-
tig, um Wedel abzulésen. Voraussetzung ist aber,
meine Damen und Herren, und das sage ich auch
in Richtung der LINKEN, Herr Jersch, dass der Lei-
tungsbau nicht aufgehalten oder wodurch auch im-
mer blockiert wird. Jetzt mussen alle, die wollen,
dass der Volksentscheid umgesetzt wird, dafiir sor-
gen, dass es auch mit dieser Leitung vorangeht.
Alles andere gefahrdet nicht nur die Leitung, son-
dern das gesamte Projekt und fiihrt dann zu einer
ungeheuren Enttduschung bei Birgerinnen und
Blrgern.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ja, wir haben viel Uber die Differenz zwischen Min-
destpreis und Unternehmenswert gestritten. Noch
ein Wort zur KWK-Férderung. Ja, sie lauft 2022
aus, aber die Bundesregierung hat sich vorgenom-
men — das steht auch in dem Vertrag der Grofden
Koalition —, die Kraft-Warme-Kopplung wiederauf-
zunehmen, und es gibt auch Ideen, die gerade vor
Kurzem in Fachkreisen veroffentlicht wurden, wie
diese Forderung auszusehen hat. Herr Gamm, es
ware doch schon, da Sie mit Ihrer Partei auch Teil
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der Grof’en Koalition sind, wenn Sie sich beim
Bundesminister Altmaier dafiir einsetzten, dass
das KWK-Gesetz moglichst zligig kommt; das wa-
re doch einmal etwas Konstruktives. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort hat nun
der Abgeordnete Hackbusch flr die Fraktion DIE
LINKE.

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Vielen Dank,
Herr Prasident.

(Zurufe)
— Was ist? Ist irgendetwas noch zu klaren?
(Zurufe)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Herr Hackbusch,
darf ich Sie von Mann zu Mann fragen,

(Heiterkeit — Beifall bei der CDU und verein-
zelt bei der SPD)

ob Sie so galant sind, Frau Sparr vorzulassen, weil
sie sich namlich auch vorher gemeldet hatte?

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Gern.
(Vereinzelter Beifall)

Vizeprésident Dr. Kurt Duwe: Das Wort hat die
Abgeordnete Sparr fir die GRUNE Fraktion.

Ulrike Sparr GRUNE: So viel Charmeoffensive ha-
ben wir noch gar nicht gehabt in diesem Hause,

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

aber vielleicht ist das auch einmal eine kleine Auf-
lockerung der Debatte.

Meine Damen und Herren, Herr Prasident! Wir ha-
ben jetzt eine Menge gehért, viel Wortgeklingel
vonseiten der Opposition, populistische Verschleie-
rungen, wo man sich dann manchmal schon fragt,
wie das so zustande kommt. Aber es ist natlrlich
durchschaubar.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Was sind populistische Verschleierun-
gen?)

— Ich kann lhnen ein ganz konkretes Beispiel ge-
ben. Herr Kruse, der eigentlich doch, denke ich,
soweit rechnen kann, spricht immer von 950 Millio-
nen Euro, die jetzt noch zu bezahlen seien.

(Michael Kruse FDP: Nein, habe ich nicht
gesagt!)

Das ist nicht richtig. Es sind 625 Millionen Euro, die
jetzt noch zu bezahlen sind, denn ein Viertel besit-

zen wir schon. Das haben Sie aber nicht erwahnt.
Sie haben es immer anders gesagt,

(Daniel Oetzel FDP: Was Sie alles nicht er-
wahnt haben!)

und 950 Millionen Euro klingt natirlich gleich viel
aufregender. Das ist ein kleines Beispiel, wir brau-
chen das gar nicht weiter zu vertiefen, da kommt
noch mehr. Aber zurtick zum Hauptthema.

Meine Damen und Herren! Es gibt doch hier zwei
Leitfragen zum Ruickkauf des Fernwarmenetzes
und der Erzeugungsanlagen: Warum machen wir
das, und was haben wir davon?

Also, warum machen wir das eigentlich? Zunachst,
auch wenn es schon gesagt wurde, weil wir einen
Volksentscheid umzusetzen haben. Der Auftrag
lautete: kaufen, sofern dem keine rechtlichen
Grinde entgegenstehen. Und nach all den griindli-
chen Untersuchungen, die gelaufen sind und die
auch Bestandteil einer sorgfaltigen politischen und
kaufmannischen Bewertung sind, stehen dem kei-
ne rechtlichen Bedenken entgegen.

Sie kdnnen es gern noch einmal Uberprifen las-
sen, wenn Sie das Geld ausgeben wollen, bitte.
Das allein sollte eigentlich schon reichen. Wir soll-
ten aber auch den Blick heben und ein bisschen
vom Hamburger Klein-Klein hochsehen. Wir kom-
men gerade aus einem heilRen Dirresommer, den
wir ohne diesen menschengemachten Klimawan-
del so wohl nicht erlebt hatten.

(Dirk Nockemann AfD: Das wissen Sie doch
gar nicht!)

Die globale Durchschnittstemperatur ist seit Beginn
der Industrialisierung und damit seit Beginn des
Einsatzes von Kohle und Erddl in groRem Malistab
bereits um 1 Grad gestiegen. Die Polkappen
schmelzen ab. Der Meeresspiegel steigt an. Und
das betrifft auch uns in Hamburg und Norddeutsch-
land.

Das ist eine andere Dimension als die der Hambur-
ger Stadtpolitik, das betrifft unser aller Lebens-
grundlagen. Wir kdnnen vor der Zukunft, vor unse-
ren Kindern und Enkeln nur bestehen, wenn wir
unseren Teil dazu beitragen, diesen Klimawandel
auszubremsen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Die Klimakonferenz von Paris 2015 hat den Mal3-
stab dazu gesetzt. Die globale Erwarmung muss
unter 2 Grad bleiben.

(Vizeprasident Detlef Ehlebracht Gbernimmt
den Vorsitz.)

Auf das Alarmsignal des Weltklimarats ist schon
hingewiesen worden. Wir befinden uns momentan
nicht auf einem 2-Grad-Pfad, sondern auf einem
3- bis 4-Grad-Pfad. Damit ndhern wir uns einem
Kipppunkt, der nicht nur eine Umkehr unmdglich
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macht, sondern auch noch die Entwicklung rasant
beschleunigen wirde.

Der Birgermeister hat vorhin schon auf die Bedeu-
tung der Stadte in diesem Spiel hingewiesen. Mit
dem Erwerb des Fernwarmenetzes beginnt flr
Hamburg endlich der Einstieg in den Ausstieg aus
der fossilen Warmeerzeugung, denn bisher wurde
die Grundlast der Warmeversorgung fast aus-
schliel3lich von Kohlekraftwerken getragen. Wir
werden die groRte Dreckschleuder, Wedel, sobald
wie moglich vom Netz nehmen.

(Zuruf: Wann denn?)

Und wir werden sie, anders als Vattenfall geplant
hatte, nicht durch Warme aus Moorburg ersetzen,
denn wir wollen keine quasi Ewigkeitsgarantie flr
dieses Kraftwerk, das jahrlich 8,5 Millionen Tonnen
CO; in die Luft blast.

Am Rande bemerkt: Es ginge auch nicht schneller,
wenn wir Moorburg hereinnehmen wirden, denn
der limitierende Faktor hierbei ist doch die Elblei-
tung.

(Michael Kruse FDP: Ja, weil Sie sie seit
dreieinhalb Jahren nicht genehmigt haben!)

Wollen Sie die Warme in Tuten Uber die Elbe tra-
gen oder wie stellen Sie sich das vor?

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Mit der Einbindung von industrieller Abwarme, Gas
aus der Vergarung von Hausabféallen und Biomdll
im neuen Zentrum fir Ressourcen und Energie der
Stadtreinigung und dem Grundwasserwarmespei-
cher 16sen wir uns Stiick fir Stick aus der Kohle-
welt. Wir werden, das muss auch gesagt werden,
auf den Einsatz von Erdgas vorerst nicht verzich-
ten kénnen, aber selbst das ist, gerade was die
CO2-Bilanz angeht, ein Fortschritt gegentiber der
Kohlenutzung. Und es hat eine Signalwirkung in
die Welt hinein. Man merkt es doch auch daran,
dass die Energieunternehmen beginnen, sich jetzt
anders aufzustellen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Hinzu kommt: Technisch sind wir schon jetzt in der
Lage, billigen Windstrom in Wasserstoff zu ver-
wandeln, der ebenfalls als Brennstoff in den neuen
Gasanlagen eingesetzt werden kann. Dass das
bisher nicht wirtschaftlich ist, liegt an dem Wust un-
terschiedlicher Abgaben und Steuern, die einst un-
ter anderen Rahmenbedingungen eingefihrt wur-
den, und die nun dringend reformiert und sinnvoller
angeordnet werden missen. Hier wirde ich mir
auch einmal ein konstruktives Engagement des
Kollegen Gamm wiinschen, der sich bei seinem
Parteifreund Altmaier melden kénnte, um dazu bei-
zutragen, das neu zu ordnen.

(Zurufe von der CDU)

Das wirde uns wirklich in der Energiewende ein
gutes Stuck weiterbringen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich komme zur Leitfrage Nummer 2: Was haben
wir davon? Vom Rickkauf des Fernwarmenetzes
profitieren doch nicht nur Umwelt und Klima. Ein
Fernwarmenetz mit 830 Kilometern Rohren und
300 000 Kunden sollte schon aufgrund seines Um-
fangs Bestandteil der staatlichen Daseinsvorsorge
sein.

(Thomas Kreuzmann CDU: Was ist das
denn fUr ein Argument?)

Es war leichtfertig, gerade auch den Kundinnen
und Kunden gegeniber, das aus der Hand zu ge-
ben. Ein privates Unternehmen, wir sprachen be-
reits darlber, arbeitet notwendigerweise renditeori-
entiert, und der schwedische Staatskonzern Vat-
tenfall verhalt sich hier genauso. Es geht aber
auch anders.

Mit dem Rickkauf verbinden wir die vier Verspre-
chen, auf die vorhin schon Herr Tjarks zu sprechen
gekommen ist. Wir investieren 550 Millionen Euro
in eine umwelt- und klimafreundliche Fernwarme-
versorgung und sichern damit auch dauerhaft die
Zukunft des Netzes. Wo die Milliarde herkommt, ist
mir schleierhaft, aber das weil} vielleicht Herr Kru-
se. Wir sorgen daflr, dass die Warmepreise nicht
Uber die allgemeine Entwicklung hinausschiefen,
und sei es um den Verzicht auf ein paar Rendite-
punkte. Wir Ubernehmen alle Arbeithnehmerinnen
und Arbeithnehmer und bieten ihnen weiterhin si-
chere und gut bezahlte Arbeitsplatze. Und wir wer-
den nicht zuletzt ein gesundes Fernwarmeunter-
nehmen haben, das mittelfristig auch mafivolle Ge-
winne fur den Stadtsackel abwirft.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD — Mi-
chael Kruse FDP: Was ist denn mittelfristig?)

In Zeiten der Energiewende ist es wichtig wie nie,
die Netze in kommunaler Kontrolle zu haben. So
arbeitet Stromnetz Hamburg kraftig daran mit, dass
der Windstrom aus Schleswig-Holstein im Rahmen
des Projekts NEW 4.0 mdglichst sinnvoll genutzt
wird. Gasnetz Hamburg engagiert sich auch in Sa-
chen Power-to-Gas und bringt das Biogas aus der
Klaranlage Dradenau ins Netz. Und Hamburg
Wasser, das zum Glick nie verkauft worden ist,
hat mit der Tochter Hamburg Energie ein rundum
gesundes Unternehmen auf die Beine gestellt, das
seine Kundinnen und Kunden mit Strom aus er-
neuerbaren Energiequellen versorgt.

Und gerade Hamburg Energie war und ist in Ge-
stalt eines mittlerweile im Ruhestand befindlichen
Vorstandsmitglieds mafigeblich daran beteiligt, die
Planungen zur Neuaufstellung der Fernwarme vor-
anzutreiben. Nicht zuletzt wird die Stadtreinigung
mit ihrem neuen Zentrum fir Ressourcen und
Energie nicht nur fir umweltschonende Abfallbear-
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beitung sorgen, sondern dort wird ebenfalls Biogas
erzeugt werden, und aus den Festabfallen wird
nach der Behandlung ein kostenginstiger Ersatz-
brennstoff, der ebenfalls fir die Warmeerzeugung
eingesetzt werden kann.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Schon daraus wird deutlich, welche Synergieeffek-
te moglich sind, wenn die stddtischen Unterneh-
men gut zusammenarbeiten. Da sie alle zum Ge-
samtkonzern HGV gehdren, geht es nicht um Kon-
kurrenz um jeden Preis, sondern um ein gemeinsa-
mes gutes Ergebnis im Sinne des Gemeinwohls.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Gerade die Energiewende bendtigt diese Form von
vernetztem Denken und unkomplizierte kollegiale
Zusammenarbeit aller Beteiligten. Die Basis daflr
ist schon da, sie wird jetzt durch den Kauf des
Fernwdrmenetzes entscheidend verbreitert. Profi-
tieren werden am Ende alle, die Kundinnen und
Kunden, die Beschaftigten, die Umwelt und das
Klima und damit auch die Stadt Hamburg im Gan-
zen. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Sparr. — Als Nachster erhalt das Wort Herr
Hackbusch von der Fraktion DIE LINKE.

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Vielen Dank,
Herr Vorsitzender. Ich will nicht noch einmal wie-
derholen, was jetzt alles schon einmal gesagt wor-
den ist,

(Beifall bei Wolfgang Rose SPD und bei
Carl-Edgar Jarchow und Michael Kruse, bei-
de FDP)

so viel Zeit brauchen wir daflir nicht. Ich finde, die
wesentlichen dkologischen Fragen dazu sind auch
genannt worden. Ich méchte noch einmal deutlich
unterstreichen, dass ich mich sehr gefreut habe
daruber, wie stark Rot-Grin hier dargestellt hat,
wie wichtig es ist, dass die 6ffentliche Daseinsvor-
sorge auch wirklich in o6ffentlicher Hand ist. Wir
werden das an verschiedenen Punkten sicherlich
noch einmal diskutieren, aber ich finde das eine
wichtige Aussage und auch eine sehr wichtige poli-
tische Aussage fir die nachste Zeit fir uns in die-
ser Stadt.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dr. Monika
Schaal SPD)

Ich will aber auch zweitens durchaus etwas sagen
zur Opposition, namlich dass ich entsetzt bin.

(Dennis Thering CDU: Sie gehéren doch
auch zur Opposition! Ach, jetzt gehéren Sie
zur Regierung!)

— Nein, jetzt geht es um die Opposition im Zusam-
menhang mit dieser Fragestellung.

Diese Frage ist doch nicht unwichtig, denn es geht
um den Umgang mit einem Volksentscheid. Ich
kann mich gut daran erinnern, dass es einen
Volksentscheid gegeben hat, bei dem wir auch in
der Minderheit gewesen sind im Zusammenhang
mit den Schulen. Wir hatten da deutlich gesagt, wir
akzeptieren das, was dieses Volk entschieden hat,

(Michael Kruse FDP: Ihr wart ja auch nicht in
der Lage, das umzusetzen!)

und wir werden das in gewisser Weise auch
durchaus in der Diskussion mit tragen. Es ist auch
eine wichtige Art und Weise, demokratisch etwas
zu akzeptieren, was praktisch entschieden worden
ist, und das zumindest in seinen Diskussionen zu
bertcksichtigen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Regina-Eli-
sabeth Jack SPD)

Aber hier aufzutreten und dieses Thema im Zu-
sammenhang mit dem Volksentscheid noch nicht
einmal als Problem zu benennen, halte ich fir ein
demokratisches Defizit von Ihnen, mit dem Sie sich
auseinandersetzen mussen.

(Beifall bei der LINKEN, den GRUNEN und
vereinzelt bei der SPD)

Ich finde es auch deswegen so wichtig, weil wir
uns doch noch Uberlegen kénnen, wie die Diskus-
sion im Zusammenhang mit diesem Volksent-
scheid war. Da war doch die Diskussion daruber,
ob man das eigentlich in offentliche Hand geben
will. Und es gab Ihre Gegenposition, namlich die
des Untergangs des Abendlandes, des Unter-
gangs von Unternehmen, die nie in der Lage sein
werden, irgendwann Uberhaupt 6konomisch wieder
zu existieren. Sie mussen doch selbst zugeben,
dass es nicht das wichtigste Ziel dabei war, aber
dass diese Strom- und Gasunternehmen, die wir
gegenwartig bilanzieren koénnen, sogar o6kono-
misch existieren kénnen. Auch wenn ich durchaus
sage, dass die Okonomie in dieser Frage des 6ko-
logischen Umbaus dieser Gesellschaft nicht das
Entscheidende sein kann, aber das missen Sie
doch zumindest zugeben.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich finde es deswegen auch so wichtig, diese De-
mokratie zu diskutieren, weil wir etwas bilanzieren
missen, was die Grundlage dieses Volksent-
scheids war. Und die Grundlage war der grobe
Fehler, die HEW zu privatisieren.

Noch einmal zur Diskussion der Demokratie; in der
damaligen Situation gab es eine UbergroRe Mehr-
heit derjenigen in diesem Haus, die sich immer so
klug wahnten, die meinten, dass sie Uberhaupt die
Kligsten waren, so viel kliger als das Volk, und
dementsprechend entscheiden kénnten, ob eine
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Privatisierung richtig ist oder nicht. Und mit dieser
UbergroRen Mehrheit wurde die HEW privatisiert,
was wir jetzt doch hoffentlich hier in grofer Mehr-
heit als einen Fehler erkennen. Da muss man doch
auch noch einmal nachdenken, wo eigentlich De-
mokratie wie stattzufinden hat.

(Beifall bei der LINKEN)

HEW, dieser Verkauf und die Privatisierung der
HEW ist doch die Grundlage, weswegen wir ge-
genwartig auch durchaus 6konomische Probleme
haben. Damit muss man sich doch auseinander-
setzen, dass Vattenfall und was daraus entstanden
ist, kein Unternehmen ist, das mit uns zusammen
die dkologische Wende in dieser Stadt organisie-
ren will, sondern das Gegenteil. Vattenfall will und
muss als Unternehmen darauf achten, dass Moor-
burg so lange wie mdglich am Netz ist und so lan-
ge wie maoglich existiert. Das steht im Gegensatz
zu den okologischen Interessen des Umbaus die-
ser Stadt, den wir dringend machen missen und
dem wir uns auch verpflichtet haben.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich will noch etwas Zweites sagen im Zusammen-
hang mit HEW. HEW erhebt gegenwartig — und sie
ist durchaus virulent — eine Klage bei einem
Schiedsgericht in New York gegen die demokrati-
sche Entscheidung der Bundesrepublik Deutsch-
land, aus der Atomkraft auszusteigen. Sie nennt
dafir einen Wert von 5,7 Milliarden Euro und ver-
sucht, weil sie kein deutsches Gericht dafir findet,
ein Schiedsgericht, was sowieso schon fragwurdig
ist, daflr zu nutzen, was international aber aner-
kannt ist. Dieses Unternehmen agiert mit aller Kraft
gegen die demokratischen Entscheidungen in die-
sem Land, gegen die Okologischen Interessen in
diesem Land. Und Herr Trepoll sagt, mit denen
partnerschaftlich jetzt zusammenarbeiten zu wollen
und zu kénnen — welch eine lllusion.

(Beifall bei der LINKEN)

Welch eine lllusion, die Sie an dieser Stelle haben.
Das kann einfach nicht passen. Dementsprechend
ist eine kritische Haltung zu diesem Unternehmen
ein wichtiges Moment.

Wir als LINKE sind zufrieden Uber diese Entschei-
dung. Es gibt einige kritische Punkte, die wir auch
nennen wurden, die werde ich an diesem Punkt
jetzt noch nicht sagen.

(Jan Quast SPD: Ja, man muss ja den
Spannungsbogen noch halten!)

Wir freuen uns, dass diese Entscheidung so gefallt
worden ist. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Hackbusch. Bevor ich das Wort an Frau Oel-

schlager von der AfD-Fraktion gebe, mdchte ich
noch einmal darum bitten — ich schaue jetzt einmal
nach rechts, Herr Thering —, ob Sie vielleicht die
Lautstarke der Gesprache etwas senken kdnnten
oder vielleicht nach auRen verlagern kdnnten. Das
Gleiche gilt fir alle anderen Gesprache, die hier
laufen. — Frau Oelschlager, Sie haben das Wort.

Andrea Oelschlager AfD: Sehr geehrter Herr Pra-
sident, sehr geehrte Damen und Herren! Sehr ge-
ehrter Herr Blirgermeister, Sie mussten in den ver-
gangenen Jahren einen Volksentscheid umsetzen.
Der Volksentscheid ist knapp ausgegangen. Den-
noch halten wir von der AfD-Fraktion nichts davon,
deshalb eine Entscheidung infrage zu stellen. Das
mdchte ich noch einmal sehr betont sagen.

Ein Volksentscheid ist ein wichtiges Instrument der
direkten Demokratie. Ein Ergebnis ist ein Ergebnis.
Und so lange abzustimmen, bis es passt, ist gar
keine Option, auch noch einmal sehr klar. Das Volk
ist der Souveran, und wenn auch ein Wahlergebnis
nicht immer erfreulich ist und ein Volksentscheid
gelegentlich anders ausgeht als von der Politik er-
wiinscht, ist er selbstverstandlich bindend, und hier
in Hamburg erst recht.

Trotzdem wird kaum ein Blrger erwarten, dass ein
Volksentscheid in der Komplexitat des Netzriick-
kaufs innerhalb weniger Jahre vollstandig umge-
setzt wird. So mussten Sie zwar den Volksent-
scheid umsetzen, und das haben Sie auch schon
sehr gut angefangen, Herr Burgermeister. Sie und
der Senat haben ein ziemlich marodes Stromnetz
gekauft und ein sehr solides Gasnetz. Beides hat
viel Geld gekostet. Fir das Stromnetz wurden
625 Millionen Euro gezahlt, fir das Gasnetz
270 Millionen Euro, und Sie haben eben auch ver-
kiindet, dass Sie jetzt das Fernwarmenetz vollstan-
dig bis zum Jahresende erwerben wollen. Die
Hamburger Blrger hatten es lhnen sicher grofiten-
teils verziehen, wenn Sie nicht sofort die restlichen
74,9 Prozent des Fernwarmenetzes tbernommen
hatten, sondern stattdessen eine Losung gemein-
sam mit Vattenfall gesucht hatten. Letztendlich ver-
zichten wir auf die Kompetenzen eines Markifiih-
rers, um zu schauen, ob wir es nicht besser ma-
chen konnen. Ich glaube, das hat bei der HSH
Nordbank auch so begonnen. Das kdnnen wir
auch, war die Devise. Wo uns das hingefihrt hat,
brauche ich in diesem Haus gar nicht zu erklaren.
Es hat Milliarden gekostet, und ich hoffe, dass
Hamburg nicht wegen ein paar griner Traume wie-
der auf dem Weg in solch ein Debakel ist.

(Beifall bei Dr. Alexander Wolf AfD — Zuruf:
Ach du meine Gute!)

Ihre Partei ist es gewesen, Herr Blrgermeister, na-
mentlich Herr Dr. Dressel, die klar gegen den
Ruckkauf der Netze Stellung bezogen hat. Ich zi-
tiere einmal aus dem Jahr 2013 Herrn Dr. Dressel:
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"Die Erfahrung hat gezeigt, dass sich die al-
lein kommunal verwalteten Netzgesellschaf-
ten nicht sehr von den rein privatwirtschaft-
lich betriebenen unterscheiden. Weder ist
zum Beispiel die Versorgungsqualitdt und
-sicherheit durch kommunale Betreiber bes-
ser, noch sind die Energiepreise niedriger.
Warum sollen wir also 2 Milliarden Euro flr
etwas ausgeben, was wir am Ende kein
Stlick besser machen wiirden als in unserer
heutigen  Offentlich-privaten  Netzgesell-
schaft? Selbst Kommunen, die die Netze
komplett zurlickerworben haben, warnen ak-
tuell, dass es angesichts der Risiken ein Zu-
schussgeschaft werden kann."

Besser lasst sich das Risiko eigentlich kaum aus-
dricken. Das war 2013. In diesem Haus sind wir
uns aber natirlich alle einig, dass das Kraftwerk
Wedel dringend vom Netz genommen werden
muss. Es ist, da es in die Jahre gekommen ist,
technisch veraltet. Vattenfall bot Losungen an, die
Umweltbehdrde ebenfalls, denn seit Beginn dieser
Legislaturperiode sind wir im Umweltausschuss
dabei, Szenarien zu erforschen. Ich mdchte hier
gar nicht schildern, dass wir Uber die Vor- und
Nachteile von Stromheizkraftwerken informiert wor-
den sind oder dass wir Uber Nord- und Sidvarian-
ten philosophiert haben. Der Prozess war interes-
sant, aber eben ziemlich langwierig.

Am Ende gab es tatsachlich nur ein Szenario, das
zur Bewertung herangezogen werden konnte, das
von Vattenfall. Alles andere waren ldeen. Und so
konnte eine Unternehmensbewertung von BDO
auch nur mit diesem einen Szenario durchgefihrt
werden. Die Umweltbehdrde hatte keine belastba-
ren Plane. Die Bewertung kam auf einen Gesamt-
wert des Fernwarmenetzes von 645 Millionen
Euro. Die Darstellung klang plausibel, denn ein Un-
ternehmenswert setzt sich fast immer aus einem
Substanzwert, hier vielen Kilometern Leitung und
einem maroden Kraftwerk in Wedel, und einem Er-
tragswert, der die kiinftigen Gewinne kapitalisiert,
zusammen. Genauere Einblicke waren leider nicht
zu erhalten, denn diese hatten Betriebsgeheimnis-
se verletzt. Da wir in einer Kaufmannsstadt leben,
gibt es viele Hamburger, die errechnen kdnnen, je
héher der Substanzwert, je hoéher die kinftigen
Gewinne, desto groRer ist der Wert des Unterneh-
mens. Erwarte ich keinen Gewinn, dann ist der
Wert nur die Substanz. Das sage ich noch einmal
in Richtung des Umweltsenators.

Fast Uber Nacht legte allerdings die BUE dann ein
bewertbares Modell vor, ein Modell Uber ein Gas-
kraftwerk, das noch gebaut werden muss, den An-
schluss einer Miullverbrennungsanlage und eines
Aquiferspeichers. Zusatzlich zum Kaufpreis will die
Stadt also eine weitere Milliarde Euro investieren,
so viel sollen neue Kraftwerke, der Umbau des
Kohlekraftwerks Tiefstack auf Gas sowie eine Lei-
tung unter der Elbe kosten.

Sicher bin ich nicht, Herr Kerstan, ob die Men-
schen, die den Volksentscheid positiv beschieden,
Mullverbrennung und Gas unter erneuerbaren
Energien verstanden haben. Mullvermeidung ware
tatsachlich aus meiner Sicht und aus der Sicht
meiner Fraktion der Millverbrennung immer vorzu-
ziehen. Aber selbstverstandlich, wenn es schon
verbrannt werden muss, dann sollte man auch die
Abwarme nutzen, da sind wir uns einmal einig.

Allerdings lie3 es sich schon im Umweltausschuss
erahnen, dass es derzeit mit wirklich erneuerbaren
Energien noch nicht mdglich ist, eine Millionenstadt
zu beheizen. Insofern bin ich dankbar, dass wenigs-
tens die Realitdten von der grinen Umweltbehérde
akzeptiert werden. Nun soll es also ein teurer
Kohleausstieg werden.

Das Klima, uber das hier gerade so viel gespro-
chen wurde, auch wenn ich den Eindruck hatte,
dass es doch sehr mit dem Wetter verwechselt
worden ist, werden wir in Hamburg nicht retten
kénnen. Wir kdnnen uns Muhe geben, Kleinigkei-
ten zu machen, aber retten kénnen wir es nicht.
Das muss man auch einmal sehr klar sagen.

Die Preise flir Fernwarmekunden sollen trotz der
Milliardeninvestitionen stabil bleiben. Darin wieder-
um sind sich SPD und GRUNE einig. Allerdings ist
das wenig wahrscheinlich. Das sage ich nicht aus
den Erfahrungen mit unserer guten alten HEW her-
aus, sondern, Frau Dr. Schaal, weil ich zu Hause
Fernwarme habe, und ich zahle fiir die Kilowatt-
stunde

(Zuruf: Deutlich mehr!)

8,733 Cent. Vattenfall bietet aus dem Kohlekraft-
werk Wedel die Kilowattstunde fur 6,007 Cent an.
Meine Warme wird durch ein Gasblockheizkraft-
werk erzeugt. Und kommen Sie nicht mit einem
Anbieterwechsel, das geht leider bei Fernwarme
nicht. Ein Fernwarmenetz ist eben kein freier Markt
wie Strom oder Gas. Auch aus diesem Grund finde
ich das Versprechen des Herrn Burgermeister aus-
gesprochen unsolide. Heute zur Beruhigung von
vielen Birgern dieser Stadt ein Versprechen abzu-
geben, das im Jahr 2025 nicht eingeldst werden
kann, in der groRen Hoffnung, dass sich dann kei-
ner mehr daran erinnert, das ist nicht redlich. Es ist
auch alles andere als sozial gerecht. Und falls es
eingeldst wird, zu welchen Lasten geht es denn
dann? Zulasten aller Birger dieser Stadt. Dann
wird es namlich aus dem Haushalt bezahlt, und
das ware eigentlich noch unredlicher.

Wenn ich schon vom Jahr 2025 rede, dann mochte
ich noch auf ein weiteres Risiko hinweisen. Ab Juli
2021 muss in Deutschland eine neue EU-Richtlinie
umgesetzt werden, die fir Kraftwerke deutlich
niedrigere Stickoxidgrenzwerte vorgibt. Dies wird
das Heizkraftwerk Wedel nicht einhalten. Es mUss-
te deswegen aufwendig nachgeristet werden, ob-
wohl es bald ersetzt wird. Ob es dann eine Aus-
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nahmegenehmigung von der EU gibt, ist auch
noch fraglich. Wird sich zeigen. Fir den Ersatz
muss also ein neues Gaskraftwerk gebaut und ei-
ne Fernwarmeleitung unter der Elbe verlegt wer-
den. Bis zum Jahr 2022 ist diese Elbtunnelung
nicht fertiggestellt. Selbst die Drucksache, die uns
gestern erreicht hat, spricht nun vom Jahr 2024.

Es bleibt nur zu hoffen, dass sich kein geschiitzter
Wurm — ich hatte zwar nicht so eine schéne Be-
grindung wie Herr Gamm oder so einen schénen
Namen daflr, aber daran habe ich auch gleich ge-
dacht — in dem Bereich eingenistet hat, sodass
sich nicht doch noch eine Umweltinitiative findet,
die dann eine Klage anstrebt.

Das Know-how von Vattenfall jedenfalls fallt weg.
Und so bleibt zu wiinschen, dass es im Jahr 2025
realistisch ist, dass das Uberhaupt eingehalten
werden kann. Es ist schlieRBlich Jahrzehnte her,
dass Hamburg Kraftwerke gebaut hat.

Dann mochte ich noch einmal Herrn Dr. Dressel
aus dem Jahr 2013 zitieren:

"Wir missten Kredite aufnehmen, Hamburg
wlrde sich also noch weiter verschulden.
Wir tragen als Stadt dann das volle unter-
nehmerische Risiko und niemand weil3, ob
die Ertrdge aus dem Netzbetrieb fur Zinsen
und Tilgung, fir Instandsetzung und die im-
mer grélReren Investitionen auf lange Sicht
reichen werden. Auf3erdem ist es sehr wahr-
scheinlich, dass die Zinsen irgendwann stei-
gen und dann missen wir auch mehr flr
den Kredit bezahlen. Und das bedenkt die
Volksinitiative nicht. Der Netzriickkauf ist al-
so ein hochst spekulatives Geschaft auf
Pump."

Ich finde das Zitat sehr schén, und man kann es
eigentlich nicht oft genug sagen: Der Netzrickkauf
ist ein Geschaft auf Pump und dazu héchst speku-
lativ.

PricewaterhouseCoopers hat einen Unterneh-
menswert von 615 Millionen Euro fur das Gesamt-
fernwarmenetz ermittelt. Ich gestehe, dass ich auf
den Ausschuss sehr gespannt bin. Die Hinzurech-
nung eines Steuervorteils zu einem Unterneh-
menswert lasse ich mir bei einer Bewertung unter
Umstanden noch gefallen, aber ob dann tatséch-
lich Synergieeffekte hinzugerechnet werden kon-
nen, werden wir im Ausschuss sicher noch einmal
diskutieren. Aber die GroKo in Berlin, von der man
gelegentlich den Eindruck hat, dass sie nur noch
Wochen halt, als Werterhdhung fur eine Unterneh-
menskaufentscheidung zu bemuihen, wird die Wirt-
schaftsprifungsgesellschaft sicher noch belegen
mussen.

Herr Blrgermeister, ich weil3, Sie haben einen gu-
ten Draht zum Berliner Finanzminister, dennoch ist
die Einbeziehung der KWK-Férderung mit einem
Wertbeitrag von 155 Millionen Euro zumindest

grenzwertig. Die Landeshaushaltsordnung wiirde
allerdings die Umsetzung des Volksentscheids ver-
bieten, wenn es Geschéfte zulasten der Stadt sind.
Ein Fernwarmenetz darf also nicht zu einem Uber-
hoéhten Preis gekauft werden. Grine Zukunftsvisio-
nen sind also von der Landeshaushaltsordnung
nicht gedeckt. Der Rickkauf eines Warmenetzes
zu einem Uberhohten Preis ware auflerdem eine
Dummbheit.

Ab morgen werden wir im Ausschuss versuchen zu
klaren, inwieweit die neuen Gutachten tauglich
oder schongerechnet sind. In der knappen Zeit
wird das schwierig genug sein. Eines allerdings ist
fir meine Fraktion klar: Eine Verletzung der Lan-
deshaushaltsordnung tragen wir nicht mit. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Oelschlager. — Es hat sich noch Senator
Dr. Dressel gemeldet und erhalt selbstverstandlich
das Wort.

Senator Dr. Andreas Dressel: Herr Prasident,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Frau
Oelschlager, weil Sie jetzt so viel Gber mich gere-
det, mich aus dem Jahr 2013 zitiert haben, nehme
ich darauf gern noch einmal Bezug. Das Problem
ist, wir haben eben nicht mehr 2013, sondern wir
haben einen Volksentscheid gehabt im September
2013. Jeder weil}, dass wir damals mit CDU und
FDP — die AfD gab es da irgendwie noch nicht,
und ich glaube, die ware auch nicht Teil des Bind-
nisses damals geworden — fur ein Nein geworben
und knapp verloren haben. Und es gehért sich fur
gute Demokraten, dass man eine Entscheidung
auch akzeptiert.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Deshalb haben wir eben sofort danach mit der Um-
setzung begonnen, mit dem Zuerwerb der
74,9 Prozent, erst bei Strom und dann bei Gas. Da
fing natlrlich beim Strom schon gleich der Zusam-
menhang an, weil Vattenfall nur ein Paket schnu-
ren wollte mit Strom und Fernwarme, mit einer
Kaufoption fir die Fernwdrme, mit den besagten
Preisen. Ich glaube deshalb, wenn heute gesagt
wird, alles sei stimperhaft vorbereitet und so wei-
ter, dann schauen Sie in genau die Vertradge von
2014, wo in allen Absatzen seitenlang genau diese
Kaufoption vorbereitet ist. Das ist ein sehr gut vor-
bereiteter Deal.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN — Zu-
ruf von Michael Kruse FDP)

— Ja, genau das steht in dem Vertrag, dass wir ei-
ne bestimmte Wertfeststellung haben, aber einen
Mindestpreis. Und das muss man jetzt zusammen-
bekommen. Das ist genau entlang ...
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(Heiterkeit bei der FDP)

— Nein, es ist genau entlang der MaRgaben des
Vertrags durchgefihrt worden. Und da haben wir
dann in der Tat dieses Delta ...

(Michael Kruse FDP: Alles gut! Der Rest ist
bekannt!)

— Nein, der Rest ist eben offenbar, was wir vorhin
in der Rede gehdrt haben, nicht bekannt. Denn na-
turlich ist das, was vor der Sommerpause Malistab
war fur die Unternehmensbewertung, ein Konzept,
was gar nicht mehr Stand der Dinge ist.

(Michael Kruse FDP: Das stimmt! Euer Kon-
zept tragt zu einem Absinken des Wertes
bei!)

Deswegen, auf jeden, der hier sagt, man verglei-
che Apfel mit Birnen, der diesen Vorhalt bildet, fallt
dies zuruck.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir haben uns sehr genau an den Volksentscheid
gehalten, und der Volksentscheid enthalt ein ent-
scheidendes Wort. Deswegen weil} ich auch nicht,
warum Sie sich so lustig machen dariber, dass wir
das alles sauber geprift haben.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Mit vielen Gutachten!)

Dort steht namlich, wir sollen zulédssige Schritte un-
ternehmen. Deshalb ist es unsere verdammte
Pflicht und Schuldigkeit — es geht um so viel Geld,
es geht um eine schwierige technische, rechtliche
Fragestellung —, dass es sauber auf Herz und Nie-
ren gepruft wird. Das ist der Mal3stab, den dieser
Senat daran gelegt hat, und ebenso die Behdrde,
die ich anfuhre.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Haushaltsrechtlich: Sie werden es in den Gutach-
ten alles nachlesen kénnen. Sie werden morgen
frih, habe ich von der Prasidentin gehdrt, angelie-
fert, das heilt, ab morgen kénnen Sie dann auch
in die Gutachten schauen.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein

FDP: Sehr gut!)

Die haushaltsrechtlichen Fragen, die beihilferechtli-
chen Fragen, sehr klar, eine sehr, sehr wichtige
Frage, die wichtigsten Ergebnisse finden Sie auch
in der Drucksache.

(Zuruf)

— Ja, das ist sehr schon, weil auch diejenigen, die
kritisch herangegangen sind, trotzdem am Schluss
zu einem Ergebnis dariber gekommen sind, was
uns zu dieser Entscheidung gefiihrt hat. Deshalb
sind wir doch so sorgfaltig genau an dieser Stelle
damit umgegangen, weil wir eine valide Grundlage
haben. Ich sage auch, wenn nicht irgendwo steht,
ihr durft das nicht, dann haben wir eine Verpflich-

tung, dem Volksentscheid an dieser Stelle Geltung
zu verschaffen. Das war der Malistab, den wir bei
der Entscheidung angelegt haben, und deshalb
haben wir auch in dieser Hinsicht eine gute Ent-
scheidung getroffen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Zu dem technischen Konzept hat der Umweltsena-
tor auch schon das Nétige gesagt. Zu dem wirt-
schaftlichen Konzept — und da wird auch immer
gesagt, es gabe das Gutachten der Umweltbehor-
de —: Wir haben uns auch da genau, nach dem
MalRstab des kaufmannischen Vorsichtsprinzips,
dazu entschieden zu sagen, wir wollen das einmal
aus zwei Perspektiven beurteilen. Es ist vollig in
Ordnung, dass eine Umweltbehdrde auf Basis des
Klimapolitischen eher einen chancenorientierten
Ansatz wahlt, aber wir haben, weil es eine beteili-
gungspolitische Frage ist, gesagt, wir wollen das
auch von PwC, die auch die Wirtschaftsprifer sind
fur die HGV, begutachtet haben. Schauen Sie ein-
mal in die Drucksache, die habe ich Ihnen gestern
in den Haushaltsausschuss mitgebracht. Alle, die
im Ausschuss sitzen, konnten seit gestern Abend
schon einmal hineinschauen, und Sie sehen, dass
wir das auf die sehr konservative, sehr vorsichtige
Grundlage von PwC gestiitzt haben, genau die
Werte hergeleitet auf Basis der Werte, und auch
deswegen ist es eine wirtschaftlich verniinftige Ent-
scheidung, die wir hier getroffen haben.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Und wir haben gesagt, es gibt jetzt die Mdglichkeit,
direkt die Option zu ziehen. Es geht doch immer
darum, haushalterisch das mildeste Mittel zu wah-
len. Eine Variante ist, wir setzen es nicht um, oder
wir bleiben bei 25, oder wir werfen Vattenfall den
Anteil wieder vor die FiiRe. Das sind alles Varian-
ten, die nicht zur Verfliigung standen, sondern es
ging, genau wie der Burgermeister vorhin gesagt
hat, nicht um das Ob der Umsetzung, sondern um
das Wie der Umsetzung.

Und es gibt zum Zweiten die Moglichkeit zu sagen,
finden wir einen einvernehmlichen Weg der Umset-
zung mit Vattenfall?

(Michael Kruse FDP: Ein bisschen leiser, der
Birgermeister hat gerade einen Anruf!)

Ich glaube, da sind alle hier auf der Bank sehr fein.
Die sind im Moment dabei, Sie auch noch ein
bisschen ins Boot zu holen, da geben wir nicht auf,
dass wir Sie an der Stelle auch am Schluss davon
noch Uberzeugen kbénnen.

Wir haben namlich gesagt, wir wollen versuchen,
ob es einen einvernehmlichen Umsetzungsweg mit
Vattenfall gibt, einen gestreckten Umsetzungsweg,
der am Schluss ganz klar auch zur Ausibung der
Option fiihren muss. Nur Vattenfall war an den ent-
scheidenden Stellen nicht zu den Zugestandnissen
bereit, die nétig gewesen waren.
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(Michael Kruse FDP: Das wussten Sie doch
auch!)

— Na ja, es muss doch darum gehen, eine Volks-
willensbildung, ein Volksentscheid muss an der
Stelle auch klar eine Umsetzungsperspektive ha-
ben.

Wenn wir keine Klarheit dartiber haben, dass wir
Uber die Frage von Preisen in jedem Fall mitent-
scheiden kdnnen, dass wir keine klare Perspektive
haben, wann kommen wir wirklich in die Mehrheit
beim Unternehmen, mit der Perspektive, auch die
alleinige Eigentimerschaft zu haben.

Der dritte Punkt ist, dass wir nachher, nach einer
gestreckten Umsetzung nicht wieder Mindestpreise
da stehen haben, wo wir dann in mutmaflich zehn
Jahren mit Ihren Nachfolgern hier dariiber hatten
diskutieren kénnen.

(Daniel Oetzel FDP: Dann werden wir se-
hen, ob Sie da noch stehen oder wieder da
stehen!)

— Wenn Sie in zehn Jahren noch da sitzen, hatten
wir das gern diskutieren kdnnen.

Aber daran sehen Sie doch, dass dieser Weg nicht
gangbar gewesen ist. Und daran sehen Sie, wir
haben wirklich jeden Stein umgedreht, um da
einen guten Weg zu finden, der die haushalteri-
schen Rahmenbedingungen wirklich erfullt, die
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen und die
rechtlichen Rahmenbedingungen. Deswegen ha-
ben wir das auch in der Drucksache so ausgefihrt.
Und an der Stelle ist es gut, dass wir versuchen,
auch mit Vattenfall in einem groRtmoglichen Ein-
vernehmen diesen Weg zu gehen, das ist auch fir
den Weg, der jetzt vor uns steht, ein wichtiger
Punkt, dass wir uns genau diese Mihe gegeben
haben.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Das will ich abschlie®end noch sagen, es wird kein
einfacher Weg. Wir werden jetzt erst einmal ge-
meinsam in den Ausschissen diskutieren. Dann
werden wir fristgemal auch die notwendigen Ent-
scheidungen treffen. Es wird kein einfacher Umset-
zungsweg, keine Frage. Doch es ist nun einmal
das, was der Volksentscheid uns als Aufgabe ge-
geben hat.

Aber ich bin sehr zuversichtlich nach den Gespra-
chen mit Vattenfall in den letzten Wochen, dass wir
hier auch einen einvernehmlichen Umsetzungsweg
fur das Carve-out und so weiter erreichen. Denn
das ist wichtig, weil es nachher auch um Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer geht, mit denen
wir Ubrigens auch begleitend zu diesem Prozess
sehr intensiv gesprochen haben. Und die gehen
diesen Weg mit, wenn wir ihre Interessen wahren.
Das ist, glaube ich, auch noch einmal eine wichtige
Botschaft: Wir werden daflir sorgen, wie bei Strom,

wie bei Gas, dass auch bei Fernwarme diese Ent-
scheidung nicht auf dem Riicken der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter ausgetragen wird, sondern mit
ihnen gemeinsam gegangen wird.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Insofern lade ich Sie sehr herzlich ein, dass wir
das im Ausschuss weiter diskutieren und dass ge-
rade auch CDU und FDP diese Lernkurve schaf-
fen, die wir auch hatten als diejenigen, die vor
2013 in der Tat auch fiir einen anderen Weg ein-
getreten sind,

(Michael Kruse FDP: Das ist doch gar nicht
wahr!)

im Sinne des demokratischen Miteinanders in die-
ser Stadt, und dass sie diesen guten, wirtschaftlich
tragfahigen, rechtlich machbaren, technisch sinn-
vollen Umsetzungsweg mitgehen. Ich glaube, die-
ser Weg ist richtig, und am Schluss zahlt es sich
fur Sie politisch nicht aus, an der Stelle gegen den
Volksentscheid zu agieren. Bedenken Sie das
noch einmal. In den Ausschusssitzungen haben
Sie Gelegenheit dazu. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Senator Dressel. Gibt es sonst noch weitere
Wortmeldungen zu diesem Tagesordnungspunkt?
Das ist nicht der Fall, dann sind wir mit der Regie-
rungserklarung am Ende und kommen zum néchs-
ten Tagesordnungspunkt.

Das ist der Tagesordnungspunkt 28, Drucksache
21/14442, Bericht des Stadtentwicklungsausschus-
ses: Drittes Gesetz zur Anderung von Vorschriften
im Bereich des Wohnungswesens, zugleich Stel-
lungnahme zu "Wir schaffen das moderne Ham-
burg: Wohnungsbau, Mieterschutz, Stadtentwick-
lungsimpulse — Erfolgreiche Stadtentwicklungspoli-
tik im Sinne einer sozial gerechten, lebenswerten
und bezahlbaren Metropole fortsetzen! Wohnungs-
neubau und Wohnraumférderung auf hohem Ni-
veau langerfristig fortfihren".

[Bericht des Stadtentwicklungsausschusses
tiber die Drucksache 21/14113:

Drittes Gesetz zur Anderung von Vorschriften
im Bereich des Wohnungswesens, zugleich
Stellungnahme zu Petita 7 und 12 der Drucksa-
che 21/7012, "Wir schaffen das moderne Ham-
burg: Wohnungsbau, Mieterschutz, Stadtent-
wicklungsimpulse — Erfolgreiche Stadtentwick-
lungspolitik im Sinne einer sozial gerechten, le-
benswerten und bezahlbaren Metropole fortset-
zen! 10.000 plus: Wohnungsneubau und Wohn-
raumforderung auf hohem Niveau langerfristig
fortfiihren" (Senatsantrag)
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— Drs 21/14442 -]

[Antrag der AfD-Fraktion:
Wohnungsbauférderung vorantreiben — Jedoch
nicht Gber das Ziel hinausschieBen

— Drs 21/14630 -]

Hierzu liegt lhnen als Drucksache die 21/14630
vor, ein Antrag der AfD-Fraktion.

Und die Frage ist, wird jetzt hierzu das Wort ge-
wiinscht? — Ja, Frau Koeppen, Sie haben das Wort
fur die SPD-Fraktion.

(Vizeprasidentin Barbara Duden uUbernimmt
den Vorsitz.)

Martina Koeppen SPD:* Frau Prasidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Jeder von uns
kennt diese Falle. Einer Mieterin oder einem Mieter
wird ein langjahriges Mietverhaltnis geklindigt, um
die Wohnung anschlielend als Ferienwohnung zu
vermieten. Oder es gibt den Mieter, der seine
Wohnung zweckentfremdet vermietet, obwohl er
gar nicht mehr dort seinen Lebensmittelpunkt hat.
Nun mag der eine oder andere argumentieren,
dies seien Einzelfalle, aber addiert man diese ver-
meintlichen Einzelfalle, dann summieren sie sich
zu einer groRen Anzahl von Wohnungen, die dem
freien Wohnungsmarkt in Hamburg nicht mehr zur
Verfigung stehen. Die Beweggriinde, regularen
Wohnraum als Ferienwohnung zu vermieten, sind
aus finanzieller Sicht nachvollziehbar. Eine Ver-
mietung pro Nacht bringt natirlich mehr Geld als
eine Dauervermietung nach dem Hamburger Mie-
tenspiegel. Dies fiihrt sogar dazu, dass preisglins-
tig angemietete Genossenschaftswohnungen Uber
Internetportale ausschlieBlich als Ferienwohnung
weitervermietet werden. Dieses unsoziale Gebaren
muss unterbunden werden.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Leider gibt es immer wieder schwarze Schafe, die
aus einer vermeintlich smarten Idee ein lukratives
Geschaftsmodell machen und nur ihren eigenen
Vorteil sehen. Und genau darum geht es, diesen
schwarzen Schafen muss jetzt das Handwerk ge-
legt werden.

(Beifall bei der SPD)

Gerade gestern hat uns das Internetportal Airbnb
eine Auswertung seiner Unterkiinfte in Hamburg
zugeschickt. Mit Stand Ende 2017 gab es
9 000 aktive Unterkiinfte in Hamburg, wovon
62 Prozent ganze Wohnungen oder Hauser waren.
720 Unterklnfte wurden mehr als sechs Monate im
Jahr Uber das Portal vermietet, weitere 720 waren
vier bis sechs Monate vermietet. Und einmal ehr-
lich, die Grundidee ist gut, aber wenn eine Woh-
nung Uber sechs Monate vermietet ist, dann ist sie
ausschlieRlich als Ferienwohnung genutzt worden.

(Beifall bei der SPD)

Die Idee ist richtig und zeitgemal, aber das ist
auch nach der Gesetzesanderung mdglich. Aller-
dings wird die zeitliche Ausnahmeregelung von
sechs Monaten auf zwei Monate verkirzt. Fir Ver-
mietungen Uber diese zwei Monate hinaus bedarf
es einer gesonderten Genehmigung, jeder Anbie-
ter muss sich kiinftig registrieren lassen und einen
Belegungskalender flihren. Tut er das nicht, kann
eine Ordnungswidrigkeit oder ein Bul3geld von bis
zu 500 000 Euro erhoben werden.

(Dirk Kienscherf SPD: Sehr gut!)

Und dieses Gesetz und dessen Umsetzung wird
kein zahnloser Tiger sein. Zeitgleich werden mit
der Anderung den Bezirken acht zusétzliche Stel-
len zur Verfigung gestellt und zwei vorhandene
Stellen werden verstetigt. In anderen Stadten wie
Berlin, Minchen, Kéln, Amsterdam, Wien, Barcelo-
na, Paris, London oder New York sind diese oder
ahnliche Verfahren bereits géngige Praxis. Die An-
derung des Wohnraumschutzgesetzes ist keine
rickwartsgewandte Regulierung, sondern ein wei-
teres Instrument zur Sicherung von bezahlbarem
Wohnraum in Hamburg.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Der Wohnraumschutzbericht zeigt deutlich auf: Im
Jahr 2017 wurden von den Bezirken 9 800 Woh-
nungen auf ihre ordnungsgemaflie Nutzung hin
Uberpruft, 710 Wohneinheiten mit fast 44 000 Qua-
dratmetern Wohnflache dem Wohnungsmarkt wie-
der zugefuhrt. Und seit 2011 waren es insgesamt
4 208 Wohneinheiten. Diese Zahlen belegen ein-
drucksvoll, das Gesetz schafft Mietwohnungen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Denn jede Wohnung, die nicht mehr zweckent-
fremdet genutzt wird, ist eine weitere zusatzliche
Wohnung flr alle Hamburger Mieterinnen und Mie-
ter.

Noch ein Hinweis: Seit 2011 wurden 50 000 neue
Wohnungen in Hamburg fertiggestellt. Auch diese
Wohnungen missen langfristig dem freien Markt
zur Verfugung stehen. Jede Mieterin und jeder
Mieter in Hamburg muss die Gewissheit und die
Sicherheit haben, dass ihr oder ihm die Wohnung
nicht gekindigt wird, nur um sie dann als Ferien-
wohnung weiterzuvermieten. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Wolf von der CDU-Fraktion.

Dr. Jens Wolf CDU: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Wir werden heute dem Gesetz-
entwurf des Senats zustimmen, auch wenn wir
selbst einen weniger restriktiven Ansatz vorge-
schlagen hatten.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/14442
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/14630
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Noch einmal zur Erinnerung. Das Thema Ferien-
vermietung Uber Internetportale in Hamburg wurde
erstmals durch die CDU-Fraktion im Rahmen von
Kleinen Anfragen im Méarz dieses Jahres aufgegrif-
fen. Am 8. August 2018 hat die CDU-Fraktion
einen Gesetzentwurf vorgelegt, der eine Registrie-
rungspflicht fir Anbieter von Ferienwohnungen auf
Internetportalen vorsah. Wir haben gesagt, wer ge-
gen diese Registrierungspflicht verstot, der soll
auch mit einem Ordnungsgeld belegt werden. Die-
sen Ansatz halten wir weiterhin fir richtig. Wer bei-
spielsweise einmal in Barcelona oder Lissabon
spazieren geht, der wird sehen, dass ganze Stra-
Renzige dort schon durch Ferienwohnungen be-
legt werden. Und auch in einigen begehrten Stadt-
teilen unserer Stadt, wie beispielsweise den Stadt-
teilen um die Alster, St. Pauli und auf der Schanze,
wird man immer o6fter die berihmten — ich habe es
in der "Hamburger Morgenpost" einmal Rollkoffer-
Touristen genannt — sehen, auch dort, wo vorher
Paare und Familien wohnten.

Dabei, und das geht jetzt einmal in Richtung FDP,
geht es nicht um Homesharing, wie Sie behauptet
haben, denn die professionellen Vermieter auf
Airbnb und booking.com sind kein Teil der Sharing
Economy. Da wird kein Zimmer in der eigenen
Wohnung vermietet. Da wird keine Wohnung zeit-
weise vermietet, wenn der Eigentimer oder Mieter
nicht da ist. Hier geht es darum, dass gesamte
Wohnungen vermietet werden. Airbnb hat die Zah-
len geliefert. 95 Prozent der angebotenen Unter-
kiinfte sind sogenannte gesamte Unterkiinfte. Was
ist das anderes als eine ganze Wohnung? Und ge-
hen Sie doch einmal auf die Website und schauen
sich an, wie die meisten dieser Wohnungen einge-
richtet sind. Die sind so, wie man sich Apparte-
ments auch in kommerziellen Boardinghouses vor-
stellt, relativ spartanisch und eben mit dem nétigs-
ten Bedarf, ein bisschen IKEA hier und da.

(Gabi Dobusch SPD: Keine Werbung, bitte!)

Mit unserem Antrag ging es nicht darum, Ferien-
wohnungen generell zu verhindern, sondern da-
rum, den schwarzen Schafen unter den Vermietern
den Garaus zu machen, solchen, die eben Wohn-
raum ohne Zweckentfremdungsgenehmigung an
Feriengaste vermieten und so den Wohnraum dau-
erhaft dem Wohnungsmarkt entziehen.

(Beifall bei der CDU)

Wir wollten eine effiziente Steuerung und Kontrolle.
Unseren Antrag hat die rot-griine Senatsmehrheit
aber abgelehnt, um dann — wie wir es kennen —
selbst im Nachgang erhebliche Aktivitaten zu ent-
wickeln, um mit groBem Presserummel und Anwe-
senheit des Birgermeisters und Frau Stapelfeldts
dann bereits am 21. August einen eigenen Gesetz-
entwurf vorzustellen.

(Zuruf: Super Leistung! — Dirk Kienscherf
SPD: Die haben wir schon vorher ent-
wickelt!)

Es ist eine groRartige Leistung, wie wir es so oft
kennen.

Und SPD und GRUNE meinen jetzt, mit inrem Ge-
setzentwurf den Wohnungsmangel generell be-
kdmpfen zu kdnnen. Der Antrag wird genannt: "Wir
schaffen das moderne Hamburg: Wohnungsbau,
Mieterschutz, Stadtentwicklungsimpulse, Woh-
nungsneubau und Wohnraumférderung auf hohem
Niveau langerfristig férdern". Das alles mit diesem
Gesetz, das Zweckentfremdung durch Ferienwoh-
nungen bekampfen soll? Also, das ist mir ein
bisschen zu kurz gesprungen.

(Beifall bei der CDU)

Wenn Sie jetzt wirklich meinen, das Wohnungs-
bauproblem

(Dirk Kienscherf SPD: Ein Blédsinn, den Sie
mal wieder reden!)

in Hamburg gelost zu haben mit diesem Antrag, so
wie Sie es in lhrer Uberschrift ankiindigen, dann
liegen Sie grundfalsch.

Wenn Sie jetzt versuchen, lUber die Beschréankung
fur Ferienwohnungen die ganzen Versaumnisse

(Dirk Kienscherf SPD: |hre Versdumnisse,
fassen Sie sich mal an die eigene Nase!)

dieses Senats auszugleichen, dann liegen Sie
grundfalsch. Und so grof3 der rot-griine Trommel-
wirbel bei der Vorstellung dieses Gesetzentwurfs
auch war, so kann es nur ein einziger Baustein
sein fur mehr Wohnungen in Hamburg, das Allein-
I[6sungsmerkmal fur das Wohnungsproblem in die-
ser Stadt ist es allerdings nicht.

Fazit: Wir stimmen dem zu, weil wir sagen, es ist
ein richtiger Baustein, aber dieser grof’e Trommel-
wirbel, mit dem Rot-Griin hier herangeht und sagt,
jetzt haben wir das Wohnungsproblem geldst in
der Stadt, weil wir den Ferienwohnungsvermietern
einmal an den Kragen gehen, das ist es nicht.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Duge von der GRUNEN Fraktion.

Olaf Duge GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Ich weil} nicht, ob Sie richtig zu-
gehdrt haben, wir haben nie gesagt, dass ein In-
strument allein und eine MaRnahme allein das Pro-
blem der Wohnungsknappheit 16sen wird. Da kon-
struieren Sie etwas, was Sie sich vielleicht in Ihren
Traumen vorgestellt haben, aber es entspricht in
der Tat nicht der Realitat.

(Beifall bei den GRUNEN — Dr. Jens Wolf
CDU: Das steht aber in der Uberschrift!)
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Wohnraumschutz war fiir uns und flr die rot-griine
Koalition immer ein sehr wichtiger Punkt, der natur-
lich sehr oben ansteht und stand. Und das haben
wir in der Vergangenheit auch mit sehr unter-
schiedlichen MalRnahmen bewiesen. Schauen Sie
sich das nur einmal an, die Ausweitung der sozia-
len Erhaltungsgebiete gehort dazu.

Diese Drucksache ist ein weiteres, jetzt zuneh-
mend wichtiger werdendes Element, das verhin-
dert, dass Wohnraum missbrauchlich fur gewerbli-
che Zwecke genutzt wird, insbesondere fir die
doch massiv zunehmende Vermietung von Wohn-
raum an Touristen.

Und Sie kdnnen sicher sein, dass wir dieses nicht
zum Spall machen. Es macht doch keinen Sinn,
wenn wir in einem angespannten Wohnungsmarkt,
auf dem Tausende von Menschen Wohnungen su-
chen, wo wir eine extrem niedrige Leerstandsquote
haben, quasi kaum noch Leerstand, den tagewei-
sen Vermietungen von Wohnungen ungezigelten
Lauf lassen. Damit wirden wir Wohnungsneubau
ein Stuckchen ad absurdum flhren, denn auf der
einen Seite wirden wir sozusagen den Neubau in
die eine Tasche tun, und auf der anderen Seite
Uber die zweckentfremdete Vermietung an Touris-
ten wieder aus der Tasche herausnehmen. Und
dem werden wir einen Riegel vorschieben.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Martina
Friederichs SPD)

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, auch be-
sonders von der FDP, es sind allein 9 000 Woh-
nungen bei Airbnb und vermutlich mindestens
noch einmal so viel bei vielen Anbietern. Sie wollen
uns das zwar immer wieder weismachen, aber das
ist keine Bagatelle in dieser Wohnungssituation.
Sie schreiben das immer, argumentieren mit 1 Pro-
zent, und auch die Anbieter auf den Internetporta-
len wollen uns das weismachen, weil sie davon ab-
lenken wollen, dass sie ihr Geschaftsmodell durch-
fuhren wollen auf Kosten derjenigen letztlich, die
diesen Wohnraum eigentlich dringend brauchen.
Zweckentfremdung von Wohnraum ist jedoch kei-
ne Marginalie.

Im Zusatz kann ich noch sagen, dass die Gewer-
besteuer dann haufig umgangen wird, ist auch kei-
ne Marginalie.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Deswegen wollen wir rechtzeitig diesem boomen-
den Geschéaftsmodell entgegentreten. Das wird der
Senat jetzt mit dem neuen Gesetz wirkungsvoll
machen kdnnen, damit eben solche Zustédnde wie
auch in anderen Stadten — Barcelona ist zu Recht
genannt worden — gar nicht erst entstehen kénnen.
Und deswegen richten wir friihzeitig eine gewisse
Kombination ein — und das ist das, was uns unter-
scheidet —, die wirkungsvoll ist, die aus techni-
schen Mitteln besteht, die Registrierungsverpflich-
tungen beinhaltet und die fast mit einer Verdopp-

lung des Personals einhergeht, um hier wirksam
durchgreifen zu kénnen. Denn eines ist klar: Woh-
nung ist keine Ware wie jede andere.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Die Wohnung ist eine Existenzgrundlage und be-
darf deswegen des besonderen Schutzes des
Staates, insbesondere auch fur diejenigen, die
Wohnungen suchen oder die Gefahr laufen, Woh-
nungen zu verlieren, weil andere lukrative Ge-
schaftsmodelle dies fiir profitabel halten und auf
Profit orientierte Unternehmen glauben, das ma-
chen zu mussen.

Die rot-grine Koalition kommt der sozialen Ver-
pflichtung, Wohnraum auch als Wohnraum friihzei-
tig zu sichern, in angemessenem Male voll und
ganz nach. Und der Senat wird wirkungsvoll darauf
achten, dass Vermietungen von Wohnungen zu
gewerblichen Zwecken — nichts anderes ist es,
was der Geschéftszweig hier verfolgt — sich nur in
vertretbarem Male, in Grenzen, mit Meldepflicht,
mit maximal acht Wochen im Jahr bewegen wer-
den. Und deswegen fordere ich Sie auf, stimmen
Sie diesem Gesetzesvorschlag zu, starken Sie den
Wohnraumschutz.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Sudmann von der Fraktion DIE LIN-
KE.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Wohnen und Wohnungen sind zum
Wohnen da, das sagt doch schon allein der Begriff,
am besten auch noch zum bezahlbaren Wohnen.
Und was wir hier in Hamburg und in anderen Grof3-
stadten verstarkt erleben, ist kein Wohnen in den
Wohnungen, das ist eine touristische Unterkunft,
ist eine gewerbliche Unterkunft. Deswegen ist es
sehr wichtig, dass in Hamburg ein richtiger Stopp
von Zweckentfremdung erfolgt, und deswegen ist
dieser Vorschlag jetzt gut.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
den GRUNEN)

Aber ich frage Sie, was unterscheidet den Au-
gust 2018, als die Drucksache vorgelegt wurde,
vom Marz 20167 Zweieinhalb Jahre, kdnnte man
sagen, unterscheiden diese beiden Daten. Es sind
zweieinhalb Jahre, in denen es noch mehr Ferien-
wohnungen gegeben hat, noch mehr Zweckent-
fremdung gegeben hat, in denen in Hamburg die
Miete noch weiter gestiegen ist. Und der Unter-
schied ist, im Marz 2016 hat DIE LINKE einen An-
trag vorgelegt und hat gesagt, wir brauchen eine
Taskforce, wir brauchen eine schnelle Eingreiftrup-
pe gegen Zweckentfremdung. Das haben Sie da-
mals vehement abgelehnt, die GRUNEN sogar mit
dem Hinweis, wir brauchen nicht mehr Personal,
das macht keinen Sinn. Und ich bin erfreut, dass
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Sie jetzt merken, wir brauchen mehr Personal, wir
mussen dagegen vorgehen. Ich bin nicht erfreut,
dass das so lange gedauert hat, weil viele Men-
schen auch deswegen keine Wohnung hatten.
Aber Sie machen jetzt den ersten Schritt in die
richtige Richtung.

Ich muss Sie jedoch noch einmal fragen, bevor Sie
mich gleich fragen, Herr Duge, warum Sie glauben,
acht dauerhafte Stellen reichten aus, wahrend Ber-
lin, doppelt so grol3 wie wir, nicht 16 dauerhafte
Stellen schafft, sondern 30 Stellen schafft? Also
mussen wir doch auch hier in Hamburg wesentlich
mehr Personal daflr haben, um der Zweckentfrem-
dung entgegengehen zu kénnen.

(Beifall bei der LINKEN — Glocke)

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Dann frage ich, wirden Sie eine Zwischenfrage
des Abgeordneten Duge beantworten?

Heike Sudmann DIE LINKE:* Wenn Sie meine
Uhr anhalten, mache ich das.

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das mache ich
sofort.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Ein bisschen Zeit
drauf, okay.

Vizeprasidentin Barbara Duden: Dann haben Sie
das Wort.

Zwischenfrage von Olaf Duge GRUNE: Vielen
Dank. Eines einmal zu Berlin: Hamburg ist halb so
grol3, wir haben jetzt etwas Uber 17 Stellen, nur
einmal, um das GréRenmal zu nennen gegeniiber
den 30.

Und das Zweite ist, wenn Sie Ihren Antrag immer
wieder herausstellen, dann muss man sagen, dass
das eine reine Personalforderung war. Oder was
war da enthalten mit Verpflichtungen von Meldun-
gen? Was war da Verpflichtung mit technischen
Systemen? Und was war da enthalten im Zusam-
menhang mit der Meldepflichtsache? Das kann
man nur im Zusammenhang bringen, denn damals
war es die reine Forderung nach Personal, aber
wie soll das sozusagen umgesetzt werden? Dazu
hatten Sie keine Antwort.

Heike Sudmann DIE LINKE (fortfahrend):* Ich bin
gerade sehr erstaunt, Herr Duge, dass Sie mir jetzt
sagen, dass das Wohnraumschutzgesetz unter rot-
griner und unter roter Herrschaft tUberhaupt nicht
gut genug war. Wir haben im Wohnraumschutzge-
setz auch schon 2013 genug Médglichkeiten ge-
habt, gegen Zweckentfremdung vorzugehen. Und
wir haben festgestellt, dass das geringe Personal,
das in Hamburg vorhanden war, nicht ausgereicht

hat. Schauen Sie sich den Wohnraumschutzbericht
an, und Sie werden feststellen, die Mitarbeiterin-
nen haben bis an den Anschlag gearbeitet und ha-
ben auch relativ viel Wohnraum zuriickgewinnen
konnen. Insofern hatten wir damals auch schon
mehr erreichen konnen.

(Beifall bei der LINKEN)

Danke. Sie haben mir eben nicht richtig zugehdrt,
als ich gesagt habe, Berlin stellt 30 Personen zu-
satzlich ein. Zusatzlich, die haben jetzt schon eine
wesentlich bessere Personalausstattung als Ham-
burg. Und deswegen wundere ich mich, dass Sie
nicht mit Ihren griinen Kolleginnen und Kollegen in
Berlin einmal ein bisschen mehr reden und fest-
stellen, was wir in Hamburg mehr gebrauchen kon-
nen. Die Uhr darf jetzt auch wieder weiterlaufen,
ich will doch nicht so viel Redezeit haben. Vielen
Dank.

Wir haben also immerhin etwas, auf das wir aufset-
zen kdnnen, wir mussen aber noch wesentlich
mehr machen. Und ich bin sehr erstaunt — Sie ha-
ben es wahrscheinlich gestern auch gesehen —,
dass Airbnb jetzt auf einmal eine eigene Studie
erstellt und sagt, es ist doch alles gar nicht so
schlimm, es ist gar nicht so viel mit Ferienwohnun-
gen, die Leute sind so lange im Urlaub. Wenn es
gar nicht so schlimm ware und gar nicht so ein
grofRer Anteil von Wohnungen zweckentfremdet
werden wirde, dann frage ich mich, warum Airbnb
dann Geld fir eine Studie ausgibt und warum
Airbnb meint, es misse doch gar nichts passieren.

Wir haben vorgestern ein Schreiben bekommen
von einem neuen Klub, Home Sharing oder Club,
besser gesagt, das haben Sie vielleicht auch gese-
hen. Da wurden wir angeschrieben von immerhin
38 Privatpersonen, die sagen, wir sind ungefahr
180 Tage im Jahr nicht in unserer Wohnung, weil
wir dienstlich unterwegs sind, weil wir Urlaub ma-
chen, und deswegen mdchten wir doch weiterhin
die Moglichkeit haben, unsere Wohnung flr
180 Tage im Jahr zu vermieten. Finden Sie das
normal? Glauben Sie, es gibt so viele Menschen in
Hamburg, die 180 Tage im Jahr nicht da sind?

(Jens Meyer FDP: Das kann doch jeder fir
sich entscheiden, das muissen doch nicht
Sie entscheiden!)

Ehrlich gesagt, das ist schon sehr krude.
(Zuruf von André Trepoll CDU)

— Und sehr krude, lieber Herr Trepoll, ist auch die
Begrindung.

Die Begrindung ist dann, dass sie sagen, wir wol-
len teilhaben am Tourismus in Hamburg. Ja, klas-
se, wer teilhaben will am Tourismus, soll ein Hotel
bauen — wir haben zwar auch schon davon ge-
nug —, soll gewerblich vermieten, aber soll nicht
Wohnungen zweckentfremden. Und da miissen wir
noch viel, viel mehr machen.
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(Beifall bei der LINKEN)

Ich finde, an dem Schreiben von diesem Home
Sharing Club kann man auch erkennen, dass sie
gar nicht schauen, was Ursache und Wirkung ist.
Frau Koeppen hat doch schon beschrieben, wie oft
Wohnungen, auch Genossenschaftswohnungen,
von den Nutzerinnen und Nutzern weitervermietet
werden. Es gibt aber auch Menschen, die vielleicht
aus reiner Not, weil Sie diese Miete gar nicht mehr
bezahlen kénnen, sagen, ich will meine Wohnung
flr zwei, drei, vier, funf Wochen weitervermieten.
Das heifdt, ich muss doch sehen, dass die Ursache
die hohen Mieten sind, also muss ich etwas gegen
die hohen Mieten tun und darf nicht sagen, die
Wirkung ist toll, ich hole mir jetzt Gaste, ich hole
mir Touristinnen und Touristen herein. Denn mit
der Begriindung sehe ich schon die nachsten Ver-
mieterinnen und Vermieter, die sagen, wieso, wir
kénnen doch die Mieten noch gut erhdhen, die
Leute kdnnen doch so viel Miete bezahlen. Wie sie
die Miete zusammenkriegen, das fragt kein
Mensch. Auch deswegen muss man wesentlich
mehr tun.

(Beifall bei der LINKEN)

Und ich frage Sie, was wollen Sie in den Stadttei-
len haben? Wollen Sie Rollkoffer oder wollen Sie
Hackenporsche haben? Wollen Sie Touristinnen
und Touristen haben, die die Wohnungen nutzen,
oder wollen Sie Menschen haben, die dort woh-
nen, die mit dem Hackenporsche zum Einkaufen
gehen? Ich bin eindeutig fir die Hackenporsche
und mochte, dass wir wesentlich mehr gegen die
Zweckentfremdung tun. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Meyer von der FDP-Fraktion.

Jens Meyer FDP:* Rollkoffer und Hackenporsche,
Mannomann.

Verehrtes Prasidium, meine sehr verehrten Damen
und Herren! Unter dem Vorwand, unserer Stadt
mehr bezahlbaren Wohnraum zur Verfigung stel-
len zu wollen, greift der rot-griine Senat nach der
sinnlosen Mietpreisbremse und der maflosen Aus-
weitung der Sozialen Erhaltungsverordnung

(Heike Sudmann DIE LINKE: Was?)

ein weiteres Mal in die Trickkiste rickwartsge-
wandter Regulierungen und zaubert eine Verschar-
fung des Hamburgischen Wohnraumschutzge-
setzes hervor. Im Stadtentwicklungsausschuss, mit
groRem Applaus von links natirlich, haben Sie ge-
rade gehort, was uns Uberhaupt nicht wundert,
aber bemerkenswerterweise auch von der rechten
Seite des Hauses, und da schlief3e ich naturlich die
CDU ganz besonders mit ein an dieser Stelle.

Sie alle wittern nun bei Airbnb die grof’e Chance,
die Probleme des Hamburger Wohnungsmarktes
zu lésen, und meinen, dass man mit Eingriffen in
die Freiheit der Menschen, mit Registrierungs-
pflicht, mit Strafzahlungen bis zu 500 000 Euro ir-
gendeinen nennenswerten Effekt erreichen kann,
der bei der Suche nach bezahlbarem Wohnraum
hilft. Anstatt alles dafir zu tun, dass mehr Woh-
nungsbauflachen ausgewiesen werden, Verdich-
tungspotenziale besser genutzt werden,

(Farid Miiller GRUNE: Das tun wir schon al-
les!)

Baukostentreiber endlich reduziert werden, Uber-
bordende Vorschriften auf ein verninftiges Mal
zurickgenommen werden und Baugenehmigun-
gen schneller erteilt werden, um nur einmal funf
konkrete Vorschlage zu nennen,

(Dirk Kienscherf SPD: Das machen wir al-
les!)

verlieren Sie sich in Scheinlésungen und gaukeln
den Wohnungssuchenden dieser Stadt weiterhin
vor, dass durch lhre politischen Showveranstaltun-
gen irgendwelche Probleme geldst werden.

(Beifall bei der FDP — Glocke)

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Herr Meyer, gestatten Sie eine Zwischenfrage der
Abgeordneten Sudmann?

Jens Meyer FDP:* Nein, Frau Sudmann.

Vizepréasidentin Barbara Duden: Frau Sudmann,
tut mir leid.

Jens Meyer FDP (fortfahrend):* Wir reden hier
Uber weit weniger als 1 Prozent des Hamburger
Wohnungsbestands, was zeigt, dass Sie mit Kano-
nen auf Spatzen schiellen.

Ich will nicht verhehlen, dass es auch schwarze
Schafe am Wohnungsmarkt gibt, gegen die sich
der Staat selbstverstandlich zur Wehr setzen
muss. Aber die grof’e Mehrzahl der Betroffenen Ih-
rer Gesetzesverscharfungen dirften ganz normale,
rechtschaffene Birgerinnen und Birger dieser
Stadt sein, die aus den unterschiedlichsten berufli-
chen oder privaten Griinden ihre Wohnraume teil-
weise und zeitlich befristet anderen zur Nutzung
Uberlassen. lhre Gesetzesverscharfungen schaffen
keinerlei zusatzlichen Wohnraum, engen Men-
schen aber in ihrer personlichen Lebensfreiheit un-
ndtig ein.
(Beifall bei der FDP)

Realisieren Sie endlich — Frau Sudmann, auch Sie
mussen das verstehen —, dass wir uns in Zeiten ei-
ner globalisierten und vor allem digitalisierten Welt
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befinden und die alten Zopfe endlich abschneiden
mussen.

(Zurufe von Dirk Kienscherf SPD und Farid
Miiller GRUNE)

Die Entwicklung zur Sharing Economy endet nicht
an lhren switchh-Points oder Fahrradstationen.
Das Home Sharing, und das ist es, worlUber wir
hier in Wahrheit reden, werden Sie mit lhren alt-
backenen Gesetzen ganz sicher nicht aufhalten.

(Beifall bei der FDP)

Machen Sie sich ehrlich — wenigstens Herr Duge
hat es ja zumindest angedeutet — und sagen Sie
den Birgerinnen und Birgern unserer Stadt, dass
Sie bei Airbnb-Vermietern die Steuerehrlichkeit an-
zweifeln und deshalb die Registrierung einflihren,

(Farid Miiller GRUNE: Das war ein Nebenef-
fekt!)

anstatt sich hinter Scheinlésungen fir bezahlbaren
Wohnraum zu verstecken.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Herr Meyer, gestatten Sie eine Zwischenfrage der
Abgeordneten Koeppen?

Jens Meyer FDP:* Gleiches Recht fur alle. Nein.

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das heilt nein;
alles klar.

Jens Meyer FDP (fortfahrend):* Wir Freie Demo-
kraten werden Ihrer Gesetzesverscharfung nicht
zustimmen. Es ist beschamend, dass Sie die be-
troffenen Burgerinnen und Birgern, die sich in ei-
nem Brief an Sie und auch an uns alle gewandt
haben, nicht einmal horen,

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

bevor hier Tatsachen geschaffen werden. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Ehlebracht von der AfD-Fraktion.

Detlef Ehlebracht AfD: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! Wohn-
raum vor Missbrauch schitzen ist eine gute Sache,
und die AfD-Fraktion unterstitzt das auch. Leer-
stand, zum Beispiel, aus spekulativen Griinden fallt
unzweifelhaft darunter oder die Untervermietung
von Sozialwohnungen zu Wuchermieten, moglichst
noch an Menschen, die ohnehin schon in prekaren
Lagen sind. Das sind alles Dinge, die gehéren un-
terbunden und geahndet, in letzter Konsequenz.
Und dann gibt es Sachverhalte, die wir ein

bisschen differenzierter betrachten muissen, und
da kommen bei Ihnen jetzt die Ferienwohnungen
ins Fadenkreuz. Sie sehen darin eine Gefahr und
wollen ihr mit einem MaRRnahmenkatalog und einer
Verscharfung des Gesetzes begegnen. Das kann
angebracht sein, wobei man in diesen Fallen im-
mer sehr mit Augenmall vorgehen muss. Grund-
satzlich stellt die AfD-Fraktion an dieser Stelle fest,
dass es per se nichts Anriichiges, nichts Dubioses
oder Verwerfliches ist, wenn jemand seine Woh-
nung als Ferienwohnung weitervermietet. Das
klang hier so in der einen oder anderen Debatte
an; es ist weit entfernt davon. Eine Verteufelung
dieses Umstands ist vollig unangebracht. Die Ver-
mietung von Ferienwohnungen ist einfach Be-
standteil des Tourismus und férdert den kulturellen
Austausch,

(Arno Miinster SPD: Dann soll man sie an-
melden!)

eigentlich eine Sache, die allerorten immer gefor-
dert wird. Und es gibt eben Lebensmodelle, die
das zulassen. Alles soll gesharet werden,

(Arno Miinster SPD: Nee, nee, Kollege, so
nicht!)

aber diese Wohnungen nicht? Na gut. Da gibt es
halt verschiedene Messlatten, die man sich dann
aus der jeweiligen Kammer herausholt.

Auch die modernen Mittel, die wir dank der fort-
schreitenden Technik haben und die ermdglichen,
dass solche Ferienwohnungen in entsprechenden
Internetportalen angeboten werden kdnnen, sind
nicht schlecht oder bdse, im Gegenteil, sie bieten
einfach neue Madoglichkeiten des wirtschaftlichen
Handelns. Diesen neuen Techniken sollte man
nicht mit Angst begegnen, sondern sie sollten ge-
fordert werden. Der faire und transparente Wettbe-
werb durch diese Portale, durch diese neuen Mog-
lichkeiten, sollte geregelt werden, aber zugelassen
werden.

Andererseits birgt das Angebot von Wohnungen
als Feriendomizil Risiken, davon sind einige schon
angesprochen worden. So kann niemand ein Inter-
esse daran haben, dass ganze Strallenziige oder
Viertel sich in Feriendomizile verwandeln.

(Arno Miinster SPD: Wo ist denn lhre Gren-
ze?)

Auch kann es nicht sein, dass bei einer Knappheit
von Mietwohnungen Ferienwohnungen in einer na-
hezu unverhaltnismaligen Zahl angeboten wer-
den. Und dann gibt es, wie wir es auch schon ge-
hort haben, die Superschlauen, die meinen, sie
kénnten immer noch mal 'ne Mark nebenbei ma-
chen, am Fiskus vorbei, das sogenannte Schwarz-
geld. Auch da sind lhre diesbezlglich vorgesehe-
nen KontrollmaBnahmen samt der in Aussicht ge-
stellten Strafen uneingeschrankt zu begriiRen.
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Auf der anderen Seite sind wir aber noch immer ei-
ne Gesellschaft, fir die die Freiheit ein hohes Gut
ist, und dazu gehort, dass man Uber sein Eigentum
moglichst uneingeschrankt verfigen sollte. Diese
Freiheit wird hier in Teilen stark reglementiert. So
wurde die Frist der zeitlichen Ausnahmeregelung
drastisch von 24 auf 8 Wochen reduziert. Auf wel-
cher Grundlage geschieht das? Sie haben eben
nach Zahlen gerufen, Herr Minster, auf welcher
Grundlage passiert das hier? Das ist eine willkurli-
che Festlegung. Und auch, wenn eine Sonderrege-
lung méglich ist, deren Handhabung wir noch ab-
warten missen, ob sie praxisgerecht angewandt
wird, sind Sie hier unserer Meinung nach Ubers
Ziel hinausgeschossen. Daher haben wir einen Zu-
satzantrag gestellt, welcher eine Uberpriifung der
zur Abstimmung stehenden Gesetzanderung vor-
sieht, der wir letztendlich mit diesen beschriebenen
Bauchschmerzen, aber unterm Strich zustimmen
werden.

So, und dann kann ich es mir an dieser Stelle nicht
verkneifen zu erwahnen, dass nicht einmal 1 Pro-
zent — ob es jetzt ein Tickchen driber ist oder ein
Tickchen drunter — des aktuellen Mietwohnungsbe-
stands temporar als Ferienwohnung angeboten
wird. Dafur wurde um diese Gesetzesanderung ein
Riesentrara gemacht. Eine Pressekonferenz in
Starbesetzung mit dem Biirgermeister und der Se-
natorin schien nétig, um sie in das rechte Licht zu
ricken. Wenn ich mir das anschaue, frage ich
mich, wie lhre Prioritdtensetzung in der Politik aus-
sieht. Wir haben einen Hafen, der mit Ansage zu-
nehmend den Anschluss verliert und immer noch
Hauptarbeitgeber dieser Stadt ist. Wir haben im
OPNV wichtige Projekte wie die S-Bahn-Verlange-
rung ins Umland, die nicht vorankommen oder sich
dahinschleppen, eine Stadt, die tagtaglich aufs
Neue im Verkehrsstau versinkt, und bei lhnen
kreist der Elefant. Etwas weniger Schaufenster und
mehr Konzentration auf die dicken Bretter dieser
Politik méchte ich hier anmahnen. — Danke.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt der Abgeordnete Dr. Flocken.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos:* Sehr verehrte
Frau Prasidentin, sehr verehrte Volksvertreter, lie-
be Landsleute! Ich wiirde gern das, was vonseiten
der FDP eben sehr zutreffend, aber vielleicht et-
was theoretisch gesagt worden ist, mit ein
bisschen konkretem Leben fiillen. Stellen Sie sich
einmal Leute vor aus Siddeutschland, aus Oster-
reich, aus Ungarn oder Tschechien, die schon oft
im Mittelmeerraum Ferien gemacht haben, aber
noch nie einen Hafen gesehen haben. Und die
wollen einfach einmal ein verlangertes Wochenen-
de machen und billig unterkommen. Ist denn das
so bose? Leute, die beruflich nach Baden-Wdrt-
temberg verschlagen werden, aber ihre Probezeit

noch zu bestehen haben und die deshalb ihre
Wohnung hier nicht aufgeben wollen, oder Paare,
die zusammengefunden haben, die aber noch
nicht genug Vertrauen zueinander haben, als dass
sie jetzt eine Wohnung aufgeben wollen. Alle diese
Leute wirden unter einer solchen Gesetzgebung
leiden, und das ist einfach nicht fair. — Vielen
Dank.

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Senatorin Dr. Stapelfeldt.

Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt: Frau Prasi-
dentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Wenn man mit Vertretern anderer europaischer
Grol3stadte Uber das Thema Wohnen spricht, fallt
immer das Stichwort Airbnb. In den portugiesi-
schen GrofR3stadten wie Lissabon oder Porto ist die
Vermietung von Ferienwohnungen inzwischen so
lukrativ, dass viele Bewohner aus den Stadtzen-
tren verdrangt werden und es grofle Demonstratio-
nen gegen die Ferienwohnungsvermietung gibt.
Viele groRe Stadte haben bereits MalRnahmen er-
griffen — wir haben das in unserer Drucksache
dargestellt —, um diese systematische Missnutzung
von Wohnraum einzuddmmen, und es gibt einige,
die diese MaRnahmen noch planen.

(Beifall bei Farid Miiller GRUNE)

Das ist gut so, und das ist richtig. Es sind Berlin,
London, Paris und Amsterdam, die schon Maf3nah-
men ergriffen haben, und andere, die darlber
nachdenken.

In Portugal, um dieses Beispiel wieder aufzuneh-
men — es ist besonders eklatant —, ist es jetzt mog-
lich, sogenannte kontrollierte Zonen zu schaffen. In
diesen Zonen ist die Ferienwohnungsvermietung
scharf reguliert, um so die weitere Ausbreitung und
die damit verbundenen negativen Effekte fir die
Bevdlkerung sowie die Stadtentwicklung einzu-
dammen.

Ganz generell, und hier wende ich mich auch gern
an Sie, Herr Meyer,

(Jens Meyer FDP: Aber gerne, Frau Stapel-
feldt!)

ist es in diesen Fallen so, dass die Vertretungen
dieser groRen Stadte, ganz einvernehmlich meis-
tens, sich gegen diesen Missstand ausgesprochen
und MaRnahmen beschlossen haben; die Vertre-
tungen vieler groRer europaischer Stadte — nur die
hamburgische FDP ist leider dagegen. Aber so ist
das Leben.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ganz generell: Der strukturelle Missbrauch von
Wohnraum als Ferienwohnung entzieht den Men-
schen dringend bendétigten Wohnraum, treibt die
Preise hoch und hat eine negative Wirkung auf die
betroffenen Quartiere und auf die Nachbarschaf-
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ten. Dabei geht es nicht um die einmalige kurzzeiti-
ge Vermietung der eigenen Wohnung, zum Bei-
spiel, wenn man berufsbedingt im Ausland ist. In
Hamburg war dies, ist dies und wird dies auch wei-
terhin erlaubt bleiben. Aber bei einer Vermietung
von mehr als acht Wochen pro Jahr pro Wohnung
muss grundsatzlich Schluss sein. Hier liegt im Re-
gelfall namlich keine private Zwischenvermietung
vor, sondern es geht um ein Geschaftsmodell, und
dem schieben wir einen Riegel vor.

(Beifall bei der SPD)

Wer seine Wohnung flir mehr als acht Wochen im
Jahr fur Nichtwohnzwecke vermieten moéchte, der
braucht in Zukunft eine Zweckentfremdungserlaub-
nis.

Und das ist nicht das einzige Instrument, das wir
mit der Novellierung des Wohnraumschutzge-
setzes etablieren. Vielleicht noch einmal ganz kurz
an den Kollegen von der CDU: Manchmal hilft Le-
sen. Die Uberschrift dieses Gesetzentwurfes heifdt
"Drittes Gesetz zur Anderung von Vorschriften im
Bereich des Wohnungswesens" — jetzt machen Sie
einmal einen Gedankenstrich —, und auf3erdem hat
der Senat die Gelegenheit genutzt, um zusatzlich
auf Ersuchen der Burgerschaft Antwort zu geben.
Diese Uberschrift entstammt also dem, was die
Birgerschaft selbst entschieden hat. Das haben
wir nur zitiert. Es hat selbstverstandlich nichts da-
mit zu tun, dass wir glauben wirden, dieses Ge-
setz werde das, was wir auf dem angespannten
Wohnungsmarkt erreichen wollen, allein bewerk-
stelligen. Mitnichten.

(Zuruf: Ja, aber Herr Kienscherf glaubt das!)

Und noch eines zu Frau Sudmann: Natirlich ha-
ben wir jetzt entschieden, dass es mehr Personal
geben soll zur Umsetzung dieser Anderung des
Wohnraumschutzgesetzes, aber Personal und die
rechtlich veranderten Mdglichkeiten aufgrund des
Gesetzes gehoren eben zusammen, und nur das
macht es jetzt auch effektiv, was wir vorhaben. Da-
von gehen wir jedenfalls unbedingt aus.

Um den Vollzug und die Kontrolle der gesetzlichen
Regelungen zu erleichtern, nehmen wir in Zukunft
auch die Portale wie Airbnb in die Pflicht. Wir flh-
ren eine Registrierungspflicht ein, eine Pflicht zur
Angabe der Registrierungsnummer bei Anzeigen
und Angeboten fiir bestimmte Nutzungen, damit
leichter nachvollzogen werden kann, wie oft und
wie lange eine Wohnung als Ferienwohnung ge-
nutzt wird. Die sogenannten Diensteanbieter, also
die Portale, werden verpflichtet, nur Angebote zu-
zulassen, die eine entsprechende Registrierungs-
nummer haben. Und wir verscharfen auch die Bu3-
gelder fiir Verstole.

Meine Damen und Herren, zu diesen Pressemel-
dungen, die es heute und gestern gegeben hat: Es
ist richtig, dass Gesprache zwischen verschiede-
nen Behdérden und Airbnb stattgefunden haben,

und wie es bei Verhandlungen ist, haben wir nicht
nur Vorschlage von Airbnb abgelehnt, sondern
auch Airbnb hat unsere, wie ich finde, sehr fairen
Vorschlage abgelehnt. Es wird nun ein Registrie-
rungsverfahren geben, das unblrokratisch ablau-
fen wird, es wird nadmlich IT-gestutzt sein, unmittel-
bar und kostenfrei. Wir begriiRen selbstverstand-
lich, wenn Airbnb unser Ziel eines niedrigschwelli-
gen und unburokratischen Verfahrens teilt, und wir
freuen uns sehr, wenn Airbnb uns dabei unter-
stutzt. Wir sind gern bereit, weiter tGber diese Mog-
lichkeiten zu sprechen.

Als Teil unseres Gesetzentwurfs, darauf ist schon
hingewiesen worden, ist auch eine flir die Kunden
von Airbnb mit keinem zusatzlichen Aufwand ver-
sehene Weitergabe der Daten an die Steuerbehor-
den vorgesehen. Damit kann, wie es unseren Ge-
setzen entspricht, jeder Blrger dann selbst seiner
Steuerpflicht nachkommen.

Mit diesem MalRnahmenpaket wollen wir die Stadt
und die Wohnungen wieder zurtick fir die Hambur-
gerinnen und Hamburger.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir wollen Rahmenbedingungen schaffen flr alle,
die ihre Wohnung kurzzeitig vermieten wollen, aber
auch fur die Plattformbetreiber, die sich gern als
neuen Wirtschaftszweig unter dem Stichwort Sha-
ring Economy darstellen. Meine Damen und Her-
ren, ich denke, dass hier unter diesem Label Sha-
ring Economy ein ganz groRer Etikettenschwindel
betrieben wird. Denn es geht bei diesen Portalen
gerade nicht darum, eine Wohnung zum Zweck
des Wohnens zu teilen — da haben Sie vollstandig
recht —, sondern sie eben fir einen anderen Zweck
zu nutzen. Hier geht es nicht um das Teilen, son-
dern um Umnutzung, und das muss man einmal,
wie ich finde, sehr klar sagen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Auflerdem ein Letztes, meine Damen und Herren,
ganz grundsatzlich: Fur jede Wirtschaft soll und
muss es Rahmenbedingungen geben, und es ist
unsere Aufgabe als Staat, diese zu setzen und auf
ihre Einhaltung zu achten. Das tun wir jetzt mit die-
sem veranderten Wohnraumschutzgesetz, von
dem ich hoffe, dass es eine breite Unterstiitzung
erhalt zum Schutz des Wohnens, zum Schutz der
Nachbarschaften und zum Schutz der Quartiere in
unserer Stadt. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Sudmann von der Fraktion DIE LIN-
KE.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Herr Duge und Frau
Stapelfeldt wollten noch einmal versuchen, den
Eindruck zu erwecken, es sei schon immer genug
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Personal dagewesen. Wir haben in Hamburg tber
900 000 Wohnungen, die es gilt, dann auch quasi
zu kontrollieren und zu gucken, wie viele Wohnun-
gen davon zweckentfremdet werden.

(Dirk Kienscherf SPD: Es sind auch Eigen-
tumswohnungen dabei!)

Anfang 2013, Herr Kienscherf, gab es 10,15 Voll-
zeitdquivalenzstellen fir den Bereich Zweckent-
fremdung. Davon waren nur 9,15 besetzt. Was
glauben Sie, wie viele es Ende 2017 waren, also
gut funf Jahre spater? Da waren es 8,7 Vollzeita-
quivalenzstellen, also eindeutig weniger, und da-
von waren sogar nur sieben Stellen besetzt. Also
zum einen hatten Sie schon relativ wenig Personal,
und die Stellen, die vorhanden waren, waren noch
nicht einmal richtig besetzt. Das heil3t, ich hatte
eindeutig recht mit der Kritik. Sie brauchen mehr
Personal. Und Sie missen doch in lhren Wohn-
raumschutzbericht selbst hinein geschaut haben,
da haben Sie doch die Erfolgszahlen drin, was die-
ses wenige Personal geschafft hat. Sie argumen-
tieren doch nicht nur mit der Verscharfung des Ge-
setzes, sonst wurden Sie sagen, dass das 2013
von lhnen — den GRUNEN und der SPD — befiir-
wortete Wohnraumschutzgesetz schlecht war. Und
es war nach lhren eigenen Worten nicht schlecht,
es war eine gute Grundlage. Also, das war wirklich
eindeutig: zu wenig Personal.

Herr Meyer, Sie haben so wunderschdn beschrie-
ben, wie aus Sicht der FDP ein freier Wohnungs-
markt aussehen wirde. Der wirde sehr gut ausse-
hen fir die Vermieter und Vermieterinnen. Sie
brauchen doch eigentlich nur einmal zu gucken:
Was hat sich verandert seit Anfang der Neunziger-
jahre? Die Wohnungsgemeinnitzigkeit ist weg.
Ganz viele Fesseln, wie Sie jetzt sagen wirden,
sind weg, und dadurch haben wir einen entfessel-
ten Markt mit irre hohen Mieten. Wer sich das wei-
terhin winscht, soll sich hier auch hinstellen und
sagen: Mir ist es doch ganz egal, ob Leute mit we-
nig Geld noch Wohnungen bezahlen kénnen, mir
ist es viel wichtiger, dass die, die viel Rendite ma-
chen kdénnen, gute Bedingungen haben. Das ware
eine ehrliche Aussage, aber es ist eine grundfal-
sche Politik.

(Beifall bei der LINKEN — Jens Meyer FDP:
Das ist dummes Zeug, Frau Sudmann!)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Koeppen von der SPD-Fraktion.

Martina Koeppen SPD:* Frau Prasidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Ich mdchte
noch einmal auf einen Vorwurf eingehen, der hier
genannt worden ist. Es gab schon von der Senato-
rin den richtigen Hinweis, dass das Lesen der
Drucksache dann doch hilft — das hatte uns so
manche Formulierung in mancher Rede erspart.

Es gab den Vorwurf, dass ein grofles Tamtam um
dieses Gesetz gemacht worden sei und es wirklich
grofRe Probleme in Hamburg gebe, die nicht ange-
gangen wurden.

(Beifall bei der CDU — Jérg Hamann CDU:
Richtig!)

Wissen Sie eigentlich, wie vielen alteren Men-
schen, die einen langjahrigen Mietvertrag hatten,
gekindigt wurde? Die sitzen auf der StralRe. Diese
Fernsehberichte, diese Zeitungsberichte gibt es
immer wieder. Und diese Einzelschicksale schei-
nen Sie Uberhaupt nicht zu interessieren, dass die-
se Menschen jetzt in Hamburg eine neue bezahl-
bare Wohnung suchen, weil die Wohnung danach
als Ferienwohnung vermietet wurde. Dieses
Schicksal lasst uns nicht kalt, und deswegen ist
das Gesetz genau richtig. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Dann bekommt
das Wort Herr Duge von der GRUNEN Fraktion.

Olaf Duge GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Ich méchte noch einmal mit ei-
nem hier immer wieder dargestellten Irrtum, wie ich
finde, aufraumen. Es reicht nicht, und das hat es
gezeigt, einfach mehr Personal einzustellen und zu
glauben, man wirde dann ohne weitere Mdglich-
keiten oder Hilfsmittel denjenigen, die in einem
UbermaRigen Mall Wohnungen zu gewerblichen
Zwecken — also fur Tourismus — vermieten, auf die
Schliche kommen. Man muss den Kofferrollern
dann sozusagen hinterherlaufen. Das ist rein mit
mehr Personal lGberhaupt nicht zu leisten. Der Auf-
wand, der so betrieben wird, steht in keinem Ver-
haltnis zu dem, was man dann an Resultaten er-
zielt kann. Und deshalb ist es jetzt eben etwas an-
deres. Weil wir die Meldepflicht einfiihren, weil wir
die technischen Einrichtungen fur die Meldepflicht
haben, kdnnen wir nun mit einer relativ iberschau-
baren Zahl von Personal effektiv arbeiten. Da hilft
auch kein Vergleich mit Berlin, weil die das anders
machen, sondern da muss man sehen, wie man in
dieser Kombination von einem effektiven System
und einer Uberschaubaren Zahl von Personal zu
Resultaten kommt, die dann auch entsprechend
wirkungsvoll sind und die uns hoffen lassen, dass
wir das darUber unter Kontrolle bekommen. Das ist
der richtige Weg.

Und noch ein Zweites, zu der Zahl. 9 000 Wohnun-
gen allein bei Airbnb, da frage ich die FDP: Ist das
eine Lappalie fur Sie, 9 000 Wohnungen?
9 000 Wohnungen fir vielleicht 20 000 Menschen?
Das ist das, was wir in einem Jahr etwa an Bauvo-
lumen haben. Da geht doch jedes Verhaltnis verlo-
ren, wenn Sie glauben, dass diese 9 000 Wohnun-
gen etwas sind, was so als Marginalie einfach da-
hingeworfen wird. Da habe ich ein anderes Ver-
standnis.
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(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Meyer von der FDP-Fraktion.

Jens Meyer FDP:* Ich muss erst einmal einen
Schluck trinken auf den Schock hier. — Herr Duge!
9 000 Airbnb-Wohnungen. Wollen Sie uns ernst-
haft erzahlen, dass, wenn es Airbnb nicht gébe,
diese 9 000 Falle, nenne ich sie einmal, als zusatz-
licher Wohnraum dem Markt zur Verfligung stehen
wirden? Das ist doch absurd.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Frau Senatorin Stapelfeldt, ich finde es schon be-
merkenswert, dass Sie sich hier hinstellen und in
einer absoluten Schwarz-Weif3-Betrachtung und im
Grunde der gleichen Uberlegung wie Herr Duge
den Eindruck erwecken, als gebe es nur die bésen
Airbnb-Zweckentfremder oder irgendwie Men-
schen, die redselig ihre Mietwohnungen bewoh-
nen. Das ist doch nicht wahr, und das wissen Sie
doch auch. Wenn Sie Gesprache geflihrt haben
mit den Beteiligten, dann wissen Sie, dass ein sehr
groler Anteil der Airbnb-Nutzer zum Beispiel gar
nicht die ganze Wohnung, sondern ein Gastezim-
mer oder ein Schlafzimmer zeitweilig vermietet.
Wie kommen Sie dazu, festzulegen und zu be-
haupten, wer langer als acht Wochen eine Unter-
vermietung in dieser Weise betreibt, der betreibe
Zweckentfremdung? Das ist doch eine vollig will-
kirliche Festlegung, die Sie getroffen haben mit Ih-
rem Senat, die aber der Lebenswirklichkeit der
Menschen tberhaupt nicht gerecht wird.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Weil nun einmal in einer digitalisierten Welt, in der
wir inzwischen schon seit geraumer Zeit leben und
in der wir viele Dinge sharen, um es einmal Neu-
deutsch zu sagen, eben auch Wohnraum auf diese
Weise gesharet wird und wir es an dieser Stelle
gar nicht mit Zweckentfremdung zu tun haben.
Sondern es gibt Hamburgerinnen und Hamburger,
die reisen nach Lissabon und wohin auch immer
und nutzen Gastezimmer von anderen Menschen,
und andere Menschen tun das hier. Das ist nichts
Bdses, nichts Verbotenes, und vor allen Dingen
wird die Unterbindung dieses Phanomens keinen
Wohnraum schaffen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Wolf von der CDU-Fraktion.

Dr. Jens Wolf CDU: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Es ist schon sehr verwunderlich,
wie viel dumm Tich, wie der Hamburger sagen
wirde, erzahlt wird in dieser Debatte. Frau Sud-

mann will uns weismachen, dass die Ferienwoh-
nungen verantwortlich sind dafir, dass viele arme
Mieter ihre Wohnungen verlieren. Ich glaube, das
trifft nicht zu.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Woher wollen
Sie denn das wissen, dass das nicht
stimmt?)

Und die FDP will uns weismachen, dass hier nur
Menschen ihr kleines Zimmerchen mal unterver-
mieten, um nette Menschen aus anderen Teilen
der Welt aufzunehmen.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Das hat er so gar nicht gesagt! Auch!
Sie haben nicht zugehort!)

Meine Damen und Herren! Wenn man schon Air-
bnb glauben méchte, dann schauen wir doch ein-
mal hier hinein in diese Untersuchung, die Airbnb
selbst uns geschickt hat. Was wird denn angebo-
ten? Da heildt es in der Analyse der Inserate pro
Gastgeber: eine gesamte Unterkunft — ich sage es
noch einmal, das ist ein anderes Wort fir die gan-
ze Wohnung —, 95 Prozent. Das sind nicht die klei-
nen Zimmer, die ein Student anbietet, weil er nette
Studenten aus anderen Teilen der Welt kennenler-
nen mdchte, die er fir ein paar Tage bei sich woh-
nen ldsst. Die FDP nimmt immer fur sich in An-
spruch, so viel von Wirtschaft zu verstehen,

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein

FDP: Tun wir auch!)

aber leider, Herr Meyer, haben Sie das gesamte
Businessmodell von Airbnb nicht verstanden.

(Jens Meyer FDP: Ach!)

Und Sie haben auch nicht verstanden, was die Mo-
tivation ist, hier Wohnungen insgesamt als Ferien-
wohnung zur Verfligung zu stellen.

(Daniel Oetzel FDP: Meinen Sie, da will je-
mand Geld verdienen?)

Wenn Sie sich heute gesetzmaflig verhalten, kon-
nen Sie am Wohnungsmarkt maximal noch eine
Rendite erzielen von knapp unter 3 Prozent. Rech-
nen Sie einmal die Preissteigerungen rein und
rechnen Sie die Finanzierungskosten rein; das
lohnt sich nicht wirklich. Wenn Sie eine Ferienwoh-
nung vermieten und sie ganzjahrig anbieten Uber
Portale wie Airbnb und Booking.com, die ja hier
auch mit einbezogen werden, oder andere Portale,
die es zahlreich gibt, dann reichen Ihnen auch we-
niger als 180 Tage bei dem, was Sie da pro Tag
nehmen. Eine Wohnung in Winterhude zum Bei-
spiel. Kann ich ja mal gucken, ist mein Wahlkreis.
Habe ich gemacht. Da zahlen Sie schon mal
150 bis 200 Euro dafiir, wenn die einigermalen
eingerichtet ist. Aber pro Tag. Das rechnen Sie mal
hoch, wie viele Tage Sie dann vermieten missen
im Jahr, um mehr zu verdienen, als wenn Sie diese
Wohnung am Wohnungsmarkt fur eine Miete zur
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Verfigung stellen, die dem Mietenspiegel ent-
spricht. Das ist die Okonomie, die dahintersteht,
und das ist dann wirklich Zweckentfremdung.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Wenn das in einer Weise geschieht, dass derjeni-
ge dies offiziell anmeldet und sich registrieren Iasst
— das war ja der Gedanke unseres Antrags —, dann
soll das auch weiterhin so geschehen. Und natr-
lich soll auch die Untervermietung von Fremden-
zimmern fir ein paar Tage nebenbei moglich sein,
und wenn jemand acht Wochen im Jahr im Urlaub
ist — die meisten haben nur finf oder sechs Wo-
chen Urlaub —, dann soll auch derjenige seine
Wohnung weiter vermieten kdénnen. Das ist alles
nicht ausgeschlossen. Was aber ausgeschlossen
werden soll, ist die gezielte gewerbliche Zweckent-
fremdung, der Entzug von Wohnraum aus dem
Wohnungsmarkt rein in die Ferienwohnungsver-
mietung. Und das ist das, was Airbnb als Ge-
schaftsmodell massiv fordert. Das wollen wir in die-
ser Stadt unterbinden, weil es dem Wohnungs-
markt nicht guttut.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Meine Damen und Herren, jetzt habe ich viel von
dumm Tich geredet, aber ich muss Frau Koeppen
einmal loben. Sie hat eine wahre Sache gesagt.
Sie hat namlich gesagt, was hier zitiert wurde mit
dem groflen Trommelwirbel und dem Brimborium
um diesen Antrag,

(Glocke)

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Entschuldigen Sie ...

Dr. Jens Wolf CDU (fortfahrend): das sei ja viel-
leicht so nicht so gewesen. Allein dass Sie das zi-
tiert haben, zeigt, dass Sie selbst genau wissen,
was Sie da gemacht haben. Und, Frau Stapelfeldt,
wenn Sie von dem gesamten Text, mit dem Ihr An-
trag Uberschrieben ist, nur die erste Zeile vorlesen,
dann ist das natirlich zu wenig. Ich habe mir die
Mihe gemacht, das einmal zu Ende zu lesen, und
dann hort es sich tatsachlich so an wie: Jetzt ha-
ben wir die Loésung fur die Probleme am Woh-
nungsmarkt. Meine Damen und Herren! Ich habe
es gesagt, Frau Koeppen hat es zitiert: Das ist
nicht die Lésung der Probleme. Es ist ein kleiner,
ein wichtiger Baustein, aber I&ngst nicht alles.

Deswegen: Machen Sie weiter und l6sen Sie wirk-
lich die Probleme am Wohnungsmarkt. Gehen Sie
da ran.

(Dirk Kienscherf SPD: Ja, machen wir!)

Aber versuchen Sie nicht, den Eindruck zu er-
wecken mit groRen Pressekonferenzen und riesen-

groRen Uberschriften, Sie hatten es jetzt mit die-
sem Antrag gepackt. — Danke.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Ich sehe keine
weiteren Wortmeldungen mehr. Doch. Frau Koep-
pen von der SPD-Fraktion bekommt nun das Wort.

Martina Koeppen SPD:* Frau Prasidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Das kann man
nicht einfach so stehen lassen. Erst einmal haben
Sie mich falsch zitiert, und da wirde ich dann viel-
leicht doch noch einmal empfehlen, dass Sie das
nachlesen, damit Sie es richtig zitieren kdnnen.
Aber weswegen haben wir denn solche Probleme
am Wohnungsmarkt? Weswegen ist es denn so?
Weil Sie jahrelang als CDU-Senat

(Zurufe von der CDU)

vergessen haben, den Wohnungsbau zu fordern.
Genau deswegen.

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU)
Und das bringen wir jetzt wieder in Ordnung.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: So, wenn man
mich dann hoéren kann, wirde ich gern sagen: Es
gibt keine weiteren Wortmeldungen mehr, sodass
wir zu den Abstimmungen kommen kénnen.

Wer also mdchte sich zunachst der Empfehlung
des Stadtentwicklungsausschusses anschlief3en
und das Dritte Gesetz zur Anderung von Vorschrif-
ten im Bereich des Wohnungswesens aus der
Drucksache 21/14113 beschlieBen? Der moge
jetzt die Hand heben. — Wer ist dagegen? — Wer
enthalt sich? — Das ist mit grofler Mehrheit ange-
nommen.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Haus? — Den sehe ich nicht.

Wer will das soeben in erster Lesung beschlosse-
ne Gesetz auch in zweiter Lesung beschlieRen?
Den bitte ich jetzt um das Handzeichen. — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Damit ist das Gesetz
in zweiter Lesung und somit endgultig beschlossen
worden.

Wir kommen dann noch zur Abstimmung Gber den
AfD-Antrag aus der Drucksache 21/14630.

Wer diesen annehmen mochte, den bitte ich um
das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
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gen? — Damit ist der Antrag mit groRer Mehrheit
abgelehnt.

Punkt 14 unserer Tagesordnung, Unterrichtung
durch die Prasidentin: Blirgerschaftliches Ersuchen
vom 16. Mai 2018: "Akademische Hebammenaus-
bildung in Hamburg".

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Biirgerschaftliches Ersuchen vom 16. Mai 2018:
"Akademische Hebammenausbildung in Ham-
burg" — Drs. 21/12902

— Drs 21/14426 -]

Hier sind alle Ubereingekommen, dass wir auf die
Debatte verzichten werden, und ich stelle fest,
dass die Birgerschaft von der Drucksache
21/14426 Kenntnis genommen hat.

Wir kommen zum Punkt 42 der Tagesordnung, An-
trag der SPD- und GRUNEN Fraktionen: Haus-
haltsplan-Entwurf 2019/2020, Einzelplane 1.2 und
8.1: Die Zukunft des Sports starken — Fortsetzung
und Aufstockung der Mittel fir die Sportstattensa-
nierung und fur Manahmen des Masterplans Ac-
tive City — Mittel aus dem Sanierungsfonds Ham-
burg 2020 bereitstellen.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Haushaltsplan-Entwurf 2019/2020, Einzelplane
1.2 und 8.1

Die Zukunft des Sports stirken — Fortsetzung
und Aufstockung der Mittel fiir die Sportstat-
tensanierung und fiir MaBnahmen des Master-
plans Active City — Mittel aus dem Sanierungs-
fonds Hamburg 2020 bereitstellen

— Drs 21/14524 -]

Diese Drucksache__ mochten die Fraktionen der
SPD und der GRUNEN an den Sportausschuss
Uberweisen.

Wird das Wort gewlinscht? — Frau Juliane Timmer-
mann von der SPD-Fraktion bekommt es, und ich
sage schon einmal vorbeugend: Es ist zu laut.

Juliane Timmermann SPD:* Vielen Dank, Frau
Prasidentin. Sehr geehrte Damen und Herren! Zu-
satzliche 10,5 Millionen Euro fir die Sportinfra-
struktur, mit dieser Rekordférderung setzen wir ein
Zeichen fir den Hamburger Sport.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

In einer gemeinsamen Kraftanstrengung haben
Birgerschaft und Senat ein auRerordentliches Pa-

ket geschnirt, das der gesamtgesellschaftlichen
Bedeutung des Sports gerecht wird.

Seit letzter Woche ist Hamburg Global Active City;
herzlichen Glickwunsch. Hamburg wurde ausge-
zeichnet, weil die Stadt sich vorbildlich fiir einen
aktiven und gesundheitsbewussten Lebensstil ihrer
Bewohnerinnen und Bewohner einsetzt. Dafir
braucht es Orte: den Sportplatz, die Sporthalle, die
Grinanlage, den 6ffentlichen Raum. In den letzten
sieben Jahren sozialdemokratischer Sportpolitik
sind wir bei der Modernisierung, Sanierung und
beim Neubau von Sportstatten ein ganzes Stlick
vorangekommen.

Die oben genannte Zertifizierung ist fur uns Aus-
zeichnung und Ansporn. In fiinf wesentlichen
Punkten wollen wir daher in den nachsten zwei
Jahren neben der Regelférderung zusatzliche Gel-
der bereitstellen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Erstens: 3,2 Millionen Euro sind fiir die Sanierung
vereinseigener Anlagen vorgesehen. Der Hambur-
ger Sportbund unterstitzt die Vereine bei der Sa-
nierung ihrer eigenen Sportstatten. Die Vereine
nehmen viel Geld in die Hand, um moderne und
gut ausgestattete Anlagen vorzuhalten. Diese er-
folgreiche Arbeit unterstitzen wir.

Zweitens: 2,6 Millionen Euro fir Mallnahmen im
Bereich Masterplan Active City. Ob Bewegungsin-
sel, Sportprogramm fur alle, Sportstatten und vie-
les mehr, wir wollen bis 2024 den Masterplan um-
setzen. Dazu sind unser Beitrag diese 2,6 Millio-
nen Euro, die fir den Masterplan vorgesehen sind.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Drittens: 1,5 Millionen Euro fir die Absicherung
des Vereinssports in vom Schulbetrieb abgemiete-
ten Sporthallen; ein immer wieder argerliches und
schwieriges Thema, besonders an den betroffenen
Standorten. Wir arbeiten an einer strukturellen L6-
sung, und bis dahin wollen wir mit dieser Summe
den betroffenen Vereinen fiir die Weiternutzung ih-
rer Sporthalle Sicherheit und Verlasslichkeit bie-
ten — eine gute Investition.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Viertens: 1,2 Millionen Euro fir Infrastrukturbedarfe
des Vereinssports in Schulsporthallen. Viel wurde
schon zu dem Konstruktionsfehler bei Schulbau
Hamburg gesagt. Doch in den letzten Jahren hat
sich herausgestellt, dass mit dem Beirat und mit
den Geldern, die wir immer wieder bereitgestellt
haben, die Vereinsbedarfe abgebildet wurden. Und
auch hier wollen wir wieder einen Beitrag leisten,
namlich fir Sichtblenden und Prallschutz und alles
das, was der Sportverein nachmittags braucht, um
genau diese Sportstatten zu nutzen. Auch hier ei-
ne weitere gute Investition fir den Hamburger
Sport.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/14426
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/14524
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(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Und fiinftens: 2 Millionen Euro geben wir zusatzlich
fur die Bezirkssportanlagen aus. Deren Pflegezu-
stand haben wir in den letzten Jahren von 4 bis
6,5 Prozent, je nach Anlagentyp, verbessert. Bei
den Grol3spielfeldern beispielsweise haben wir
mittlerweile Uber ganz Hamburg einen Prozentwert
von 88 Prozent erreicht. Das entspricht einem
durch die Bank weg guten Zustand. Das ist ein gu-
ter Prozess, und hier machen wir weiter.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die SPD hat in den letzten sieben Jahren die Sport-
infrastruktur sehr gut weiterentwickelt. Die erste
vollinklusive Halle steht in Hamburg. Der Ausbau
der barrierefreien und -armen Sporthallen schreitet
voran. Aus der Blumenhalle wurde eine Heimat der
Towers, die Hamburger Sportplatze haben, wie ge-
sagt, einen Pflegezustand von 88 Prozent,
Parksport, Bewegungsinseln, Skaterflachen und
vieles mehr, diese Liste wirde sich beliebig fortflh-
ren lassen.

Wir haben mit den Akteuren im Sport, der Deka-
denstrategie und dem Masterplan Hamburg zur
Global Active City gemacht. Mit der Rekordsumme
von 10,5 Millionen Euro gehen wir diesen erfolgrei-
chen Weg weiter und werden so die Sportstatten
nachhaltig verbessern. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN —
Prasidentin Carola Veit Gbernimmt den Vor-
sitz.)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Herr
Kreuzmann fir die CDU-Fraktion.

Thomas Kreuzmann CDU:* Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Um es vorauszu-
schicken an die SPD- und GRUNEN Fraktionen:
Auch wir werden einer Uberweisung an den Aus-
schuss zustimmen. Allerdings mdchte ich Ihnen ei-
ne kleine Korrektur vorschlagen. Sie haben in lhrer
heutigen Pressemitteilung verlauten lassen, dass
wir heute beschlielen. Das stimmt sachlich nicht;
wir Uberweisen und ein Beschluss kommt spater.
Ohne jetzt schulmeisternd zu sein, schauen Sie
einmal ein bisschen genauer in lhre Pressemittei-
lungen hinein, die Sie verdffentlichen.

(Beifall bei Dennis Gladiator CDU)

Zum Antrag selbst. Damit fangen Sie jetzt an, aus
dem Sanierungsprogramm 2020 Gelder herauszu-
nehmen, um Wohltaten in die Sportlerlandschaft zu
verteilen — alles im Hinblick auf womdglich anste-
hende Wahlkampfe und Wahlen im nachsten
Jahr —, und dann, und das mdge bitte ironisch be-
trachtet werden, den Senat fir seine tolle Arbeit zu
loben.

(Beifall bei Markus Schreiber SPD)

Das haben Sie eben gemacht, und das stimmt so
nicht, das werde ich in weiteren Bereichen noch
einmal begriinden. Denn das, was hier passiert, ist
Stlickwerk, alles andere als Masterplan Active City,
der letztendlich ein Maf3lnahmenplan ist und keine
grofRe strukturelle Planung. Es ist Stiickwerk.

Zum anderen muss man dafiirhalten: Es lenkt auch
ein Stuckchen von der Tatsache ab, dass wir die
Sportlandschaft seit vielen Jahren chronisch unter-
finanziert sehen. Und der organisierte Sport leidet
darunter. Sie feiern hier den Senat ab — der Sport-
fordervertrag oder seine Verhandlung werden
blockiert. Alle zwei Jahre stehen wir vor dem glei-
chen Problem, dass wir in schon fast ritualisierte
Verhandlungen ubergehen und am Ende der Kette
nicht einmal ein Betriebskostenausgleich der letz-
ten Jahre oder ein Tarifsteigerungsausgleich der
letzten Jahre stattgefunden hat. Auch heute wird
dieser Bereich immer noch blockiert. Wir hatten im
Juni eine Debatte, bei der die FDP einen Antrag
zum Sportfordergesetz gestellt hat. Dort wird
blockiert. Machen Sie endlich Ihre Hausaufgaben,
Herr Senator, und wirdigen Sie die Akteure des
Sports und der Verbande fir ihren Einsatz. Dann
sprechen wir uns hier wieder.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Prasidentin Carola._Veit: Frau Blomeke bekommt
das Wort fiir die GRUNE Fraktion.

Christiane Blémeke GRUNE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Es ist nun einmal so,
dass es Antrage gibt, die einfach gut sind und bei
denen auch die Opposition eigentlich nicht anders
kann als zustimmen — verbal zumindest, auch
wenn wir heute noch nicht den Antrag verabschie-
den — oder zumindest das als gut zu benennen,
was gut ist. Und wenn die Opposition das nicht
kann oder nicht will, dann wird krampfhaft ver-
sucht, irgendwo etwas herzunehmen, was man
doch noch kritisieren kann.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Das ist lhnen ja vollig fremd, Frau BIl6-
meke!)

Ich meine, ich hatte mich an dieser Stelle auch ein-
fach gefreut, Herr Kreuzmann, wenn Sie gesagt
hatten: Wow, 10,5 Millionen Euro fir den Sport.
Das haben wir, CDU, noch nie geschafft. Aber Rot-
Grin hat es jetzt gemacht.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Merkt euch diesen Satz!)

Ich denke, das ist ein Zeichen fiir den Sport. Und
das ist kein Stickwerk. 10,5 Millionen Euro sind
doch kein Stickwerk fur den Sport. Also, da bin ich
etwas irritiert von lhrer Rede, Herr Kreuzmann. Ich
glaube, das ist ein sehr deutliches Signal, welchen
hohen Stellenwert der Sport fiir diese Regierung
hat. Und da muss ich Kollegin Timmermann viel-
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leicht noch die GRUNEN etwas nahebringen; sie
sprach, das haben Sie alle gehort, von den Sozial-
demokraten, sie hat auch heute ihre rote Jacke an.
Aber ich will sagen: Das war ein rot-griiner Antrag,

(Zuruf: Das war ein roter Antrag mit 'nem
grinen Anbau!)

und diese 10,5 Millionen Euro zeigen einen sehr
hohen Stellenwert des Sports fur die Regierung in
dieser Stadt.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich méchte noch einmal klarmachen: Die 10,5 Mil-
lionen Euro sind zusatzlich zur Grundférderung.
Naturlich haben Sie recht, auch ich wiinsche mir
eine Einigung im Sportférdervertrag; ich bin zuver-
sichtlich und hoffe, dass wir dort hinkommen. Aber
ich will noch einmal deutlich betonen, dass das ei-
ne zusatzliche Summe zur Grundférderung ist.
Und deswegen noch einmal, Herr Kreuzmann: Das
ist kein Stlickwerk.

Dieses Geld ist sehr gut angelegt. Wir investieren
hier in die Lebensqualitdt der Menschen. Sport ist
langst nicht nur mehr Bewegung, sondern Sport ist
Integration, ist Inklusion, ist Wohlfihlen in dieser
Stadt und ist mehr Lebensqualitat. Und deswegen
ist das Geld in der Stadt ausgesprochen gut aufge-
hoben im Sport, der in so viele Bereiche hineinragt.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Im Einzelnen hatte Kollegin Timmermann die Sum-
men schon genannt. Ich will das jetzt nicht wieder-
holen, das kénnen Sie in unserem Antrag oder in
der Pressemitteilung nachlesen. Aber wir héren
gleich noch den Beitrag der LINKEN, die immer
wieder gern in die Richtung gehen: Oh nein, Rot-
Grin fordert immer nur den Spitzensport.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Wenn's mal so ware!)

Ich bin sehr gespannt auf lhren Beitrag, Herr Yildiz,
weil ich mir nicht vorstellen kann, dass Sie sagen,
5,9 Millionen Euro, die wirklich ausschlieBlich in
den Breitensport gehen, seien gar nichts. Und im
Ernst, auch Active City — das habe ich schon oft
versucht, lhnen zu sagen — investiert in Bereiche,
die fur jeden in dieser Stadt nutzbar sind. Wenn ich
an beleuchtete Joggingstrecken denke oder an,
was weil} ich, BMX-Touren irgendwo, das sind al-
les Dinge, die flr jeden Menschen in dieser Stadt
nutzbar sind. Und am Ende brauchen wir auch
grol3e Veranstaltungen in dieser Stadt.

Ich finde, man kann es ruhig noch einmal sagen:
Dass Hamburg die Auszeichnung als Global Active
City bekommen hat, ist etwas, was nicht nur
deutschlandweit Beachtung findet, sondern welt-
weit. Das ist ein sehr positiver Schritt fur diese
Stadt, die weit Uber unsere Grenzen hinaus leuch-
ten wird im Sport.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Am Ende will ich noch einmal sagen: Alle Men-
schen dieser Stadt profitieren von dieser Investition
in den Sport.

(Dennis Gladiator CDU: Ich nicht!)

Zusammen mit dem, was in den Aufstockungen im
Haushaltsplan ohnehin schon eingestellt ist, nam-
lich 2,36 Millionen Euro fiir die Bezirkssportanla-
gen, sind es, Herr Gladiator, wenn ich lhnen das
noch einmal vorrechnen kann, Uber 14 Millionen
Euro fir den Sport. Ich sehe die Freude in lhrem
Gesicht. Das freut mich.

(Heiterkeit)
Ich warte dann auf die Zustimmung im Ausschuss.
(Zuruf von Dennis Gladiator CDU)

— Wir kénnen gern mal zusammen Sport machen.
Mal sehen, ob Sie mithalten kénnen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Herr Yildiz bekommt das
Wort fiir die Fraktion DIE LINKE.

Mehmet Yildiz DIE LINKE:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Frau Blomeke, vorweg: Wir
werden diese Uberweisung unterstitzen.

Zu den Themen, die Sie angesprochen haben,
empfehle ich Ihnen, die Protokolle des Sportaus-
schusses zu lesen. Genau das, was wir jetzt stan-
dig thematisieren: Als Active City Thema war, ha-
ben wir das damals vorgeschlagen. Das, was da
umgesetzt worden ist, ist ein Beschluss, der schon
seit Langem vorhanden ist. Jetzt kommt konkret
Geld. Damals haben wir gesagt: Sie kénnen nicht
etwas beschlielRen, wenn kein Geld daflr bereitge-
stellt wird, um auszubauen.

(Christiane Blémeke GRUNE: Das ist doch
schon! Ist doch jetzt!)

— Damit wollte ich Sie bestarken. Sie bewegen
sich, und das unterstiitzen wir.

(Beifall bei Sabine Boeddinghaus DIE LIN-
KE — Christiane Blémeke GRUNE: Das no-
tieren wir, das ist das erste Mal!)

— Nein, nein, nein. Dann lesen Sie bitte die Proto-
kolle des Ausschusses.

Als ich den Antrag gesehen habe, dachte ich, da
kame jetzt etwas zum Sportférdervertrag, dass der
Senat sich mit dem HSB und dem Hamburger Ful3-
ball-Verband geeinigt hat. Dazu ist leider nichts ge-
kommen. Ich winsche mir, dass der Senat in den
weiteren Verhandlungen — es geht um Uber
500 000 Euro, nicht mehr und nicht weniger — eine
Einigung erzielt. Herr Kreuzmann hat es angespro-
chen, die Art des Sportférdervertrags muss sich
andern. Entweder muss ein Sportférdergesetz oder
eine Globalrichtlinie Sport eingefihrt werden, damit
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der Sport eine dauerhafte Perspektive bekommt
und nicht immer als Stiefkind behandelt wird, son-
dern die Sportvereine Planungssicherheit haben.

(Beifall bei Sabine Boeddinghaus DIE LIN-
KE)

Zu den Punkten, die Sie in lhrem Antrag themati-
sieren und dann im Petitum ausfiihren, bezogen
auf die Zusammenarbeit von Schulsporthallen und
Sportvereinen. Ich finde es gut, dass Sie sich nach
Jahren — wir habe es schon damals bei der CDU
thematisiert — jetzt einen Ruck gegeben haben und
anerkennen, dass auch fir Schulsporthallen in Ko-
operation mit den Vereinen Gelder bendtigt wer-
den. Denn auf der einen Seite entscheidet die In-
nenbehérde Uber den Bereich allgemeine Sport-
hallen, aber Gber Schulsporthallen entscheidet die
Schulbehérde. Und da findet wenig Kooperation
statt, der eine schiebt das Problem auf den ande-
ren. Hier muss endlich eine konkrete Losung her,
dass auch die Innenbehdrde Gelder bereitstellt flr
diese Kooperationen.

Wir werden dies im Ausschuss weiter thematisie-
ren. lhr Problem ist, dass Sie politisch langfristig
keine Planung haben. Das alles kénnen Sie auch
in den Haushaltsplan einflieRen lassen; Sie hatten
es uns im Haushaltsplan-Entwurf vorlegen kénnen.
Mit diesen stéandigen zusatzlichen Antrégen versu-
chen Sie letztendlich, flr sich Werbung zu ma-
chen. Das macht deutlich: Sie haben sportpolitisch
keine langfristige Planung, sondern bringen stan-
dig sporadisch Sachen auf den Tisch, die wir
schon seit Langem thematisiert haben. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Fir die FDP-Fraktion hat
Herr Oetzel das Wort.

Daniel Oetzel FDP:* Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Es wird Sie viel-
leicht nicht Uberraschen, dass wir das Ganze et-
was anders sehen als die Kollegen der Fraktionen
von Rot-Grin. Selbstverstandlich werden auch wir
am Ende des Tages die Uberweisung an den
Sportausschuss unterstitzen, aber trotzdem gibt
es an dieser Drucksache noch einige Dinge zu
meckern und einige Dinge, Frau Bldmeke, wo man
wirklich nicht einfach sagen kann: Das ist eine gute
Drucksache. Naturlich ist die Drucksache an sich
gut, wir freuen uns, wenn Geld fur den Sport akti-
viert wird. Die Frage ist allerdings, warum diese
Drucksache Uberhaupt notwendig ist und warum
Drucksachen dieser Art eigentlich seit Jahren je-
des Jahr notwendig werden. Wir haben es namlich
im Sport alle Jahre wieder so, dass Sie bei der
Aufstellung der Haushalte derart klaffende Liicken
im Haushalt hinterlassen, dass dann hinterher Din-
ge immer nachgesteuert werden mussen. All diese
Dinge, die jetzt bei Ihnen aufgefihrt sind, sind Din-

ge, die auch in der Vergangenheit immer wieder
durch Einmalzahlungen nachgesteuert werden
mussten. Der einzige Unterschied ist, dass Sie
jetzt sogar schon vor Beschluss des Haushalts
— sonst war es immer erst unterjahrig — mit solch
einer Drucksache um die Ecke kommen, weil Sie
es offenbar nicht mehr abwarten konnten, sich hier
daflr abzufeiern.

Dieses Problem des permanenten Nachsteuerns
geht auch aus |hrem Antrag selbst sehr schén her-
vor, allein schon durch die Tatsache, dass Sie zwei
Zeilen in lhrem Antrag brauchen, nur um die gan-
zen Nachsteuerungsdrucksachen zu zitieren, die in
den letzten drei, vier Jahren hier beschlossen wor-
den sind. Das ist nicht eine ganz tolle Leistung,
sondern Sie sollten sich vielleicht einmal Uberle-
gen, warum Sie das nicht endlich einmal in die Re-
gelférderung einflieRen lassen.

(Beifall bei der FDP und der CDU — Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr
Oetzel, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Miller?

Daniel Oetzel FDP:* Ja.
Prasidentin Carola Veit: Herr Miller.

Zwischenbemerkung von Farid Miiller GRUNE:*
Ich wollte nur einmal etwas sagen zu lhrer Kiritik,
wir wirden da immer nachsteuern. Sie wissen, und
Sie sind ja auch gestern erst im Haushaltsaus-
schuss gewesen, wir haben zweijahrige Haus-
haltsplane. Manche Sachen lassen sich nicht — mit
der Vorplanung in den Behdérden und dann mit
zwei Jahren Vorlauf — so einpassen; das Leben ist
manchmal ein bisschen komplizierter. Deswegen
bitte ich Sie, das jetzt nicht als zentralen Kritik-
punkt zu nehmen, sondern einfach als Punkt zu
nehmen, wir steuern dann nach, wenn die realen
Zahlen auf dem Tisch liegen.

(Thomas Kreuzmann CDU: Weil Sie nicht
gestalten!)

Daniel Oetzel FDP (fortfahrend):* Ja, Herr Miller,
Ihre Zwischenfrage in allen Ehren, die war sicher
gut gemeint, aber ich muss leider sagen, dass das
offenbart, dass Sie entweder die Drucksache nicht
gelesen haben oder gar nicht wissen, worum es in
dieser Debatte eigentlich geht.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Ich gehe jetzt hier einmal durch die einzelnen
Punkte Ihres Antrags durch und werde bei jedem
einzelnen Punkt sagen, warum l|hre Frage leider
gerade nicht so sinnvoll war.

Der erste Punkt: Sie wollen weitere Mittel bereit-
stellen fUr vereinseigene Anlagen. Das ist ange-
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sichts des unglaublich hohen Sanierungsbedarfs
der vereinseigenen Anlagen eine Regelaufgabe,
zu der Sie schon seit Jahren immer neue Gelder
bereitstellen, immer wieder Einmalzahlungen. Ge-
nau das Gleiche passiert jetzt. Und, Herr Miller,
wenn Sie sagen, dass das eine Sache sei, die man
nicht hatte erwarten kénnen, dann empfehle ich Ih-
nen die ganzen Drucksachen zu lesen, die Sie
selbst in diesem Antrag zitieren. Sie machen hier
namlich genau das Gleiche, was Sie in den letzten
Jahren schon zigfach vorher gemacht haben. Also
wieder nur eine Einmalfinanzierung fur einen ei-
gentlich vorhandenen Regelbedarf, den Sie eigent-
lich erkannt haben mussten.

Zweitens: der Masterplan Active City. Der ist nun
wirklich nicht vom Himmel gefallen. Beim Master-
plan Active City werden regelmaflig Drucksachen
nachgeschoben, damit wir die hier immer im Ein-
zelnen debattieren und Sie sich immer wieder lo-
ben lassen kdnnen, wie toll es ist, dass Sie einen
weiteren Aspekt Ihres Plans auch wirklich durchfi-
nanzieren. Herr Miller, erzahlen Sie mir nicht,
dass Sie diesen Finanzierungsbedarf Masterplan
Active City negieren. Der ist schon vor Jahren ab-
solut sichtbar gewesen, da wirden mir nicht einmal
Frau Blémeke und Frau Timmermann widerspre-
chen.

(Beifall bei der FDP und der CDU — Farid
Miiller GRUNE: Sie sind doch der Erste, der
kritisiert, wenn die Zahlen nicht stimmen und
wenn man sich verrechnet! — Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr
Oetzel, gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage
von der Abgeordneten Timmermann?

Daniel Oetzel FDP:* Ja.
Prasidentin Carola Veit: Frau Timmermann.

Zwischenbemerkung von Juliane Timmermann
SPD:* Ich gebe Ihnen an dem Punkt in Teilen recht
insoweit, als dass wir bisher beim Masterplan Ac-
tive City keine eigenen Mittel haben. Aber der
Grund dafiir ist unsere Idee, die sich im Sport auch
immer wieder abbildet, dass wir von einer Quer-
schnittsaufgabe ausgehen, die zwar in der BIS
hauptverantwortlich organisiert ist, die aber, ob es
bei Schwimmbadern, BUE, im Bereich Schule oder
im Bereich Finanzbehdrde, in allen méglichen Be-
hérden wiederzufinden ist. Genau deswegen, und
das haben wir lhnen schon mindestens dreimal
versucht zu erklaren, versuchen wir beim Master-
plan Active City immer wieder, die verschiedenen
Behdrden an der Finanzierung zu beteiligen und
dementsprechend die Plane dann, wenn sie fertig
sind, wenn sie realisierungsreif sind, in der Finan-
zierung Uber die verschiedenen Behoérden regel-
haft ... Daher ist eine regelhafte Finanzierung nicht

moglich. Der Anteil der BIS war bisher immer ver-
haltnismaRig gering, und das ist der Punkt, an dem
wir jetzt nachsteuern.

Insoweit: Halten Sie sich mit der Kritik an diesem
Punkt vielleicht erst einmal zurlick. Warten Sie die
Ausschussdiskussion ab, dann werden Sie viel-
leicht zu einer anderen Beurteilung kommen.

(Dennis Gladiator CDU: Wer hat denn das
zur Debatte angemeldet?)

Daniel Oetzel FDP (fortfahrend):* Ja, herzlichen
Dank. Sie sind diejenigen, die das Ganze noch
einmal an den Ausschuss Uberweisen wollen.

(Juliane Timmermann SPD: Um Ihnen das
zu erklaren!)

— Nur um uns das zu erklaren? Damit geben Sie
zu, dass Sie im Grunde heute eine Drucksache
vorgelegt haben, die noch gar nicht entschei-
dungsreif ist, wenn Sie sagen, dass wir eigentlich
noch einmal in die Ausschussberatung gehen
missten, um die Spezifikation der Drucksache
Uberhaupt verstehen zu kénnen.

(Beifall bei der FDP und der CDU)
Na ja.

Der nachste Punkt in lhrem Antrag sind die Schul-
sporthallen, die Sie kinftig vor der Abmietung
schutzen wollen. Das ist wirklich ein gutes Anlie-
gen und wir finden gut, dass es daflr endlich eine
Lésung gibt, auf jeden Fall. Aber gerade das Ver-
hindern der Abmietung von Schulsporthallen ist ja
wohl par excellence ein Fall fir Regelfinanzierung.
Das sind doch Betriebskosten, die hier anfallen.
Die werden nachstes Jahr, Ubernachstes Jahr, die
werden immer weiter anfallen. Und wenn Sie in
zwei Jahren weiterhin den Senat stellen, sehe ich
schon kommen, dass wir dann wieder eine Druck-
sachen haben, wo Sie dann wieder erkennen: So,
jetzt machen wir mal etwas gegen die Abmietung
von Schulsporthallen. Und dann werden wir wieder
Einmalzahlungen haben und Sie werden wieder
sagen: Jetzt kommt echt der dickste Pott ever fur
den Sport. Und dann werden Sie diese ganzen Sa-
chen, die eigentlich in die Regelfinanzierung geho-
ren, wieder als Einmalzahlung beschlielen. Das
wird so kommen, erinnern Sie sich an meine Wor-
te.

Und, Herr Muller, auch zu diesem Punkt: Wenn Sie
sagen, man konnte nicht absehen, dass es eine
Aufgabe wird, die Abmietung von Sporthallen zu
verhindern, dann sollten Sie sich ofter mit Frau
Blémeke austauschen, die konnte Ihnen das dann
namlich sagen.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Wir werden, wie gesagt, die Ausschussiberwei-
sung des Antrags gern unterstitzen, weil die offe-
nen Fragen, die ich gerade aufgeworfen habe, auf
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jeden Fall noch zu klaren sind. Das haben die Re-
gierungsfraktionen auch zugestanden. Wir wirden
uns aber wirklich freuen, wenn wir in der Finanzie-
rung des Sports aus diesem Stickwerk heraus-
kommen und diese ganzen Sachen, von denen Sie
jedes Mal sagen, das seien Sonderfinanzierungen
zusatzlich zur Grundfinanzierung, endlich in die
Regelfinanzierung Uberflihren, wo sie eigentlich
hingehdren, statt hier alle zwei Jahre eine rot-gri-
ne Scheinparty abzufeiern,

(Dr. Monika Schaal SPD: Oh Mensch, Sie
sind aber neidisch, das ist ja widerlich!)

weil Sie eine Not lindern, die Sie durch die Unterfi-
nanzierung lhrer eigenen Haushaltsplanung erst
selbst erzeugt haben. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Frau Oelschlager hat
das Wort fiir die AfD-Fraktion.

Andrea Oelschlager AfD: Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Die
Hamburger sind sportbegeistert, nicht nur als Pu-
blikum beim Fuliball, bei Kdmpfen namhafter Bo-
xer oder bei sportlichen GroRereignissen wie der
Weltmeisterschaft im Rollstuhl-Basketball, die im
August in unserer Stadt ausgetragen wurde; viele
Hamburger sind selbst sportlich aktiv. Wir haben
525 000 Mitgliedschaften in Gber 800 Sportverei-
nen und eine wirklich breite Palette an Sportange-
boten in unserer Stadt, nicht zuletzt auch dank des
ehrenamtlichen Engagements von mehr als
500 000 Hamburgern. Mit dem Zuzug in unserer
Stadt wird in der nachsten Dekade mit bis zu
30 000 weiteren Sporttreibenden gerechnet.

Was wir nicht haben, sind gentigend Sportstatten
fur so viel Sportbegeisterung. Wie wichtig Sport fur
jeden einzelnen ist fir Koérper und Gesundheit,
seelischen Ausgleich und auch fiir soziale Kontak-
te, steht auller Frage. Umso erfreulicher ist es,
dass auch fast die Halfte aller Kinder und Jugendli-
chen unserer Stadt in einem Sportverein ist. Bei
meinen Gesprachen in den schulischen Diskussi-
onsrunden beklagen die Schiler immer wieder die
Anzahl, die Ausristung und den Zustand der
Sportstatten. Und so bin ich als Leser des Antrags
sehr erfreut, dass entsprechend die Notwendigkeit
erkannt wurde und fir Ausbau und Sanierung von
maroden Sportstatten Geld aufgewendet wird.

Aber als Haushalterin drangen sich mir auch einige
Fragen auf. Die erste wurde hier schon gestellt:
Warum eigentlich ist das nicht im Haushaltsplan-
Entwurf enthalten gewesen? Da kam auch schon
eine halbwegs richtige Antwort. Dann planen Sie
jetzt schon den Abbau fir einen Haushaltsplan,
der eigentlich noch gar nicht beschlossen worden
ist; vor Beschlussfassung sollen schon Betrage
verschoben werden. Das finde ich, um ehrlich zu

sein, ein bisschen merkwirdig. Ich hatte eigentlich
gedacht, dass so etwas dann auch im Haushalts-
ausschuss beraten werden sollte, aber ich stelle
meine Fragen im Zweifel auch im Sportaus-
schuss. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren, wenn keine ... Doch. Der Senat wiinscht das
Wort? Dann bitte, Herr Senator Grote.

Senator Andy Grote:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren Abgeordnete! Friher haben wir
haufig Gber die Hohe der Sportférderung gestritten,
heute geht es offenbar nur noch um Verfahrensfra-
gen. Ich glaube, das ist ein gutes Zeichen fiir den
Sport.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

2018 leben 55 Prozent der Weltbevolkerung in
Stadten, 2050 werden es zwei Drittel sein. Die Fra-
ge, wie wir in groflen und wachsenden Stadten gut
leben, wie wir mit dem Wachstum auch die Le-
bensqualitat erhdhen, wie wir gesund und lange le-
ben und wie wir bei immer gréRRerer Diversitat die
Integrationskraft unserer Stadtgesellschaften star-
ken, ist eine der groRen Zukunftsfragen fir die
Stadte und damit auch fir Hamburg.

Ein ganz wesentlicher Teil der Antwort auf diese
Fragen heil3t Sport und Bewegung. Besonders
greifbar wird das, wenn wir uns ansehen, dass laut
WHO in den groRen Industriestaaten, auch in
Deutschland, insbesondere in den Stadten Herz-
Kreislauf-Erkrankungen und viele andere soge-
nannte Zivilisationserkrankungen, die einen grof3en
Teil der Todesursachen weltweit ausmachen, dra-
matisch zunehmen. Hauptursache hierflr: Bewe-
gungsmangel, korperliche Inaktivitat. Weltweit fan-
gen deshalb jetzt Stadte an, sich der Forderung
von Sport und Bewegung in ganz anderem Male
zuzuwenden, sich zu aktiven Stadten weiterzuent-
wickeln. Sie werden dabei vom I0C und von der
TAFISA, der Weltbreitensportorganisation, aktiv
unterstutzt.

Hamburg nimmt mit seiner Active-City-Strategie
hier eine Vorreiterrolle ein und ist hierfur vorletzte
Woche auf dem |0C-Jahreskongress in Buenos Ai-
res als eine von weltweit sechs Pionierstadten mit
der Zertifizierung als Global Active City ausge-
zeichnet worden.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Das bestarkt uns, und es treibt uns weiter an. Aus-
dricklich in der Wirdigung durch diese internatio-
nalen Organisation anerkannt wurde besonders
der zielgerichtete und systematische Ausbau der
Sportinfrastruktur unserer Stadt. Denn das muss
naturlich die zentrale Saule eines jeden Active-Ci-
ty-Programms sein, denn der Anspruch ist: Jeder
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soll dberall in der Stadt einen leicht zuganglichen
Zugang zu Sportangeboten und zu Sportmaoglich-
keiten haben. Und da geht es natlrlich darum,
dass wir in einer wachsenden Stadt die Sportmog-
lichkeiten, die Sportangebote anpassen, dass sie
mitwachsen und dass wir immer wieder gucken,
wie wir auch steigenden Bedarfen gerecht werden.
Deswegen investieren wir massiv in die Sportanla-
gen der Stadt, und zwar auch im Regelsystem und
systematisch auf allen Ebenen, die man sich tber-
haupt denken kann.

Das betrifft die Schulsporthallen, das betrifft die
Vereinssportstatten, das betrifft die bezirklichen
Sportanlagen, und das betrifft auch die Sportange-
bote im offentlichen Raum. Wir sind Uberall — das
kann man in der Stadt auch Uberall sehen — grofRe
Schritte vorangekommen in den letzten Jahren,
und wir haben uns fir die nachsten Jahre noch
grélere Schritte vorgenommen.

Das kénnen Sie natlrlich auch im Haushaltsplan-
Entwurf jetzt schon — das ist das Stichwort Regelfi-
nanzierungssysteme — klar ablesen, schauen Sie
da hinein. Wenn Sie sehen, dass wir allein bei den
Schulsporthallen die Ausgaben, die Investitionen
auf Uber 90 Millionen Euro in den nachsten zwei
Jahren steigern, dann ist das eine Verdoppelung
gegenilber den Jahren, die hinter uns liegen. Ich
will gar nicht iber andere Regierungsverantwort-
lichkeiten sprechen, das ist ein einzigartiger Spit-
zenstand, den wir da erreicht haben. Viele Sport-
vereine und Sporttreibende in der Stadt werden
davon profitieren.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir steigern systematisch und seit Jahren den
Ausbau der bezirklichen Sportanlagen. Wir haben
die Unterstlitzungsmoglichkeiten durch Sportfor-
derkredite fir Vereinssportstatten durch die IFB
jetzt noch einmal verdoppelt, weil wir wissen, dass
viele Vereine dort noch mehr machen wollen und
diese Kredite gern in Anspruch nehmen wollen.
Wir haben die Investitionsmdglichkeiten des Lan-
dessportamts zur Unterstitzung von solchen Vor-
haben im aktuellen Haushalt erhdht. Das kdénnen
Sie Uberall ablesen — noch einmal auch an Herrn
Oetzel —, wie die Regelfinanzierung uberall steigt.
Und wenn es noch eines letzten Beweises fir die
Entschlossenheit der Regierungskoalition in die-
sem Bereich bedurft hatte, dann liegt der mit dem
heute hier zu diskutierenden Antrag vor.

Dieses 10,5-Millionen-Euro-Programm setzt noch
einmal gezielt an den Stellen an, wo Bedarfe in der
Regelsystematik aus unterschiedlichen Grinden
eben nicht gut abgebildet werden konnten. Wenn
ich einmal lhr Beispiel von den abgemieteten
Schulsporthallen nennen darf, Herr Oetzel: Das ist
eben keine Regelaufgabe. Wir wollen nicht tber
die nachsten 20 Jahre dort einfach nur Betriebs-
kosten zahlen, sondern wir arbeiten an einem Mo-
dell mit Schulbau Hamburg, mit dem LEG und mit

den Bezirken, wie wir dort eine sich selbst wirt-
schaftlich tragende und auch immobilienwirtschaft-
lich funktionierende Konstruktion finden, wie wir
solche Hallen in eine gute Zukunft fihren kénnen,
ohne dass wir standig bei den Betriebskosten hin-
terherbezahlen muissen. Wir arbeiten an diesem
Modell, deswegen ist es ein temporarer Aufwand,
den wir hier betreiben, und der ist genau richtig in
einem solchen Programm.

(Beifall bei den SPD und den GRUNEN)

Deswegen geht mit diesem sehr gezielten, sehr
klugen Programm eben auch ein sehr wichtiges
Signal in den Hamburger Sport und an alle Ham-
burgerinnen und Hamburger, dass wir es ernst
meinen mit dem Ausbau der Sportinfrastruktur in
unserer Stadt. Wir liegen insgesamt auf einem For-
derniveau — wenn Sie sich die Zahlen ansehen
Uber die Jahre —, zu dem langjahrige, jahrzehnte-
lange Begleiter des Sportgeschehens in unserer
Stadt sagen, so etwas habe es Uberhaupt noch nie
gegeben. Wir waren noch nie annahrend auf dem
Niveau, auf dem wir uns jetzt bewegen, und zwar
seit Jahren kontinuierlich, stabil und immer weiter
steigend. Insofern kann gar nicht die Rede davon
sein, dass es hier Stickwerk und Unterfinanzie-
rung gibt.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Das gilt natlrlich, das will ich noch sagen, weil das
Thema Sportférdervertrag hier angesprochen wur-
de, nicht nur fur die Infrastrukturférderung, sondern
fur die Sportférderung allgemein. Sie kbénnen es
Uberall sehen, dass wir auch in den Bereichen
mehr tun, und der Hauptprofiteur ist natirlich im-
mer der organisierte Sport, sind die Vereine, Ver-
bande, ist der Hamburger Sportbund. Zwei Drittel
unserer Transferleistungen, und das sind fast die
gesamten konsumtiven Ausgaben, die wir im Bud-
get der Behorde in der Produktgruppe Sport tber-
haupt zur Verfigung haben, flieBen in den Sport-
fordervertrag — zwei Drittel, 10 Millionen von
15 Millionen Euro. Also, wir sprechen nicht von
500 000 Euro oder von ein paar hunderttausend
Euro, wir sprechen von 10 Millionen Euro, fir die
jetzt schon klar ist — unabhangig davon, wie das
Ergebnis konkret aussehen wird bei den Verhand-
lungen —, dass sie in den organisierten Sport flie-
Ren werden. Das ist 1 Million Euro mehr als im
letzten Sportférdervertrag, das ist eine 10-prozenti-
ge Steigerung, das ist das Dreifache der Erhé-
hung, die wir letztes Mal hatten.

Wenn Sie glauben, dass man durch die Festschrei-
bung in irgendwelchen Globalrichtlinien und Ge-
setzen zu besseren Ergebnissen kommen kdnnte,
ist das natirlich ein Trugschluss. Solche Steige-
rungsraten, die jedes Jahr nach den aktuellen Be-
darfen auch noch einmal wachsen koénnen, erhal-
ten Sie natirlich nie aufgrund irgendwelcher ge-
setzlichen Vorgaben oder Globalrichtlinien, son-
dern das muss immer eine aktuelle Bewertung des
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Bedarfes sein, und nur dadurch bekommen wir die-
se Steigerung hin, die wir jetzt hier auch bereitstel-
len konnen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ich kann im Ubrigen auch sagen, weil das immer
kritisiert wird: Bei fast allen Férderpositionen, bei
denen es um die konkrete Férderung der Vereine
und Verbande geht, sind wir uns im Wesentlichen
einig. Es geht fast ausschlie8lich nur noch um die
Frage der auskdbmmlichen Finanzierung des Ver-
waltungsapparats des HSB selbst. Ich bin zuver-
sichtlich, dass wir auch dort eine Lésung finden
werden, sodass wir wie in den letzten Jahren
rechtzeitig zu einem guten Ergebnis kommen wer-
den. Die Verhandlungen sind eben Verhandlun-
gen, da wird es auch einmal lauter, aber am Ende
haben wir immer ein gutes Ergebnis erzielt. Das
bekommen wir auch jetzt wieder hin. — Herzlichen
Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Gibt es weitere Wortmel-
dungen, meine Damen und Herren? Das sehe
nicht.

Dann frage ich Sie, wer den Antrag gern an den
Sportausschuss Uberweisen méchte. — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Dann ist das einstimmig so
Uberwiesen.

Wir kommen zu Punkt 40 unserer Tagesordnung,
Antrag der CDU-Fraktion: Elbtower — Birgerbeteili-
gung dringend notwendig.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Elbtower — Biirgerbeteiligung dringend notwen-
dig

— Drs 21/14522 -]

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Elbtower

— Drs 21/14642 -]

Hierzu gibt es einen Zusatzantrag der Fraktionen
von SPD und GRUNEN. Die Debatte zu diesem
Punkt entfallt.

Die CDU-Fraktion mdéchte ihren Ausgangsantrag
gern an den Stadtentwicklungsausschuss Uberwei-
sen.

Ich frage Sie, wer das auch mdchte. — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Dann hat das Uberwei-
sungsbegehren keine Mehrheit gefunden.

Wir stimmen in der Sache ab und beginnen wieder
mit dem Antrag der CDU-Fraktion.

Wer mdchte sich ihm anschlieRen? — Wer lehnt ihn
ab? — Gibt es Enthaltungen? — Dann ist der Antrag
mit groRer Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen zum Zusatzantrag der Fraktionen der
SPD und GRUNEN.

Wer gibt diesem seine Zustimmung? — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Dann ist das bei einigen
Gegenstimmen und einer Enthaltung so beschlos-
sen worden.

Punkt 39, Antrag der CDU-Fraktion: Innovations-
metropole starken.

[Antrag der CDU-Fraktion:
Innovationsmetropole stirken — Chancen von
Distributed-Ledger-Technologien wie Block-
chain jetzt nutzbar machen

— Drs 21/14521 -]

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Blockchain

— Drs 21/14643 -]

Auch hierzu gibt es einen Zusatzantrag der Frak-
tionen von SPD und GRUNEN. Die CDU-Fraktion
moéchte auch hier gern eine Uberweisung beider
Drucksachen an den Ausschuss fir Wirtschaft, In-
novation und Medien.

Wir haben eine Kurzdebatte. Jede Rednerin, jeder
Redner hat eine Redezeit von zwei Minuten, und
es startet Herr Ovens fiir die CDU-Fraktion.

Carsten Ovens CDU:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Manchmal kommen Schlag-
zeilen ja doch sehr Uberraschend, so wie kurzlich,
als das World Economic Forum feststellte,
Deutschland sei weltweit Innovationsstandort Num-
mer 3. Das ist nattrlich schén fir unser Land, doch
missen wir uns hier in Hamburg die berechtigte
Frage stellen: Wollen wir das Ganze unterstiitzen,
wollen wir Impulsgeber sein, oder laufen wir dieser
Bewegung hinterher und sind eher in der Blocka-
dementalitdt? Wenn wir uns die letzten drei Jahre
anschauen, dann sehen wir zwar viel gute Miihe,
allerdings — Beispiel Innovations-Wachstums-
fonds — eben auch sehr viel, was einfach nur ver-
schleppt wird. Hamburg kommt beim digitalen The-
ma einfach nicht voran.

(Beifall bei der CDU)

Thema Blockchain: Blockchain findet sich sieben-
mal im Koalitionsvertrag der CDU-gefiihrten Bun-
desregierung. Fragt man den Hamburger Senat
danach, wie es denn mit Blockchain in Hamburg
ausschaue, dann findet man da als Antwort auf un-
sere SKA, der Senat sehe keine produktreifen Ein-
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satzfelder, wiirde aber die Entwicklung wohlwol-
lend beobachten. Meine Damen und Herren, Ham-
burg muss endlich weg vom Beobachterstatus, wir
mussen Impulsgeber werden bei innovativen Tech-
nologien.

(Beifall bei der CDU)

So sieht es auch die Hamburger Wirtschaft. Der
Wirtschaftsrat hat jingst sein eigenes Papier dazu
veroffentlicht und sagt, die Distributed-Ledger-
Technologien und Blockchain-Technologien haben
das Potenzial, Wertschopfungsketten und Transak-
tionsprozesse in vielen Branchen zu verandern. Es
freut mich ja, dass sich die SPD, nachdem wir nun
diesen Antrag eingebracht haben, zumindest ge-
notigt fuhlt — vielleicht auch ein bisschen angetrie-
ben aus der eigenen Wirtschaftsbehdérde —, aktiv
zu werden und mehr schlecht als recht unseren
Antrag auseinanderzunehmen, Teile in einen eige-
nen Antrag zu kopieren, aber leider doch vieles au-
Ren vor zu lassen. Wir fordern einen Digitalisie-
rungsbeirat, denn diese Politik und diese Verwal-
tung haben es ndétig. Wir wollen die Wissenschaft
am Standort im Kontext Blockchain und Distribu-
ted-Ledger-Technologien starken, einen Block-
chain-Campus, um Griinder hier in Hamburg zu
unterstltzen, wie es auch der Finanzplatz Ham-
burg schon diskutiert, wir wollen ein Blockchain-
Forum als Clusterinitiative. Und last, but not least
lassen Sie uns doch bitte Uber einen Hamburg
Coin sprechen.

Um Hamburg zum Innovationshafen fiir moderne
Technologien zu machen, lieber Herr Miller, mus-
sen wir noch einiges tun. Der SPD-Antrag hat nicht
einmal eine richtige Uberschrift. Da wissen wir gar
nicht, was Sie eigentlich wollen, da steht nur Block-
chain. Aber Kollege Hansjoérg Schmidt wird uns
vielleicht mehr dazu sagen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Und der bekommt jetzt
das Wort fiir die SPD-Fraktion.

Hansjorg Schmidt SPD:* Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Das Thema
Blockchain treibt viele um. Viele Experten sind der
Meinung, dass Blockchain und insbesondere die
Kryptowahrung keine Technologiegeschichte sind,
sondern eher eine psychologische Sache. Der Titel
dieser Story lautet dann "Bubble Economy" oder
"Die Kunst des Diebstahls".

Auch ich finde Blockchain sehr faszinierend, und
es lohnt sich, sich tiefer damit zu beschaftigen. Ge-
nau das mache ich seit Jahren. Man sollte die Ent-
wicklung auch einmal genau beobachten.

(Beifall bei Farid Miiller GRUNE)

Blockchain hat einige Killer Use Cases. Auf der
Habenseite sehe ich: Die Blockchain ist gegen

Zensur resistent, sie kann nicht verstimmelt wer-
den, aulRer von denen, die die privaten Schlissel
besitzen. Die Blockchain ist dezentral, die Daten
sind auf viele Gerate verteilt und kénnen nicht von
denselben Personen kontrolliert werden. Das ist es
dann aber haufig auch schon. Es ist keine lange
Liste. In feindlichen Umgebungen und dort, wo es
auf Vertrauen ankommt, gibt es fiir die Blockchain
spannende Szenarien.

Demgegeniber steht aber auch eine Liste an deut-
lich negativen Punkten. Die Blockchain ist eine ver-
dammt langsame Technik, jede Transaktion muss
vom gesamten Netzwerk Uberpriift werden. Die
Blockchain ist sehr kompliziert, das fiihrt zu wahn-
sinnigen Entwicklerkosten und technischen Schul-
den. Und die Blockchain ist vor allem ein nimmer-
satter Energiefresser. Bitcoins zum Beispiel hat
einen Footprint von 417 Kilogramm CO;, pro Trans-
aktion und verbraucht so viel Strom wie Osterreich.
Das ist ein dkologisches Desaster, und deswegen
sollte man sich immer sehr genau Uberlegen, wann
und warum man Geld und Zeit in diese Technolo-
gie investiert. Die CDU muss sich deshalb auch
fragen, ob sie hier nicht einfach nur einen Hypezug
durchs Haus jagt, zumal so ein Hamburg Coin of-
fenbar ein Marketing-Gag ist, der sich schnell als
Rohrkrepierer erweisen wird.

Wir fordern einen Lagebericht, damit wir sehen,
was dieser Senat ... und was in dieser Stadt schon
unterwegs ist. Da ist schon vieles unterwegs, das
kann sich sehen lassen. Ansonsten geht es darum,
dass man Innovation in der Breite fordert, Infra-
struktur zur Verfiigung stellt, damit neue Innovatio-
nen und Technologien erprobt und erforscht wer-
den kénnen. Genau das tut dieser Senat, und das
werden wir uns dann noch einmal weiter berichten
lassen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin CaroIaI_Veit: Und nun hat Herr Miiller
das Wort fiir die GRUNE Fraktion.

Farid Miiller GRUNE:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Ich kann mir vorstellen, dass
nicht alle Kolleginnen und Kollegen dieser Debatte
so ohne Weiteres folgen kénnen. Aber wir diskutie-
ren dieses Thema gern, auch mit dem Kollegen
der CDU. Ich will nur eines vorweg sagen, Herr
Kollege. Uberlegen Sie doch einmal, wenn Sie hier
damit einsteigen, Hamburg sei digital hinten dran.
Also ich finde, in dieser Stadt passiert digital so
viel,

(Zuruf: Ja, viel zu wenig! Schauen Sie doch
mal nach Minchen, schauen Sie doch mal
nach Berlin! Das ist doch albern, was Sie er-
zahlen!)

und zwar im privaten Bereich sowie an den Hoch-
schulen, aber auch beim Senat. Deswegen ware
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ich mit so einer pauschalen Verurteilung sehr vor-
sichtig, denn damit machen Sie auch die Stadt
schlecht, und das wollen Sie ja nicht.

(Vereinzelter Beifall bei den GRUNEN und
der SPD)

So, jetzt kommen wir zum Thema. Es ist schon viel
gesagt worden von Kollege Schmidt, was das ei-
gentlich ist und was wir damit anfangen kénnen,
wo die Risiken liegen. Und das ist auch ein
bisschen das Problem lhres Antrags, Herr Kollege.
Sie sagen einfach: Oh, super Sache, muss man
machen, rein mit dem Steuergeld.

(Zuruf: Haben Sie den Antrag gelesen?)

Wir sagen: Das Thema hat Potenzial. Das kann
helfen in verschiedenen Bereichen. Das sagen vie-
le, da ist auch etwas dran — ob jetzt im Finanzbe-
reich oder sogar in der Entwicklungshilfe, wie ich
zuletzt gelesen habe. Es sind also viele interessan-
te Anwendungsmdglichkeiten. Die werden gese-
hen. Wir freuen uns auch, dass es in der Wissen-
schaft bereits Zusammenschliisse gibt, die sich
dem Thema verstarkt widmen wollen und jetzt eine
eigene Firma gegriindet haben. Das finden wir al-
les gut.

Was wir nicht gut finden, ist, dass Sie ausblenden,
dass es bei diesem Thema auch eine Kehrseite
gibt. Wir haben schon etwas zum Thema Energie
gehoért. Wir haben noch nichts gehért von Ihnen
zum Thema Datenschutz. Wir haben auch noch
nichts davon gehdért, dass der Bitcoin,

(Zuruf: Es geht nicht um den Bitcoin! Lesen
Sie doch mal den Antrag, Herr Miller!)

wenn Sie hier so etwas einflhren wollen in Ham-
burg, in letzter Zeit sehr mit Spekulation zu tun hat.
Ich glaube, das sind alles Sachen,

(Zuruf: Von denen Sie keine Ahnung ha-
ben!)

wo wir gut beraten sind,
(Glocke)

draufzugucken. Deswegen wollen wir vom Senat
wissen: Wo kénnen wir ran?

(Glocke)

Zusammenarbeit ist von uns gewilinscht in diesem
Zusammenhang, Networking. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Herr Jersch hat das Wort
fir die Fraktion DIE LINKE.

Stephan Jersch DIE LINKE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Das Petitum dieses An-
trags ist bestenfalls die Bewerbung fir ein geschei-
tertes IT-Projekt, in diesem Fall sogar mehrere ge-
scheiterte IT-Projekte. Hamburg ist, glaube ich,

schon deutlich weiter, was Blockchain angeht, als
Sie das in lhrem Antrag suggerieren. Die Block-
chain hat keine Besitzer, niemand kontrolliert sie,
und sie ist nicht abzuschalten,

(Michael Kruse FDP: Das gruselt euch, dass
es keine Kontrolle vom Staat gibt!)

das ist anarchistisch und revolutionar. Der Kollege
Ovens gibt sich hier als Che Guevara der IT,

(Heiterkeit bei der CDU)

insofern bin ich natrlich tief beeindruckt, aber lei-
der steht die CDU in ihrer Praxis fir nicht einen
dieser Punkte. Deswegen wirde ich lhnen empfeh-
len: Lesen Sie einmal bei Gartner nach, was fir die
Blockchain-Theorie dort gesagt wird. Sie ist auf
dem Hoéhepunkt Uberzogener Erwartungen,

(Zuruf: Genau wie dieses Internet! Das (ber-
lebt sich auch, nicht wahr?)

das produktive Plateau wird in finf bis zehn Jahren
erwartet. Ich glaube, damit sagen wir alles. Sie ma-
chen hier den Eindruck, als wollten Sie auf Kosten
der Stadt Bietertests mit einer neuen Datenbank-
technologie durchfihren. Das kann nicht Aufgabe
des Steuersackels sein,

(Lachen bei Michael Kruse FDP)
beim besten Willen nicht.

(Beifall bei der LINKEN - Michael Kruse
FDP: Und das von lhnen!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bin auch sehr
skeptisch, so offensiv eine einzelne Datenbank-
technologie zu propagieren, wo es viele andere flur
klassische Ldsungen, bessere Losungen gibt. Das,
was Sie hier vorgeschlagen haben, und Ihre Bei-
spiele, die Sie in der Zeitung verbreitet haben ...
Wenn man die einmal nachliest, dann kann man
nur mit dem Kopf schitteln, dass Sie tatsachlich
die Chuzpe haben, die als Beispiel fir Ihren Antrag
herzunehmen. Nein, das geht alles Uberhaupt
nicht, was Sie dort vorgeschlagen haben, und des-
wegen werden wir [hren Antrag ablehnen. Aber der
Antrag der SPD ist in diesem Fall wirklich durch-
dacht, er bietet die Basis dafiir, dass wir diese
Technologie auch gleichberechtigt in Hamburg
weiterentwickeln. Herr Ovens, lernen Sie noch.

(Beifall bei der LINKEN und bei Farid Miiller
GRUNE und Dr. Monika Schaal SPD)

Prasidentin Carola Veit: Herr Kruse fiir die FDP-
Fraktion bitte.

Michael Kruse FDP:* Vielen Dank, Frau Vorsit-
zende. Dass das so unterhaltsam werden wirde,
damit konnte keiner rechnen.

Zunachst einmal: Die CDU-Fraktion hat einen An-
trag eingebracht. Darin geht es im Kern darum, in
dieser Stadt das Potenzial der Blockchain einmal
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zu untersuchen und darauf zu gucken: Was kon-
nen wir in dieser Stadt machen? Und natirlich fal-
len jedem, der sich ernsthaft mit diesem Thema
auseinandersetzt, ein paar Falle ein, wo man sa-
gen koénnte, das ware perspektivisch etwas, was
man auch in der Blockchain regeln kdénnte. Ich
nehme einmal das Thema Grundbicher. Sicherlich
kann das heute noch keiner, aber es ware wun-
schenswert, wenn es da zu einer ordentlichen Re-
duzierung des bilrokratischen Aufwands kame. Da-
mit kénnte man ganze Berufsbilder abschaffen,
wenn wir da einen vernunftigen Use Case hinkrie-
gen wirden.

(Ole Thorben Buschhiiter SPD: Das wirde
Ihnen so passen!)

Insofern finde ich die Initiative der CDU-Fraktion
verninftig und gelungen, und ich finde auch, dass
das hier nicht so ins Lacherliche gezogen werden
sollte.

(Beifall bei der FDP)

Interessanterweise haben wir uns mit dem Thema
sogar kurzlich im Haushaltsausschuss auseinan-
dergesetzt. Den scheidenden Staatsrat Krupp ha-
be ich namlich danach gefragt, inwiefern denn der
CIO sich genau damit schon auseinandergesetzt
habe, und es gab eine lange Salbung, aus der
nicht so viel Erhellendes hervorging; wir erinnern
uns. Aber im Kern kam damals der vielleicht auch
berechtigte Einwurf des Haushaltsausschussvorsit-
zenden Petersen, der sagte, vielleicht gehoére die-
se Debatte eher in den Fachausschuss. Diese
Worte habe ich noch im Ohr, und das mdéchte ich
jetzt eigentlich auch empfehlen: Diese Debatte ge-
hort in den Fachausschuss, meine Damen und
Herren.

Der letzte Wirtschaftsausschuss, man darf es ei-
gentlich keinem verraten, ist ausgefallen, weil wir
keine Themen hatten. Nicht etwa, weil wir keinen
Senator mehr haben; den haben wir im Moment
noch. Ich schlage also vor: Der nachste Wirt-
schaftsausschuss befasst sich genau mit diesem
Thema. Dann finden wir auch heraus, wie viel CO,
die Blockchain braucht, Herr Miller, und ob wir es
nicht auch schaffen, dass wir flir genau diesen
Stromverbrauch dann regenerative Energien ver-
wenden. Und vielleicht bringen wir dann sogar zu-
sammen, dass ihr nicht Bescheid wisst,

(Glocke)

was euer Fernwarmekonzept an CO, verbraucht,
aber bei der Blockchain sehr genau Bescheid
wisst, wie da der CO.-Verbrauch ist. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Uber die Uberweisung
stimmen wir gleich ab. Jetzt hat zunachst noch
Dr. Wolf das Wort flr die AfD-Fraktion.

Dr. Alexander Wolf AfD:* Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, meine Damen und Herren! Drei Punkte in
aller Kiirze.

Erstens: Wir befiirworten grundsatzlich die Imple-
mentierung innovativer Technologien und, gerade
in einer Metropole wie Hamburg, Digitalisierung
nicht hinterherzulaufen, sondern mitzugestalten.

Zweitens: Wir nehmen zur Kenntnis, dass die Dis-
tributed Ledger Technology als vielversprechende
Ldsung fiir die digitale Datenverwaltung gilt

(André Trepoll CDU: Kbénnen nicht wenigs-
tens Sie das auf Deutsch sagen?)

und von filhrenden Experten wie Gilbert Fridgen
und André Schweizer ...

(Michael Kruse FDP: Das ist Deutschland
hier! — Zuruf: Hier wird deutsch gespro-
chen! — Heiterkeit)

— Ich rdume ein, dass das Antrage und eine Debat-
te sind, die mehr als Ublich und mehr, als es mir
lieb ist, von englischen Ausdriicken gepragt sind.

Auch wir sind uns der Vorteile bewusst, die sich
aus den Eigenschaften der Blockchain-Systeme
ergeben kbénnen.

Drittens allerdings: Wie bedeutsam die Implemen-
tierung auch sein mag, sie sollte nicht Ubereilt er-
folgen. Uns erscheint der Antrag der CDU da et-
was zu enthusiastisch zu sein. Der Zusatzantrag
der SPD und GRUNEN erscheint uns an dieser
Stelle einmal geeigneter und zweckmaRiger, und
deswegen werden wir dem zustimmen, wahrend
wir den CDU-Antrag ablehnen. — Danke.

(Beifall bei der AfD)

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank. Weitere
Wortmeldungen sehe ich nicht.

Dann frage ich Sie zunachst, wer die beiden
Drucksachen an den Ausschuss fir Wirtschaft, In-
novation und Medien Uberweisen mochte. — Wer
mochte das nicht? — Gibt es Enthaltungen? — Dann
hat das Uberweisungsbegehren keine Mehrheit ge-
funden.

Wir stimmen in der Sache ab. Zunéachst Uber den
CDU-Antrag.

Wer mochte diesem seine Stimme geben? — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Dann ist dieser An-
trag mehrheitlich abgelehnt.

Wir kommen zum rot-griinen Zusatzantrag.

Wer stimmt diesem zu? — Auch hier die Gegenpro-
be. — Und die Enthaltungen? — Dann ist das bei ei-
ner Gegenstimme so beschlossen worden.

Punkt 10, Senatsmitteilung: Stellungnahme des
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Senats zum Ersuchen der Birgerschaft "Rosa
Sacke weg von der Stralie".

[Senatsmitteilung:

Stellungnahme des Senats zum Ersuchen der
Burgerschaft vom 1. Dezember 2016 "Rosa
Sacke weg von der StraBe — Rein in Unterflur-
behalter” (Drucksache 21/6913)

— Drs 21/14458 —]

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Gemeinsam kommen die rosa Sacke von der
StraBe — Zusammenarbeit der Bezirke mit der
Stadtreinigung starken

— Drs 21/14644 -]

Auch hierzu haben wir einen Zusatzantrag von
GRUNEN und SPD. SPD, CDU, GRUNE und FDP
mdchten beide Drucksachen an den Stadtentwick-
lungsausschuss uUberweisen.

Die Debatte entfallt einvernehmlich, sodass ich Sie
frage, wer den Uberweisungsbegehren zustimmen
mochte. — Wer nicht? — Enthaltungen? — Dann ist
das einstimmig so Uberwiesen worden.

Punkt 12, Unterrichtung durch die Prasidentin: Ost-
seeparlamentarierkonferenz.

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

27. Ostseeparlamentarierkonferenz (Baltic Sea
Parliamentary Conference — BSPC) vom 26. bis
28. August 2018 in Mariehamn, Alandinseln

— Drs 21/14417 -]

Auch hier entfallt die Debatte, und ich frage Sie,
wer die Drucksache an den Europaausschuss
Uberweisen moéchte. — Wer mdéchte das nicht? —
Gibt es Enthaltungen? — Dann ist das einstimmig
so Uberwiesen worden.

Punkt 30 unserer Tagesordnung, Antrag der Frakti-
on DIE LINKE: Durchfahrverbot fiir den Transit-
Lkw-Verkehr durch Hamburg prifen!

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Durchfahrverbot fiir den Transit-Lkw-Verkehr
durch Hamburg priifen!

— Drs 21/14330 -]

Die Fraktion mochte den Antrag federfihrend an
den Verkehrsausschuss, mitberatend an den Wirt-
schaftsausschuss und an den Umweltausschuss
Uberweisen.

Das Wort wird gewiinscht von Herrn Hackbusch
und er bekommt es.

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Vielen Dank. —
Meine Damen und Herren! Ich habe mitbekom-
men, dass die SPD und die GRUNEN sich mit
Handen und Fulen dagegen gewehrt haben, dass
diese Diskussion an den Verkehrsausschuss Uber-
wiesen wird oder an den Wirtschaftsausschuss
oder sonst wohin. Das wollten Sie nicht. Dement-
sprechend werden wir die Debatte hier fiihren, und
das ist auch gar nicht so schlecht.

Wir stellen einmal Folgendes fest: Die Luftsituation
im inneren Bereich der Stadt hat sich trotz Mal3-
nahmen, die eingeleitet worden sind, in den letzten
Monaten nicht verbessert. Sie hat sich sogar an
den Stellen, an denen wir gegenwartig die Belas-
tungen messen — HabichtstralRe, Max-Brauer-Allee
und Kieler Stralle —, leicht verschlechtert im Zu-
sammenhang mit den Stickoxiden, nur im Bereich
der Stresemannstralle hat sie sich hier etwas ver-
bessert. Das bedeutet insgesamt, dass dieses
Thema virulent ist und wir nicht erst ein Jahr war-
ten sollten, bis wir uns damit auseinandersetzen.

Das Gleiche gilt im Zusammenhang mit dem Fein-
staub. Auch dort stellen wir eine Verschlechterung
fest, und ich mochte dringend darauf hinweisen,
dass die Frage des Feinstaubs, auch wenn es dort
noch keine verninftigen Grenzwerte gibt, wichtig
zu behandeln ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Verschiedene Gerichte haben festgestellt, dass es
notwendig ist, mehr zu unternehmen, als Hamburg
es gegenwartig macht. Auch flachenweise Sper-
rungen sind durchaus notwendig. Ich méchte fest-
stellen, dass die Art und Weise des Hamburger
Senats, an dieser Stelle nichts zu tun und nicht
weitere Mallnahmen zu ergreifen, gegenwartig
nach meiner Meinung so etwas wie eine zugelas-
sene Kdorperverletzung ist. Anders kann ich diese
Situation, die Sie dort machen, nicht beschreiben.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir schlagen konkrete Malinahmen vor. Das ha-
ben wir schon im Bereich des Hafens gemacht,
das machen wir jetzt auch an dieser Stelle. Es ist
ein durchaus kleiner Bereich, aber ein wichtiger.
Und zwar schlagen wir vor, dass wir den Transit-
verkehr von Lkw,

(Ole Thorben Buschhiiter SPD: Die bdsen
Auslander!)

der durch die Stadt geht, umleiten und nicht mehr
durch die Stadt lassen. Wir wissen, dass es einen
sehr wichtigen Bereich des internationalen Lkw-
Verkehrs gibt, der aus dem Norden kommt, nach
Berlin will und mitten durch die Stadt fahrt, Strese-
mannstrale und so weiter — eine hohe Belastung
fir uns alle in dieser Stadt. Dementsprechend ist
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es gut mdoglich, diesen Verkehr dort auszuschlie-
Ren.

(Beifall bei der LINKEN)

Der Lkw-Verkehr ist nicht nur larmbelastigend,
sondern verursacht, obwohl er nur 8 Prozent der
Fahrleistung stellt, unter anderem 41 Prozent der
Stickoxidbelastung in dieser Stadt. Das heif3t, er
tragt Uberproportional zu dieser Belastung bei. Na-
turlich gilt dies auch im Zusammenhang mit Fein-
staub. Zudem wird eine Steigerung des Lkw-Ver-
kehrs um 40 Prozent angenommen — das sagt
auch der Luftreinhalteplan in seiner Schatzung —,
sodass zu befirchten ist, dass sich dieses Problem
in der Stadt noch einmal kréaftig erhéhen wird.

Von daher gibt es keinerlei Grund, diese Fragestel-
lung nicht anzugehen, vor allen Dingen, weil es an-
dere Stadte gibt, die das Problem schon lange ge-
I6st haben. Zum Beispiel Minchen. Seit dem Jahr
2003 ist es nicht mehr erlaubt, dass in Minchen
Lkw durch die Stadt fahren, wenn sie nicht Ziel-
und Quellverkehr innerhalb der Stadt haben. Sie
werden um die Stadt herum geleitet. Dementspre-
chend ist dieses Problem seit 2003 in Minchen
schon gelést. Warum soll es in Hamburg nicht
auch gel6st werden?

(Beifall bei der LINKEN)

Von daher ist diese MaRnahme meiner Meinung
nach eine Sache, die man machen kann, die kei-
nes grolRen Aufwands bedarf und durchaus wichtig
ware fur die gesundheitliche Situation im inneren
Bereich der Stadt. Es fallt einem eigentlich gar kein
Grund ein, warum das nicht zu machen ist.

(Dirk Kienscherf SPD: Sind Sie fur die
A 26-Ost?)

— Das hat damit gar nichts zu tun. Die Mdglichkeit
ist natlirlich, dass unten langs das durchgefihrt
werden kann, ohne Schwierigkeiten, und es ist ein
einfaches Schild, das dort aufgestellt werden konn-
te.

(André Trepoll CDU: Was heifdt denn unten
langs? Wo sollen die denn da fahren? — Zu-
ruf: Da fahrt doch nichts, da ist doch nur
Stau! — Dirk Kienscherf SPD: Uber die Elb-
briicke bei Gluckstadt oder wie?)

— Wozu haben wir den Tunnel? Wozu ist das Ma-
schener Kreuz da? Warum kann es darliber nicht
gefihrt werden wie alles Mégliche, was gegenwar-
tig mdglich ist?

(André Trepoll CDU: Da stehen alle, am Ma-
schener Kreuz!)

Das als Ausrede zu nehmen halte ich flir unvor-
stellbar.

(Beifall bei der LINKEN)

Und wenn es gegenwartig steht, ist das doch keine
Begriindung, dadurch die Stadt noch weiter zu be-

lasten. Das ist eine Ignoranz gegeniiber diesen
Vorstellungen.

Die gesetzliche Situation gibt es eindeutig her. Sie
verweisen darauf, dass das nach Paragraf 45 nicht
mdglich sei. Wir stellen fest, dass dort zum Schutz
der Wohnbevoélkerung vor Larm und Abgasen auch
solche Schritte der Verkehrslenkung ohne Schwie-
rigkeiten eine Mdglichkeit sind. Es ist eine kleine
Sache, eine Sache, die durchaus kraftig wirkt und
bei der Sie sich sogar weigern, das normal im Aus-
schuss diskutieren zu lassen. Das finde ich schon
eine ziemliche Frechheit. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Frau Martin hat das Wort
fur die SPD-Fraktion.

Dorothee Martin SPD:* Ich danke, Frau Prasiden-
tin. — Meine Damen und Herren! Herr Hackbusch,
Sie haben ein wichtiges Thema angesprochen,
und ich méchte die Debatte auch wirklich sehr
ernsthaft fihren. Aber uns Unterlassung zu un-
terstellen oder gar Kérperverletzung, das finde ich,
ehrlich gesagt, mehr als fragwurdig. Diesen Ton
mdchte ich eigentlich nicht in diesem Parlament.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und der
FDP)

Saubere Luft, das ist sicherlich Konsens, gehort zu
den wichtigsten Voraussetzungen fir Gesundheit
in unserer Stadt. Dass wir etwas tun mussen flr
die Reduzierung von Luftbelastungen, auch zur
Larmminderung, darin sind wir uns auch noch ei-
nig. Aber da hoért es eben auf, weil in unseren Au-
gen |hr Antrag doch sehr viel Symbolpolitik ist.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Ach?)

Wir setzen auf sehr viele verschiedene, zielfiihren-
de, sorgfaltig abgewogene und eben auch verhalt-
nismalige — ganz wichtig: verhaltnismalige -
MaRnahmen zur Verbesserung von Luftqualitat
und verbessertem Gesundheitsschutz. Wir setzen
aber dabei nicht auf pauschale Durchfahrisbe-
schrankungen oder flachendeckende Verbote,

(Dennis Thering CDU: Machen Sie doch!)
wie Sie hier gefordert haben.

Hamburg hat, das ist bekannt, als erste Stadt
einen akkurat durchgerechneten, durchgeplanten
Luftreinhalteplan. Wir haben hier bereits sehr oft
Uber die verschiedenen Mallnahmen gesprochen.
Angefangen von emissionsfreier Umstellung der
Busflotte, Foérderung Elektromobilitdt, massiver
Ausbau U- und S-Bahn-Netz, Radverkehr, Forcie-
rung von Landstrom, LNG, Umstellung der HA-
DAG-Flotte auf emissionsfreien Antrieb, Elektrifi-
zierung der Hafenbahn, intelligente Ampelschaltun-
gen, emissionsabhangiges Hafenentgelt und, und,
und. Sie sehen, das sind alles richtungsweisende
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MaRnahmen fiir bessere Luft und weniger Larm,
und das wirkt langfristig und dauerhaft. Das ist un-
ser Ziel.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die von lhnen geforderten Durchfahrtsbeschran-
kungen kdnnen aus unserer Sicht — das auch noch
einmal an Herrn Thering, weil von Ihnen eben der
Zwischenruf kam — wirklich nur Ultima-Ratio-Mittel
sein, eben wenn keine anderen MalRnahmen aus-
reichen,

(Dennis Thering CDU: Die reicht ja auch
nicht aus!)

um die gesetzlich vorgeschriebenen Werte einzu-
halten, und wenn auch die mdglichen Auswirkun-
gen auf Ausweichrouten vertretbar sind. So verhielt
es sich bei den bekannten beiden Durchfahrtsbe-
schrankungen Max-Brauer-Allee und Stresemann-
stral’e, aber so verhalt es sich eben nicht pauschal
auf dem gesamten Hamburger Stadtgebiet und
auch nicht auf den in lhrem Antrag genannten wei-
teren StraRen, die im Ubrigen schon gepriift wur-
den in der Fortschreibung des Luftreinhalteplans.

Deswegen sehen wir jetzt keine Notwendigkeit,
diese Priifung, die wirklich intensiv betrieben wur-
de und mit allen MaRnahmen, mit allen Auswirkun-
gen betrachtet wurde, weiter anzustellen, weil sie
schon betrieben wurde. Ich méchte gar nicht sa-
gen, dass Lkw-Verkehr keine Belastung fur Ham-
burgs Strallen ist. Aber Durchfahrtsbeschrankun-
gen sind fur uns klar kein Allheilmittel, sondern
kénnen eben nur nach den wirklich sehr strengen,
sehr engen Anforderungen der StVO und - das
muss man auch zur Kenntnis nehmen — in begrin-
deten Ausnahmefallen zum Einsatz kommen. Ich
denke, Augenmal und Sinnhaftigkeit sind hier
sehr wichtig, und das ist unser Fokus.

(Beifall bei der SPD)

Sie haben eben angesprochen, und das war auch
fur uns wichtig, dass im Luftreinhalteplan Maf3nah-
men beschrieben sind, die die bereits prognosti-
zierte Entwicklung und Zunahme der Lkw-Verkehre
mitbertcksichtigen. Der Blick in diesen Plan und
die Prognose zeigt ja, die Zunahme des Lkw-Ver-
kehrs wird vor allem im Hafen und auf den Auto-
bahnen stattfinden, und da haben wir mit dem Aus-
bau der A 7, mit der geplanten Ertlichtigung der
A 1 und dem Neubau der A 26 erhebliche Mal-
nahmen, dass der Uberregionale Lkw-Transitver-
kehr auch in Zukunft ein leistungsfahiges Bundes-
fernstral’ennetz nutzen kann und eben nicht auf
das Stadtnetz ausweichen muss.

Man muss auch sehen, dass fur den Innenstadtbe-
reich in Zukunft sogar eine leichte Abnahme des
Lkw-Verkehrs prognostiziert wurde. Auch da hat
man festgestellt, dass es nur einen relativ geringen
Anteil von Lkw-Verkehr gibt, der als Transit defi-
niert werden kann. Die allermeisten haben Quell-

oder Zielverkehre oder sie haben ihr Ziel im wirk-
lich direkten Hamburger Umland, sodass eben fast
keine Verlagerung auf andere Strecken mdglich ist.

Was ich ubrigens auch interessant fand: Sie hatten
Minchen erwahnt. Wenn man sich einmal Stuttgart
anschaut, da gibt es dieses Lkw-Transitverbot seit
2010 und da sagt die Polizei, es habe eigentlich
Uberhaupt keine Wirkung entfaltet, denn zum einen
sei es kaum kontrollierbar und zum anderen habe
auch der Stuttgarter Verkehr zu ungefahr 95 Pro-
zent eben diesen Quell- und Ziel-Lkw-Verkehr, so-
dass das Verbot gar nichts gebracht habe.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Da ich aber hier auch als Wirtschaftspolitikerin ste-
he, mdchte ich noch erwahnen, dass Hamburg na-
turlich ein sehr wichtiger Wirtschaftshafen und
Handelsstandort ist; auch dieser Aspekt ist mir
sehr wichtig. Gleichwohl ist naturlich auch das Ziel
von uns Wirtschaftsleuten — und das ist die viel
wichtigere Diskussion, als Gber Fahrverbote zu re-
den —, dass mehr Guter von der Stral3e verlagert
werden, dass wir mehr in die Binnenschifffahrt
bringen, mehr auf die Hafenbahn und dass wir uns
auch noch mehr Gedanken machen im Bereich der
letzten Meile. Wir haben ein sehr aktives Logistik-
cluster. Das sind viel wichtigere MalRnahmen.

(Glocke)

Wir haben sehr viel im Gesamtpaket angepackt,
und auch die Verkehrsministerkonferenz wird sich
noch einmal damit beschéaftigen, aber pauschale
Fahrverbote lehnen wir weiterhin ab. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN —
Dennis Thering CDU: Was ist denn nun?)

Prasidentin Carola Veit: Herr Thering, Sie haben
das Wort fiir die CDU-Fraktion.

Dennis Thering CDU:* Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Lieber Herr
Hackbusch, ich habe durchaus Verstandnis dafiir,
dass Sie den Lkw-Verkehr aus unserer Stadt nicht
verbannen, aber zumindest reduzieren wollen.
Auch wir sind froh Uber jeden Lkw, der nicht mehr
durch Hamburgs Innenstadt fahrt. Daher ist es
richtig, dass wir uns Gedanken machen, wie das
Ganze funktionieren kann. Aber, Frau Martin hat
es deutlich gesagt, nur die wenigsten Lkws, die
durch Hamburg fahren, sind Transitverkehre, und
daher, glaube ich, setzen Sie hier am komplett
falschen Punkt an.

Vor allem sind wir der Meinung, und das haben wir
auch im Bereich der Dieselfahrverbote immer ge-
sagt, dass aus unserer Sicht Verbote das vollig
falsche Instrument sind. Wir haben immer gesagt,
wir wollen auf Anreize setzen, auf Angebote. Frau
Martin, Sie sagten gerade, dass Sie immer nur
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MaRnahmen mit Augenmal} beschlieRen, die sinn-
haftig sind — also, dass die Dieselfahrverbote in
Hamburg an der Stresemannstrale und an der
Max-Brauer-Allee nicht sinnvoll sind, das bestatigt
Ihnen inzwischen jeder. Sie haben diese Diesel-
fahrverbote eingefiihrt, um die Messstation zu stit-
zen, und nicht, um die Menschen zu schitzen.

(Dr. Monika Schaal SPD: Weil die Menschen
es wollen! Sie schummeln sich hier lhre ei-
gene Wahrheit zurecht!)

Und genau hier sollte man nicht denselben Fehler
machen und wieder mit Fahrverboten um die Ecke
kommen.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Vor allem missen wir uns auch die Frage stellen,
wir sehen das ja schon bei den Dieselfahrverboten,
dass die von der Polizei Uberhaupt nicht kontrolliert
werden kdénnen, weil a) die Polizei vollig Uberlastet
ist und b) es auch so kaum mdglich ist, herauszu-
finden, wer denn nun ein Anliegen hat und wer
nicht. Gleiches gilt natlirlich auch fir Lkw-Fahrver-
bote. Hier ist es sogar noch schwieriger. Da mus-
sen Sie dann erst einmal nachweisen, dass das
ein Transitverkehr und kein anderer Quellverkehr
oder so ist. Also von daher ist das extrem schwie-
rig. Wir werden weiterhin gern auch mit Ihnen zu-
sammen daran arbeiten, den Lkw-Verkehr in Ham-
burg zu reduzieren; das ist der richtige Ansatz. Ihr
Antrag ist der falsche Ansatz, weil er wieder auf
Verbote anstatt auf Anreize und Angebote setzt,
und daher werden wir lhren Antrag heute ableh-
nen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Préside_:_ntin Carola Veit: Herr Bill hat das Wort fiir
die GRUNE Fraktion.

Martin Bill GRUNE:* Frau Prasidentin, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Es wurde eben
schon gesagt, wir werden den Antrag ablehnen,
aber aufgrund der mundlichen Begrindung der
LINKEN, glaube ich, ist es doch wichtig, noch ein-
mal zwei, drei Dinge klar zu sagen. Erstens: Natur-
lich ist es zurzeit eines der groRten Probleme der
grolRen Stadte, die Luft- und Larmsituation zu ver-
bessern. Das haben wir hier schon rauf- und run-
terdiskutiert,

(Erster Vizeprasident Dietrich Wersich Uber-
nimmt den Vorsitz.)

nicht erst in dieser Legislaturperiode, sondern auch
schon in der letzten Legislaturperiode. Die EU hat
eindeutige Grenzwerte vorgegeben, wir haben die
Messstation, und wir haben uns ja auch lange, bis
vor ungefahr drei Jahren, gewundert, warum die
Luft denn nicht besser wird, weil der Aussto3 der
Autos eigentlich hatte sinken missen, da die
Grenzwerte immer scharfer wurden. Jetzt, und das

sollte man vielleicht auch noch einmal sehr deut-
lich sagen, wissen wir, woran es liegt, dass die Luft
bis heute nicht besser wurde, weil die Autos
schlicht nur auf dem Papier sauber waren und
nicht in der Realitdt und die Autoindustrie hier
einen sehr gro3en Betrug veribt hatte. Das sollte
man einmal klar sagen, denn da liegt die Grundla-
ge des Problems, warum wir uns hier mit diesem
Thema immer noch intensiv beschaftigen missen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Ich finde es auch immer verwunderlich, wenn man
nach Berlin schaut, wie dort die Debatten gefihrt
werden. Ich habe den Eindruck, dass die Automo-
bilindustrie immer noch unter einer Art Schutz-
schild gehalten wird. Da wirde ich mir weitaus gro-
Rere MalRnahmen wiinschen.

(Ralf Niedmers CDU: Seien Sie froh, dass
wir diese Arbeitsplatze in diesem Land noch
haben!)

Aber auch Hamburg war und ist nicht untatig. Wir
haben im letzten Verkehrsausschuss diskutiert, wie
viele MaRnahmen und zusatzliche Initiativen aus
den neuen Mitteln der Luftreinhaltung aus Berlin fi-
nanziert wurden. All die Projekte laufen jetzt an.
Frau Sudmann, Sie hatten das in der letzten Aus-
schusssitzung nachgefragt; wir haben noch einmal
die Protokollnotiz bekommen. Ich war sehr er-
staunt, wie viele Einzelprojekte das sind. Einige
kannte ich, einige kannte ich nicht. Ich glaube, da
sind wir echt auf einem guten Weg. Wir haben sehr
viele Gelder aus Berlin bekommen und hoffen,
noch zusatzliche zu bekommen.

Wir haben als erste Stadt deutschlandweit, und
das wurde eben diskutiert, einen Luftreinhalteplan
in Hamburg, und zwar in der Fortschreibung, der
die besagten Durchfahrtsbeschrankungen beinhal-
tete, die auch umgesetzt wurden. Wir wurden da in
der Republik von vielen belachelt.

(Zuruf: Zu Recht!)

Und heute muss man sagen in der Entwicklung: Es
war richtig, dass wir diese MafRnahmen dort aufge-
nommen haben. Immer mehr Gerichte sagen, die
Stadte seien sogar verpflichtet, diese MalRnahmen
durchzuflihren. Insofern waren wir dort in Hamburg
wegweisend, und ich glaube, das sollte man auch
einmal deutlich sagen. Wir haben uns sehr friih
Gedanken gemacht, welche MalRhahmen notwen-
dig sind und welche MaRnahmen wir durchsetzen
kénnen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Genau das ist doch der Punkt: Man braucht fir ei-
ne Durchfahrtsbeschrankung oder fir ein Durch-
fahrtsverbot, sei es streckenmaRig, sei es flachen-
mafig, eine Rechtsgrundlage. Und jetzt einfach zu
sagen, das stehe doch in Paragraf 45 StVO, reicht
nicht aus. Da braucht man bestimmte Grenzwerte,
die Uberschritten sind, und der Luftreinhalteplan
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hat das alles durchgerechnet. Im Luftreinhalteplan
wurde sogar ein Mehr an Lkw-Fahrten prognosti-
ziert, und die Prifung hat eben ergeben, dass es
nicht méglich ist, ein flachendeckendes Durch-
fahrtsverbot rechtlich umzusetzen. Deswegen ist
es auch nicht notwendig, diesen Antrag noch ein-
mal an den Ausschuss zu Uberweisen. Der
Luftreinhalteplan wurde ausfiihrlich in den Aus-
schussen diskutiert, das Thema ist erst einmal
ausdiskutiert, und deswegen werden wir den An-
trag heute ablehnen. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Vielen
Dank, Herr Bill. — Herr Aukes kann meine Gedan-
ken lesen und geht zum Rednerpult. Sie haben
das Wort fiir die FDP-Fraktion.

Ewald Aukes FDP: Verehrtes Prasidium, meine
Damen und Herren! Meine Vorredner haben im
Grunde genommen das Reslimee des Antrags ge-
zogen. Auch wir werden dem Antrag der LINKEN
nicht zustimmen, denn er geht an den Realitaten
dieser Stadt einfach vorbei. Dieselfahrverbote sind,
wie wir haufiger festgestellt haben und auch immer
wieder feststellen werden, so, wie sie derzeit prak-
tiziert werden, absurd; sie bringen nichts. In Ham-
burg haben sie nichts gebracht, und sie werden
auch in anderen Stadten wenig bringen. Ich habe
einmal nachgeschaut, es gibt eine Weltkarte der
Dieselfahrverbote. Ich weil¥ nicht, ob Sie es wis-
sen: Da gibt es nur ein einziges Land auf der gan-
zen Welt, in dem es uberhaupt Dieselfahrverbote
gibt, und das ist die Bundesrepublik Deutschland.

(Beifall bei der FDP und bei Harald Feineis
AfD)

Daran sehen Sie, wie weit wir da von der Realitat
entfernt sind. Es kommt noch hinzu, Herr Hack-
busch, dass Hamburg im Gegensatz zu Minchen
keinen Autobahnring besitzt. Wir haben derzeit ei-
ne aulerst schwierige Umfahrungssituation der ge-
samten Stadt, sodass es letztendlich gar nicht
moglich ist, den Lastverkehr um Hamburg herum-
zulenken. Aufgrund vieler Gegebenheiten — auch
dartber haben wir hier schon haufiger gesprochen,
wir haben da sehr viel auch angemahnt, A 26,
A 20, Hafenquerspange, nichts ist fertig — kann im
Grunde genommen ein effektiver Umfahrungsver-
kehr derzeit gar nicht laufen. Es ist aber auch nicht
noétig, denn es gibt in Hamburg genug Maoglichkei-
ten, die Luftqualitdt nachhaltig zu verbessern
— auch das haben wir in mehreren Beitragen im-
mer wieder gesagt —, indem wir zum Beispiel intel-
ligente und vernetzte Ampelschaltungen einfihren,
indem wir beispielsweise die Regelungen so festle-
gen, dass Autos, auch Lastwagen, kontinuierlich
durch die Stadt fahren kénnen. All das fiihrt natur-
lich dazu, dass dann auch der Ausstol geringer
wird.

Ich denke, diese Frage mit einem Verbot zu |6sen,
ist erstens nicht durchfiihrbar, und zweitens ist
Hamburg ein Wirtschaftsstandort. Wir brauchen
den Giterverkehr in und um die Stadt. Deshalb ist
es notwendig, dass wir auch weiterhin die Mdglich-
keit eréffnen, dass Lastwagen und Fernverkehrs-
wagen durch die Stadt fahren kénnen. Und wenn
man es richtig regelt und richtig macht, dann wird
dies auch weiterhin moglich sein.

Alle anderen Loésungen wird es derzeit nicht ge-
ben, auch aufgrund der Tatsache, dass einige Par-
teien hier im Hause, wo auch immer, gegen ver-
ninftige Losungen sind. Deshalb werden wir — ein-
fach aus realistischen und wirtschaftlichen Grin-
den — dem Antrag nicht zustimmen und ein Verbot
des Durchfahrens grundsatzlich ablehnen. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Vielen
Dank. — Dann erhalt das Wort Herr Ehlebracht fir
die AfD-Fraktion.

Detlef Ehlebracht AfD: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren!

"Die Belastung der Menschen in der Stadt
[...] durch Luftverschmutzung, insbesondere
Stickoxide und Feinstaub, ist gesundheits-
gefahrdend hoch."

Die Aussage des ersten Satzes ist falsch und da-
mit das gesamte Fundament, auf dem dieser An-
trag fuldt.

Die Messergebnisse zeigen, dass in Hamburg ins-
gesamt eine gute Luftqualitat herrscht — Zitat des
Luftreinhalteplans auf Seite 17. Die Messergebnis-
se, die fir jedermann jederzeit zuganglich sind, be-
statigen das. Sie suchen sich im Grunde genom-
men aus der Vielzahl der Messwerte, die Uberwie-
gend unter den Grenzwerten liegen, diejenigen
heraus, die kritisch sind, aber deswegen noch lan-
ge nicht gesundheitsgefdhrdend. Einzig und allein
an 4 von 15 Messstationen im Hamburger Raum
wurde der Grenzwert flir Stickstoffdioxid temporar
Uberschritten, und dies auch nur an viel befahre-
nen Stralen in unmittelbarer Nahe zur Fahrbahn.
Hintergrundmessungen zeigen hingegen, dass mit
abnehmender Entfernung, und da rede ich von
Metern, diese Grenzwerte sehr schnell deutlich un-
terschritten werden. Wenn man dann noch in die
Hohe geht, werden sie noch deutlicher unterschrit-
ten.

Hinzu kommt, dass seit Jahren die Hohe der Uber-
schreitung dieses Stoffes kontinuierlich abnimmt.
Auch ohne abstruse und véllig wirklichkeitsfremde
MaRnahmen wie diese Durchfahrtsverbote, die
noch unsinniger sind, als Licht mit Sacken in die
fensterlose Kirche in Schilda zu tragen, hatten sich
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diese Werte unter die Grenzwerte entwickelt. Es ist
einfach nur ein Goodie fiir die Seele der dort an-
sassigen Wahlerhochburg der GRUNEN, Klientel-
politik in Reinkultur statt Sachpolitik zum Wohle al-
ler.

Zu guter Letzt ist die willkirliche Festlegung dieses
Grenzwerts von 40 Mikrogramm zu hinterfragen,
die keinen fundierten wissenschaftlichen Hinter-
grund hat. Amerika lebt mit dem 2,5-Fachen an
Grenzwert. Und aufgrund dieser Faktenlage malen
Sie jetzt im einleitenden Satz ein Katastrophensze-
nario an die Wand, welches jeglicher Grundlage
entbehrt. Das reicht schon, um den Antrag abzu-
lehnen. Dennoch ein paar weitere Anmerkungen.

Erstens: In Bayern wird die Politik unter Einbezie-
hung der Realitat vollzogen. Deswegen gibt es de
facto kein Durchfahrtsverbot im Siden von Miin-
chen, da es dort keine Umfahrungsstrecken gibt.
A 995 Miinchen-Giesing zur A 95 fliihrt durch die
Stadt, A 95 zur A 96 Richtung Lindau fiihrt eben-
falls durch die Stadt.

Zweitens: Hamburg hat keine Ringautobahn wie
Minchen a la A 99, von der man den Verkehr von
Osten Uber den Norden nach Westen leiten kann.
Wir warten hier eigentlich nur noch auf die westli-
che oder die 6stliche Querung der Elbe, was si-
cherlich nur noch ein bis zwei

(Zuruf: Jahrzehnte!)

Generationen — Jahrzehnte habe ich nicht ge-
hofft — dauern wird.

(Beifall bei Dr. Alexander Wolf AfD)

Zum Dritten: Uberhaupt schreiben Sie nur, wo die
Durchfahrt immer verboten werden muss, sagen
aber nicht, wohin die Lkws ausweichen sollen.
Wenn Sie sich hier nicht als Magier auszeichnen
wollen, kénnen Sie das im Grunde genommen
auch gar nicht, denn es gibt keine Moglichkeiten,
wohin Sie diesen Verkehr ausweichen lassen
kénnten. Und wenn da etwas ware, wie wirde
dann sichergestellt werden, dass der Transit-Lkw
auch die Transitstrecke nimmt? Vielleicht so, wie
jetzt das Durchfahrtsverbot kontrolliert werden wiir-
de, namlich gar nicht? Das Ganze, wenn es dann
so ware, ware mit einem nicht zu vertretenden Auf-
wand zu kontrollieren. Dieser Antrag ist im Grunde
genommen durch die Bank unnitz und unsinnig, er
wlrde in der Umsetzung an den Fakten der Reali-
tat zerschellen.

Zum vierten Punkt ist eigentlich nur noch zu sagen,
dass dieser Vergleich von Miinchen und Hamburg
hinkt, so wie im Grunde genommen oftmals — nicht
immer, aber oftmals — die Vergleiche im Fahrrad-
wettbewerb zwischen Hamburg und Kopenhagen
hinken. Wahrend Minchen im Zentrum seiner
Stadt namlich ein Hofbrauhaus stehen hat, haben
wir im Zentrum unserer Stadt einen Hafen.

(Zuruf: Ein Rathaus!)

Mehr muss man dazu eigentlich nicht sagen. Man
hat wirklich die Beflirchtung, dass als Nachstes
von lhnen der Antrag kommt, ein Durchfahrtsver-
bot fir Schiffe zu erlassen, die keinen E-Antrieb
aufweisen. Sie wollen aus Hamburg eine grine
Wohlfiihl- und Wellnessoase machen, und dazu
muss gleich die gesamte Wirtschaft in die Knie ge-
zwungen werden. Und Sie erzahlen wie immer
auch niemandem, wo Sie im Grunde genommen
die finanziellen Mittel fiir all lhre Wohltaten herneh-
men wollen. Da wird es dann nicht helfen, wenn
Sie in einigen Laden Kaffee aus Fairtrade-Kondi-
tionen handeln oder vielleicht Che-Guevara-T-
Shirts verkaufen mit dem Konterfei von Herrn
Ovens drauf. Diese Steuereinnahmen werden
dann nicht reichen, um all das umzusetzen.

Alles in allem ein Antrag, wie ihn realitatsferner
nicht einmal die GRUNEN hatten stellen kénnen.
Fast alle lhre bisherigen Antrage waren besser.

(Glocke)

Wir werden ihn _\_Neder inhaltlich unterstiitzen noch
sind wir fur die Uberweisung an den Ausschuss. —
Danke.

(Beifall bei der AfD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Zu Wort
gemeldet hat sich jetzt noch einmal der Kollege
Hackbusch fiir die Fraktion DIE LINKE.

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Vielen Dank,
Herr Prasident. — Das ist ja toll gewesen mit den
Antworten, denn entweder brachte es gar nichts
oder es brachte gleich die ganze Welt durcheinan-
der, irgendetwas dazwischen. Es ist dementspre-
chend schwer, darauf insgesamt zu antworten. Ich
versuche einmal, auf die einzelnen Argumente, die
genannt worden sind, kurz einzugehen.

(Dennis Thering CDU: Nein, das brauchen
wir nicht!)

Das Erste, das ist mir sehr wichtig, ist die Ausein-
andersetzung um die Koérperverletzung. Wir haben
in diesen Bereichen der Stadt seit Jahrzehnten ei-
ne Debatte Uber die Frage, dass wir alle wissen,
dass diese Grenzwerte, wenn sie denn gerissen
werden — ich will jetzt nicht auf die Diskussion dort
eingehen —, in dem Augenblick naturlich schadi-
gend sind, korperverletzend sind. Vor 10 oder
15 Jahren wurde uns versprochen, dass das Pro-
blem innerhalb von drei, vier, finf Jahren geldst
wird. Es ist immer noch nicht gelést, und dement-
sprechend ist es eine wichtige Sache, sich darlber
auseinanderzusetzen. Es verletzt den Korper,
selbstverstandlich, und die Stadt hat dafir zu sor-
gen, dass diese Situation sich verandert.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie hat es vor allen Dingen auch dann zu machen
und ein paar Gehirnzellen mehr einzuschalten,
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wenn wir gegenwartig feststellen, dass die bisheri-
gen Malinahmen, nach dem, was wir dort sehen
— und das wissen Sie selbst, in lhren Monatsbe-
richten kdnnen Sie sich das doch im Luftmessnetz
anschauen —, diese Zahlen nicht verbessert ha-
ben. Dementsprechend haben Sie die Aufgabe,
selbstverstandlich an dieser Stelle noch etwas zu
machen und sich zu Uberlegen, was es sein kdnn-
te.

Das ware jetzt der Punkt im Zusammenhang mit
dem Argument, das Sie dazu benutzen. Das erste
Argument ware, es bringe zu wenig. Ich sage |h-
nen, jeder Lkw, der dort nicht durchfahrt, ist eine
Verbesserung der Situation. Und da nennen Sie
doch einmal ein Argument, was dann dagegen
spricht. Naturlich ist das eine Verbesserung.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie wissen doch selbst nicht, was sich dort eigent-
lich genau verandert. Das sagen die Antworten auf
unsere Kleinen Anfragen. Dementsprechend wére
es wichtig, sich dartber auseinanderzusetzen und
mitzubekommen, was sich dort verandert. Ist das
ein riesiger Aufwand? Nein. Ich sage lhnen, das
sind ein paar Schilder, die dort aufgestellt werden,
und das natirlich dann irgendwann zu kontrollie-
ren. Ist es so viel schwieriger als in Minchen?
Miinchen macht genau das. Ubrigens, Herr Bill,
Miinchen praktiziert dieses Durchfahrtsverbot seit
2003, juristisch unterlegt. Dementsprechend ist es
doch nur eine Ausrede, die Sie hier benutzen. Sie
wollen sich damit nicht auseinandergesetzt haben,
Sie haben sich vor einem halben Jahr ... Sie mei-
nen, die Welt ware jetzt verandert worden. Sie ha-
ben einen Luftreinhalteplan, der leider nicht einge-
halten wird, und Sie wollen keine weiteren Hinwei-
se dazu. Das werden wir nicht akzeptieren.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Ich sehe
jetzt keine weitere Wortmeldung zu diesem Tages-
ordnungspunkt, deshalb kommen wir zur Ab-
stimmung.

Wer also mochte zunachst die Drucksache
21/14330 federfihrend an den Verkehrsausschuss
und mitberatend an die Ausschisse fliir Wirtschaft,
Innovation und Medien sowie Umwelt und Energie
Uberweisen? — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das ist dann mit sehr grof3er Mehrheit ab-
gelehnt.

Wir stimmen dann Uber den Antrag der LINKEN
aus Drucksache 21/14330 in der Sache ab.

Wer diesem seine Zustimmung geben mdchte, den
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Dann ist das ebenfalls mit grof3er
Mehrheit abgelehnt.

Punkt 35, Antrag der FDP-Fraktion: Opfer von psy-
chischer Gewalt im Opferentschadigungsgesetz er-
fassen.

[Antrag der FDP-Fraktion:

Opfer von psychischer Gewalt im Opferent-
schadigungsgesetz erfassen

— Drs 21/14517 -]

Die CDU-Fraktion mochte diese Drucksache an
den Ausschuss fiir Soziales, Arbeit und Integration
Uberweisen. Es wurde mitgeteilt, dass die Fraktio-
nen keine Debatte fliihren wollen. Deshalb stimmen
wir jetzt gleich Uber den Uberweisungsantrag ab.

Wer mdchte also die Drucksache 21/14517 an den
Ausschuss fiir Soziales, Arbeit und Integration
Uberweisen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? -
Dann ist das mehrheitlich angenommen und der
Antrag wurde Uberwiesen.

Punkt 2, Bericht des Eingabenausschusses.

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/14444 -]

Wer moéchte sich hier zunachst der Empfehlung
anschlieen, die der Eingabenausschuss zu der
Eingabe 660/18 abgegeben hat? — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Dann ist das mehrheitlich ange-
nommen.

Wer mochte dann den Empfehlungen zu den Ein-
gaben 708/17 und 901/17 sowie 461/18, 601/18,
651/18 und 654/18 folgen? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Dann ist das einstimmig bei ein paar
Enthaltungen angenommen.

Wer schliet sich dariber hinaus den Empfehlun-
gen zu den ubrigen Eingaben an? — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Das war einstimmig.

Die in der Geschéaftsordnung fiir bestimmte Punkte
der Tagesordnung vorgesehene

Sammeliibersicht™
haben Sie erhalten.

Ich stelle nun zunachst fest, dass die Burgerschaft
die unter A aufgefuhrten Drucksachen zur Kennt-
nis genommen hat.

Wer stimmt den Uberweisungsbegehren unter B
zu? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist
das einstimmig Uberwiesen.

** Sammellbersicht siehe Seite 6413
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http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/14444
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** Sammelübersicht siehe Seite 6413

HembacRu
Schreibmaschinentext


Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 84. Sitzung am 17. Oktober 2018 6409

(Erster Vizeprasident Dietrich Wersich)

Punkt 3, Grolke Anfrage der AfD-Fraktion: Gewalt
gegen Arzte und medizinisches Fachpersonal.

[GroRe Anfrage der AfD-Fraktion:

Gewalt gegen Arzte und medizinisches Fach-
personal

— Drs 21/13891 -]

Diese Drucksache mochte die AfD-Fraktion an den
Gesundheitsausschuss lberweisen.

Wer méchte diesem Uberweisungsbegehren fol-
gen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist
das abgelehnt.

Dann stelle ich fest, dass die Birgerschaft von der
Grolten Anfrage aus Drucksache 21/13891 ohne
Besprechung Kenntnis genommen hat.

Punkt 4, GroRe Anfrage der CDU-Fraktion: Projekt
23+ Starke Schulen — Muss jetzt der Bund dem
Senator unter die Arme greifen?

[GroBe Anfrage der CDU-Fraktion:

Projekt 23+ Starke Schulen — Muss jetzt der
Bund dem Senator unter die Arme greifen?

— Drs 21/13975 -]

Zu dieser Drucksache liegt seitens der CDU-Frakti-
on ein Antrag auf Uberweisung an den Schulaus-
schuss vor.

Wer mdchte so verfahren? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Dann ist das abgelehnt.

Ich stelle wieder fest, dass die Biirgerschaft von
der GroRRen Anfrage Kenntnis genommen hat.

Punkt 5, GroRe Anfrage der AfD-Fraktion: Zahlung
von Kindergeld an auslandische Empfanger.

[GroRe Anfrage der AfD-Fraktion:

Zahlung von Kindergeld an auslandische Emp-
fanger (Il)

— Drs 21/14035 (2. Neufassung) -]

Diese Drucksache mochte die AfD-Fraktion an den
Ausschuss fur Soziales, Arbeit und Integration
Uberweisen.

Wer mochte sich dem anschlieRen? — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Dann ist das mehrheitlich
abgelehnt.

Die Grofle Anfrage aus Drucksache 21/14035,
zweite Neufassung, wurde dann ohne Bespre-
chung zur Kenntnis genommen.

Punkt 6, GroRe Anfrage der Fraktion DIE LINKE:

Einsatz von Security in der Hamburger Kinder- und
Jugendhilfe.

[GroBe Anfrage der Fraktion DIE LINKE:

Einsatz von Security in der Hamburger Kinder-
und Jugendhilfe

— Drs 21/14054 -]

Die Fraktion DIE LINKE hat hierzu die Uberwei-
sung an den Familien-, Kinder- und Jugendaus-
schuss beantragt.

Wer mdchte dem Uberweisungsbegehren fol-
gen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist
das mehrheitlich abgelehnt.

Auch diese GroRRe Anfrage wurde ohne Bespre-
chung zur Kenntnis genommen.

Punkt 7, GroRe Anfrage der Fraktion DIE LINKE:
Sozialintegrative  Fordermdglichkeiten in  der
Flichtlingshilfe — Wer kann wo und zu welchem
Zweck eine Forderung beantragen?

[GroBe Anfrage der Fraktion DIE LINKE:
Sozialintegrative Foérdermoglichkeiten in der
Fliichtlingshilfe — Wer kann wo und zu welchem
Zweck eine Forderung beantragen?

— Drs 21/14056 —]

Diese Drucksache méchte die Fraktion DIE LINKE
an den Ausschuss fir Soziales, Arbeit und Integra-
tion Uberweisen.

Wer moéchte dem zustimmen? — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Dann ist auch diese Grof3e Anfra-
ge ohne Besprechung zur Kenntnis genommen
worden.

Aufruf Punkt 15, Unterrichtung durch die Prasiden-
tin: Einspruch des Abgeordneten Dr. Ludwig Flo-
cken gemal Paragraf 49 der Geschaftsordnung
der Hamburgischen Blrgerschaft.

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Einspruch des Abgeordneten Dr. Ludwig Flo-
cken gemaR § 49 der Geschiftsordnung der
Hamburgischen Biirgerschaft

— Drs 21/14506 —]

Der Einspruch ist Ihnen allen im Wortlaut zugegan-
gen. Gemal Paragraf 49 unserer Geschéaftsord-
nung hat die Birgerschaft ohne Beratung uber die-
sen Einspruch zu entscheiden.

Wer also mdchte nun dem Einspruch des Abgeord-
neten Dr. Flocken stattgeben? — Wer mochte das
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nicht? — Wer enthalt sich? — Dann ist der Ein-
spruch mit groRer Mehrheit zuriickgewiesen.

Punkt 17, Bericht des Haushaltsausschusses:
Haushaltsplan 2017/2018, Nachbewilligung nach
Paragraf 35 Landeshaushaltsordnung beim Einzel-
plan 5.0, Finanzierung von Analysegeraten fur das
Institut far Hygiene und Umwelt.

[Bericht des Haushaltsausschusses iuber die
Drucksache 21/13805:

Haushaltsplan 2017/2018, Nachbewilligung
nach § 35 Landeshaushaltsordnung, Einzelplan
5.0 Behorde fiir Gesundheit und Verbraucher-
schutz, Finanzierung von Analysegeraten fiir
das Institut fur Hygiene und Umwelt (Senatsan-
trag)

— Drs 21/14418 -]

Wer moéchte hier der Empfehlung des Haushalts-
ausschusses folgen und den Senatsantrag aus
Drucksache 21/13805 mit der vom Ausschuss
empfohlenen Anderung beschlieRen? — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Dann ist das einstimmig ge-
wesen.

Es bedarf hierzu einer zweiten Lesung. Stimmt der
Senat einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? — Den gibt es nicht.

Wer will dann den soeben in erster Lesung gefass-
ten Beschluss auch in zweiter Lesung fassen? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist der Be-
schluss auch in zweiter Lesung gefasst und somit
ist das Gesetz beziehungsweise die Finanzierung
endgliltig beschlossen.

Punkt 18, Bericht des Haushaltsausschusses:
Haushaltsplan 2017/2018, Einzelplan 7, Genehmi-
gung von UberplanmafRigen Kosten nach Para-
graf 39 LHO im Haushaltsjahr 2017.

[Bericht des Haushaltsausschusses iiber die
Drucksache 21/13505:

Haushaltsplan 2017/2018 — Einzelplan 7 — Be-
horde fiir Wirtschaft, Verkehr und Innovation,
Genehmigung von iiberplanmidRigen Kosten
nach § 39 Landeshaushaltsordnung im Haus-
haltsjahr 2017 (Senatsantrag)

— Drs 21/14425 -]

Wer sich hier der Ausschussempfehlung anschlie-
Ren mdchte, den bitte ich um das Handzeichen. —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist das
mehrheitlich beschlossen.

Es bedarf auch hierzu einer zweiten Lesung.
Stimmt der Senat einer sofortigen zweiten Lesung
zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Auch das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus
dem Hause? — Nein.

Dann frage ich: Wer will den soeben in erster Le-
sung gefassten Beschluss auch in zweiter Lesung
fassen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann
ist das damit auch in zweiter Lesung und somit
endgliltig beschlossen worden.

Punkt 21, Bericht des Haushaltsausschusses: End-
loses Warten aufs Geld — Schnellere Bearbeitung
der Beihilfeantrdge dringend erforderlich.

[Bericht des Haushaltsausschusses iiber die
Drucksache 21/12025:

Endloses Warten aufs Geld — Schnellere Bear-
beitung der Beihilfeantrage dringend erforder-
lich (Antrag der CDU-Fraktion)

— Drs 21/14491 -]

Wer mdchte sich der Ausschussempfehlung an-
schlieRen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? -
Dann ist das mehrheitlich so beschlossen.

Punkt 23, Bericht des Haushaltsausschusses: Jah-
relange Freistellungen von suspendierten Beamten
verhindern — Straf- und Disziplinarverfahren be-
schleunigen!

[Bericht des Haushaltsausschusses iiber die
Drucksache 21/13936:

Jahrelange Freistellungen von suspendierten
Beamten verhindern — Straf- und Disziplinarver-
fahren beschleunigen! (Antrag der CDU-Frakti-
on)

— Drs 21/14493 -]

Wer moéchte hier der Empfehlung des Haushalts-
auschusses folgen? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Dann ist auch das mehrheitlich beschlos-
sen.

Punkt 25, Bericht des Stadtentwicklungsausschus-
ses: 159. Anderung des Flachennutzungsplans
und 143. Anderung des Landschaftsprogramms —
Wohnen am Duvenacker in Eidelstedt.

[Bericht des Stadtentwicklungsausschusses
tiber die Drucksache 21/13501:
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159. Anderung des Flachennutzungsplans fiir
die Freie und Hansestadt Hamburg — Wohnen
am Duvenacker in Eidelstedt —

143. Anderung des Landschaftsprogramms fiir
die Freie und Hansestadt Hamburg — Wohnen
am Duvenacker in Eidelstedt — (Senatsantrag)

— Drs 21/14439 -]

Wer schliet sich der Empfehlung des Stadtent-
wicklungsausschusses an? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Dann ist das mehrheitlich beschlos-
sen.

Punkt 26, Bericht des Stadtentwicklungsausschus-
ses: 160. Anderung des Flachennutzungsplans
und 144. Anderung des Landschaftsprogramms —
Wohnen und Grin stidlich Poppenblitteler Berg.

[Bericht des Stadtentwicklungsausschusses
tiber die Drucksache 21/13915:

160. Anderung des Flachennutzungsplans fiir
die Freie und Hansestadt Hamburg — Wohnen
und Griin sidlich Poppenbiitteler Berg in Pop-
penbiittel —

144. Anderung des Landschaftsprogramms fiir
die Freie und Hansestadt Hamburg — Wohnen
und Griin sidlich Poppenbiitteler Berg in Pop-
penbiittel — (Senatsantrag)

— Drs 21/14440 -]

Wer schlie3t sich hier der Empfehlung des Stadt-
entwicklungsausschusses an? — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Dann ist das einstimmig be-
schlossen worden.

Punkt 27, Bericht des Stadtentwicklungsausschus-
ses: 161. Anderung des Flachennutzungsplans
und 145. Anderung des Landschaftsprogramms —
Freiflachen nérdlich der Bahntrasse in Neugraben-
Fischbek.

[Bericht des Stadtentwicklungsausschusses
tiber die Drucksache 21/13916:

161. Anderung des Flachennutzungsplans fiir
die Freie und Hansestadt Hamburg — Freifla-
chen noérdlich der Bahntrasse in Neugraben-
Fischbek —

145. Anderung des Landschaftsprogramms fiir
die Freie und Hansestadt Hamburg — Freifla-
chen nordlich der Bahntrasse in Neugraben-
Fischbek — (Senatsantrag)

— Drs 21/14441 -]

Wer schliet sich der Empfehlung des Stadtent-
wicklungsausschusses an? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Dann ist auch das einstimmig be-
schlossen.

Punkt 31, Antrag der CDU-Fraktion: Die Kleinsten
besser schitzen — Verkehrserziehung an Kitas und
Schulen ausbauen, Unfallpravention in deren Um-
feld starken.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Die Kleinsten besser schiitzen — Verkehrserzie-
hung an Kitas und Schulen ausbauen, Unfall-
pravention in deren Umfeld stirken

— Drs 21/14347 -]

Vonseiten der CDU-Fraktion liegt hierzu ein Antrag
auf Uberweisung an den Verkehrsausschuss vor.

Wer mochte diesem Uberweisungsbegehren fol-
gen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist
die Uberweisung abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung in der Sache Uber
den CDU-Antrag aus Drucksache 21/14347.

Wer moéchte sich diesem anschlieRen? — Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Dann ist das mehrheit-
lich abgelehnt.

Punkt 32, Antrag der CDU-Fraktion: Erster Burger-
meister muss sein Versprechen zum Schutz der
Hummelsbuttler Feldmark einhalten.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Erster Biirgermeister muss sein Versprechen
zum Schutz der Hummelsbiittler Feldmark ein-
halten

— Drs 21/14482 -]

Hierzu liegt vonseiten der LINKEN ein Antrag auf
Uberweisung federfiihrend an den Ausschuss fiir
Umwelt und Energie sowie mitberatend an den
Stadtentwicklungsausschuss vor.

Wer mdchte dieser Uberweisung zustimmen? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist das
Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab.

Wer moéchte dem CDU-Antrag aus Drucksache
21/14482 folgen? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Dann ist das abgelehnt worden.

Punkt 33, Antrag der Fraktionen der GRUNEN und
der SPD: Sanierungsfonds 2020: Anbau am Boots-
haus des Ruder-Clubs Bergedorf zur Einrichtung
eines Fitnessbereichs.

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/14439
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/14440
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/14441
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/14347
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/14482
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Sanierungsfonds 2020: Anbau am Bootshaus
des Ruder-Clubs Bergedorf zur Einrichtung ei-
nes Fitnessbereichs

— Drs 21/14515 -]

(Heiterkeit bei allen Fraktionen)

— Ich verstehe die Heiterkeit im Hause nicht. Das
ist sicherlich die Vorbereitung auf den weiteren Kii-
mawandel, wenn der See austrocknet.

Also wer mdchte diesen Antrag beschlieRen? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Einstimmig be-
schlossen. — War das eine Gegenstimme? — Die
LINKEN haben dagegengestimmt. Trotzdem &n-
dert das nichts am Ergebnis dieser Abstimmung.

Aufruf Punkt 38, Antrag der CDU-Fraktion: Knap-
per Parkraum und die Durchfiihrung hoheitlicher
Aufgaben — Parkerleichterungen fir Hamburgs Ge-
richtsvollzieher ermoglichen.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Knapper Parkraum und die Durchfiihrung ho-
heitlicher Aufgaben — Parkerleichterungen fiir
Hamburgs Gerichtsvollzieher ermdglichen

— Drs 21/14520 -]

Diese Drucksache mochte die CDU-Fraktion an
den Ausschuss fur Justiz und Datenschutz tber-
weisen.

Wer mochte das auch? — Wer ist dagegen? — Ent-
haltungen? — Dann wurde die Uberweisung abge-
lehnt.

Wir kommen zur Abstimmung in der Sache.

Wer moéchte den Antrag der CDU aus Drucksache
21/14520 annehmen? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Dann ist das ebenfalls knapp abgelehnt.

Aufruf Punkt 41, Antrag der Fraktionen der SPD
und der GRUNEN: Staatsexamen 2.0 — Die Digita-
lisierung im Jurastudium vorantreiben.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Staatsexamen 2.0 — Die Digitalisierung im Jura-
studium vorantreiben

— Drs 21/14523 -]

Wer diesem Antrag folgen mochte, den bitte ich
um Handzeichen. — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Bei ein paar Enthaltungen ist das ange-
nommen worden.

Als Letztes Aufruf Punkt 44, Antrag der AfD-Frakti-
on: Grindung einer Recherche- und Informations-
stelle Antisemitismus in Hamburg.

[Antrag der AfD-Fraktion:

Griindung einer Recherche- und Informations-
stelle Antisemitismus in Hamburg

— Drs 21/14526 —]

Wer mochte dem AfD-Antrag zustimmen? — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Dann ist der Antrag
mit groBer Mehrheit abgelehnt.

Damit ist die Sitzung fir heute geschlossen. Sché-
nen Feierabend.

Ende: 19.33 Uhr

Hinweis: Die mit * gekennzeichneten Redebeitrdge wurden in der von der Rednerin beziehungsweise vom

Redner nicht korrigierten Fassung aufgenommen.

In dieser Sitzung waren nicht anwesend: die Abgeordneten Martin Dolzer, Jasmin Janzen, Peter Lorkowski,
Antje Maller, Christel Nicolaysen und Christiane Schneider


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/14515
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/14520
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/14523
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/14526
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Sammeliibersicht gemal § 26 Absatz 5 GO
fur die Sitzung der Burgerschaft am 17. Oktober 2018

A. Kenntnisnahmen

Anlage

TOP | Drs- Gegenstand
Nr.

8 14196 | Wie neutral und effektiv arbeitet die Bezirksaufsicht der Finanzbehérde?

11 14460 |Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen der Burgerschaft vom
6. Dezember 2017 "Funktionierendes Entwasserungssystem fiir Wilhelmsburger Neubau-
gebiete sicherstellen" (Drucksache 21/11068)

13 14424 | Birgerschaftliches Ersuchen vom 11. Oktober 2017: "Reform der Seelotsenausbildung —
Zukunftssicherung eines fir Hamburg sehr relevanten Berufs" — Drs. 21/10512

16 14416 | Bericht des Verkehrsausschusses

19 14443 | Bericht des Haushaltsausschusses

20 14490 |Bericht des Haushaltsausschusses

22 14492 | Bericht des Haushaltsausschusses

24 14494 | Bericht des Haushaltsausschusses

29 14483 | Bericht der Hartefallkommission

B. Einvernehmliche Ausschussiiberweisungen

TOP | Drs-Nr. Gegenstand auf Antrag | Uberweisung an
der
34 14516 | Funktionierender Rechtsstaat: Anpassungen des Strafge- | SPD, Ausschuss fiir
setzbuches bei minderschweren Delikten priifen GRUNEN, |Justiz und Daten-
FDP schutz
36 14518 |Unabhangige Prifung der Vernichtung von mehr als einer | SPD, Kulturausschuss
Million arztlicher Todesbescheinigungen im Staatsarchiv | CDU,
GRUNEN,
LINKEN
37 14519 |Hamburger Abitur zu leicht im Vergleich zu anderen Bun- |SPD, Schulausschuss
deslandern — Abiturqualitat erhéhen und Aligemeinbil- CDU,
dung starken GRUNEN






